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Kurzum | von Uwe Kremer

û  Uwe Kremer ist Mitherausgeber 
der spw.

Foto: privat

Die jüngst vorgelegte sozialpolitische Agen-
da der SPD stellt einen Systemwechsel dar. Die 
Ausweitung des Niedriglohnsektors  – mit sei-
nen Konsequenzen für das gesamte Lohngefüge  
und die Hinwendung vom Versicherungs- zum 
Subsidiaritätsprinzip – bildeten zwei grundle-
gende Prinzipien der „Agenda 2010-Politik“. 
Hiermit bricht die neue Agenda, indem sie 
verschiedene Grundsicherungsregelungen mit 
vergabe- und tarifrechtlichen Regularien zur 
Stärkung des Lohngefüges verknüpft. Dies ist 
programmatisch sicher ausbaufähig, aber ein  
– hoffentlich nicht zu später – Anfang.

Auf einer historischen Achse betrachtet ist 
das kein Linksruck, sondern die Wiederherstel-
lung eines sozialdemokratischen, weit in die Ge-
sellschaft hineinreichenden Grundkonsenses. 
Dies ist gut so, zumal ein derartiger Konsens 
auch die Basis für (durchaus kontroverse) An-
schlussdiskussionen schafft. Sie sind notwendig, 
bevor die SPD sich wie im Jahr 2017 als Partei 
der „hart arbeitenden Mitte“ berauscht. Denn 
so richtig der „Respekt vor den Lebensleistun-
gen“ jener „Mitte“ ist und so wenig die Partei 
sich ohne diesen Bezug regenerieren kann, so 
sehr muss sie zweierlei im Blick behalten:

•	 die prekarisierten Bevölkerungsschichten, 
die sich durch unstete Biografien und „Le-
bensleistungen“ auszeichnen: Die neue 
Agenda kann – falsch gehandhabt – auch 
zu neuen und durchaus ressentimentgela-
denen Abgrenzungslinien zwischen ihnen 
und Teilen der  „hart arbeitenden Mitte“ 
führen;

•	 die Tatsache, dass die Abwendung vieler 
durchaus „hart arbeitender“ Erwerbstätiger 
von der SPD, v.a. in Richtung der Grünen, 
auch und gerade mit der Doppelbödigkeit 
zu tun hat, mit der die Partei Fragen des 
ökologisch-sozialen Strukturwandels be-
handelt –  etwa beim Thema Diesel.

 Die Sozialdemokratie muss – kurzum 
– gesellschaftlich wieder in verschiedene Rich-
tungen bündnisfähig werden. Es ist zunächst 

zweitrangig, ob sie dies durch die substantiel-
le Ausweitung der Wählerschaft oder als trei-
bende Kraft in politischen Allianzen umsetzt. 
Die neue Agenda kann hierfür ein Ausgangs-
punkt sein, aber auch zu einer verhängnisvollen 
programmatischen und repräsentativen Veren-
gung führen.     

In diesem Sinne sollte eine zweite Großbau-
stelle eröffnet werden: der desaströse Zustand 
der Infrastrukturen in Deutschland – von der 
Pflege über den  Wohnungsbau bis zum Ver-
kehrswesen. Auch hier besteht eine erhebliche 
Glaubwürdigkeitslücke, da die Sozialdemo-
kratie in den 2000er-Jahren die Privatisierung 
und Kommerzialisierung öffentlicher Infra-
strukturen maßgeblich vorantrieb und für die 
jahrelange staatliche Untätigkeit trotz sichtbar 
wachsender Probleme mitverantwortlich ist.  

Eine drastische Ausweitung von Infrastruk-
turinvestitionen in Verbindung mit einer kon-
sequenten Durchsetzung öffentlicher Ziele, 
wiederum unter Nutzung und Ausweitung 
staatlicher Verfügungsgewalt und Einflussmög-
lichkeiten, dürfte auf großen Rückhalt in der 
Bevölkerung stoßen. Kurzum: Die SPD kann 
und muss auch als eine Partei der infrastruktu-
rellen ökologisch-sozialen Modernisierung für 
breitere Teile der Gesellschaft wieder erkennbar, 
glaubwürdig und bündnisfähig werden. 	 ó
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Die Labour-Partei und der Brexit
von Mary Kaldor

û  Mary Kaldor ist emeritierte Pro-
fessorin für Global Governance und 
Leiterin der Abteilung für Konflikt-
forschung und Zivilgesellschaft am 
Institut für Internationale Entwick-
lung der London School of Econo-
mics and Political Science

Foto: Universität von Sussex

Die Labour-Partei ist die ‚Remain‘-Partei. 
Eine am Vorabend des Parteitags 2018 durch-
geführte YouGov-Umfrage hat gezeigt, dass 
90 Prozent der Labour-Mitglieder für einen 
Verbleib in der Europäischen Union stimmen 
würden, sollte es zu einem zweiten Referendum 
kommen, und dass 86 Prozent ein solches Re-
ferendum befürworten.� Labour-WählerInnen 
sind ebenfalls überwiegend für einen Verbleib 
und von denjenigen, die beim ersten Referen-
dum für den Austritt gestimmt haben, hält eine 
Mehrheit andere Themen für wichtiger. Auch 
Momentum, die Bewegung, die 2015 von Cor-
byn-AnhängerInnen ins Leben gerufen wurde, 
hat seine Mitglieder vor Kurzem befragt und 
dabei festgestellt, dass diese mit großem Ab-
stand einen Verbleib in der EU befürworten.

Das Problem ist, dass die Parteiführung, 
insbesondere das Büro von Jeremy Corbyn, 
ganz bewusst einen Kurs der mehrdeutigen 
Botschaften verfolgt. Während des Referen-
dumswahlkampfs hat sich Corbyn zwar für 
einen Verbleib in der EU eingesetzt, aber seine 
KritikerInnen unterstellen ihm, er habe dies 
nur halbherzig getan. Es ist schwer zu sagen, 
ob das tatsächlich der Fall war oder ob er nicht 
vielmehr von der offiziellen Kampagne des 
‚Remain‘-Lagers an den Rand gedrängt wurde, 
in der Konservative, Liberale und Abgeord-
nete der Labour-Partei, die einen Mittekurs 

�	 The Guardian vom 22.09.2018: Corbyn faces clash with Labour members 
over second EU referendum, https://www.theguardian.com/politics/2018/
sep/22/corbyn-under-pressure-from-labour-members-over-brexit, abgeru-
fen am 17.02.2019

vertreten, den Ton angaben. Corbyn hat zwei-
fellos einige leidenschaftliche Reden gehalten. 
In einer dieser Reden sagte er: „Es gibt starke 
sozialistische Argumente für einen Verbleib in 
der Europäischen Union, genau wie es schlag-
kräftige sozialistische Argumente für eine Re-
form und einen progressiven Wandel in Euro-
pa gibt. Indem wir über den Kontinent hinweg 
zusammenarbeiten, können wir die wirtschaft-
liche Entwicklung fördern, soziale Rechte und 
Menschenrechte schützen, den Klimawandel 
bekämpfen und rigoros gegen Steuerhinterzie-
hung vorgehen.“� 

In der Zeit nach dem Referendum vertrat 
Corbyn die Ansicht, dass das Ergebnis der 
Abstimmung respektiert werden müsse und 
dass Labour versuchen sollte, die Spaltung in 
Brexit-BefürworterInnen und -GegnerInnen 
zu überwinden – diese Ansicht war damals 
ziemlich weit verbreitet. Er setzte sich für ei-
nen ‚weichen‘ Brexit ein, der einen dauerhaften 
Verbleib in der Zollunion und den Erhalt von 
Umweltschutzstandards und Arbeitnehmer-
rechten beinhalten sollte. Infolgedessen wurde 
das Thema Brexit während des Wahlkampfs im 
Jahr 2017 kaum diskutiert. Die Labour-Partei 
erzielte bei der Wahl einen beachtlichen Erfolg. 
Der enorme, 25 Prozentpunkte betragende 
Vorsprung, den die Konservative Partei laut 
Umfragen zu Beginn des Wahlkampfs hatte, 
konnte am Wahltag auf zwei Prozentpunkte 
verringert werden. Am Ende hatte keine der im 
Parlament vertretenen Parteien eine absolute 
Mehrheit und die Konservativen waren von 
den Stimmen der nordirischen Democratic 
Unionist Party (DUP) abhängig, einer extre-
mistischen, nationalistischen Partei. Labours 
Wahlerfolg konnte nicht allein auf Corbyns 
Charisma und die Popularität des Anti-Aus-
teritäts-Programms der Partei zurückgeführt 
werden. Entscheidend waren auch die großen 
Graswurzel-Kampagnen, die vor allem von 

�	 Cooper, Luke et al. (o.J.): Another Europa Is Possible, https://www.anothe-
reurope.org/wp-content/uploads/2018/03/aeip-reform-final-web.pdf, abge-
rufen am 17.02.2019.
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jungen Menschen angeführt wurden, die es be-
reuten, beim Referendum 2016 nicht mit abge-
stimmt zu haben, und das von ‚Best for Britain‘ 
und anderen Anti-Brexit-Bewegungen beför-
derte strategische Abstimmungsverhalten. Der 
Wahlerfolg in Kensington und Chelsea, einer 
wohlhabenden, von den konservativen Tories 
dominierten Gegend, lässt sich beispielswei-
se nicht mit einer Corbyn-Euphorie erklären; 
vielmehr war die Wahrnehmung ausschlagge-
bend, dass sich Labour eher dem Brexit entge-
genstellen würde als die Tories.

Seit den Wahlen im Jahr 2017 hat das Drän-
gen auf ein zweites Referendum insbesondere 
an der Basis der Labour-Partei zugenommen. 
Lokale Organisationseinheiten der Labour-
Partei brachten für den Parteitag im Jahr 2018 
um die 150 Anträge ein, von denen die meisten 
ein zweites Referendum beziehungsweise einen 
neuen Volksentscheid (‚People’s Vote‘) über 
den von Theresa May ausgehandelten Deal 
forderten – noch nie zuvor in der Geschichte 
der Partei wurden für ein einzelnes Anliegen 
so viele Anträge eingebracht. Nach langen Ver-
handlungen mit der Parteiführung (der Brexit 
hatte beim Parteitag 2017 noch nicht einmal 
auf der Tagesordnung gestanden, obgleich 
das Thema bei Veranstaltungen am Rande des 
Parteitages und bei Momentums parallel statt-
findender ‚World Transformed‘-Konferenz 
leidenschaftlich diskutiert wurde) wurde ein 
Kompromiss erzielt und fast einstimmig verab-
schiedet, mit dem sich Labour darauf festlegte, 
sich Mays Deal entgegenzustellen und dann 
auf Neuwahlen zu drängen. Sollten Neuwahlen 
nicht möglich sein, würden laut dem Beschluss 
alle anderen Optionen erwogen, einschließlich 
eines erneuten Volksentscheids. Als der Bre-
xit-Schattenminister Keir Starmer den Kom-
promissbeschluss vorstellte und den Halbsatz 
„mit der Option eines Verbleibs in der Europä-
ischen Union“ hinzufügte, brach der gesamte 
Parteitag in lauten Applaus aus.

Das ist der aktuelle Stand. Das Verhand-
lungsergebnis, das Theresa May aus Brüssel 
mitgebracht hat, wurde abgeschmettert, und 
zwar deutlicher als es irgendjemand erwartet 
hatte. Labour brachte unmittelbar darauf ein 
Misstrauensvotum gegen die Regierung ein, 

welches seinerseits scheiterte. Die Parteifüh-
rung bleibt jedoch bei ihrer Linie, sie befür-
worte einen ‚besseren‘ oder ‚vernünftigeren 
Deal‘. Um AnhängerInnen eines Verbleibs in 
der EU zu beschwichtigen, fügt sie hinzu, dass 
im Falle eines Scheiterns dieses Vorhabens ein 
erneuter Volksentscheid in Erwägung gezogen 
würde. Die Idee eines ‚besseren Deals‘ ist eine 
Schimäre – eine ‚Einhörner‘-Fantasie, wie viele 
sagen. Die Idee eines ‚besseren Deals‘ besteht 
im Wesentlichen aus kleinen Justierungen an 
Mays Deal, und zwar indem die Zollunion 
dauerhaft eingerichtet und Umweltschutzstan-
dards sowie Arbeitnehmerrechte ergänzt wer-
den. Selbst wenn die EU bereit wäre, eine neue 
Verhandlungsrunde zu eröffnen, stünde dieser 
‚bessere Deal‘ am Ende vor genau denselben 
Hindernissen wie Mays Verhandlungsergeb-
nis. Brexit-BefürworterInnen würden diesen 
‚besseren Deal‘ hassen, weil er das Land wei-
testgehend an das europäische Regelwerk bin-
den würde, und das bei einem gleichzeitigen 
massiven Repräsentationsverlust in den euro-
päischen Institutionen, was auf einen enormen 
Souveränitätsverlust hinauslaufen und das 
Land zu dem machen würde, was Brexit-Be-
fürworterInnen als Vasallenstaat bezeichnen. 
Brexit-GegnerInnen, insbesondere die sich 
politisch links verortenden, lehnen einen sol-
chen Deal ebenfalls ab, weil das Vereinigte Kö-
nigreich keinen Einfluss mehr auf die Regeln 
der EU hätte und es ihnen nicht mehr möglich 
wäre, die EU im Zusammenschluss mit ande-
ren linken Parteien und Gruppierungen zu re-
formieren und zu demokratisieren.

Warum also hält die Parteiführung an ih-
rer Position fest? Eine weitverbreitete Theo-
rie ist, dass Corbyn selbst, trotz der von ihm 
angenommenen Haltung während des Refe-
rendumswahlkampfs, europaskeptisch ist. Er 
ist Teil der alten ‚Bennite Left‘, der Anhän-
gerschaft des ehemaligen britischen Politikers 
Tony Benn, die 1975 gegen den Eintritt in die 
Europäischen Gemeinschaften stimmte. Die-
se Theorie wird vor allem von den an einem 
Mittekurs orientierten Abgeordneten, den 
Veteranen der Blair-Jahre, vertreten, die Cor-
byn als Parteivorsitzenden aus tiefstem Her-
zen verabscheuen. Was auch immer Corbyns 
persönliche Ansichten sein mögen: Es stimmt, 
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dass es in der Labour-Partei trotz der von ei-
ner überwältigenden Mehrheit vertretenen 
proeuropäischen Haltung eine kleine Grup-
pe lautstarker ‚Lexiters‘ (linker Brexit-Befür-
worterInnen) gibt, die in Corbyns Büro einen 
starken Einfluss haben. Sie argumentieren, die 
Europäische Union sei ein von Grund auf neo-
liberaler Club, der nicht reformierbar sei.-Der 
Guru dieser Denkweise ist Costas Lapavitsos, 
ein Wirtschaftsprofessor und ehemaliger Ab-
geordneter der Partei Syriza. Sie behaupten 
zudem, die bestehenden europäischen Rege-
lungen zur staatlichen Beihilfe würden die La-
bour-Partei daran hindern, ihr sozialistisches 
Wahlprogramm umzusetzen.

Beide Argumente sind äußerst umstritten. 
Linke Brexit-Gegner, die bei weitem in der 
Überzahl sind, argumentieren, dass die Idee 
von einem auf ein einzelnes Land beschränkten 
Sozialismus in dieser globalisierten Welt eine 
Fantasievorstellung ist. Wenn wir die Auswir-
kungen der Globalisierung – insbesondere auf 
die deindustrialisierten Gegenden Großbritan-
niens, die beim Referendum für den Austritt 
gestimmt haben – ernsthaft angehen wollen, 
dann ist es unabdingbar, Teil einer größeren 
Gruppierung von Staaten zu sein und unsere 
Kräfte mit denen der Linken in ganz Europa 
zu bündeln. Hinzu kommt, dass sowohl Fran-
kreich als auch Deutschland ein weit höheres 
Niveau an staatlichen Beihilfen aufweisen als 
das Vereinigte Königreich und dass nichts von 
dem, was im Wahlprogramm der Labour-Par-
tei steht, nach den gegenwärtigen Regeln nicht 
umgesetzt werden könnte. Zudem weisen Lin-
ke Brexit-Gegner darauf hin, dass es das Verei-
nigte Königreich war, das in der EU eine neoli-
berale Politik vorangetrieben hat und dass wir 
es unseren sozialistischen Partnern in Europa 
schuldig sind, einen Beitrag zur Durchsetzung 
eines alternativen Politikmodells zu leisten. 
Das wahrscheinlich wichtigste Argument ist 
aber ein politisches: Der Brexit kann nur durch 
eine Allianz mit der Rechten zu Stande kom-
men – und eine solche Allianz würde jedwedes 
sozialistisches Projekt zunichtemachen.

Eine zweite, vielleicht überzeugendere The-
orie besagt, dass es der Parteiführung darum 
geht, die Labour-Fraktion im Parlament zu-

sammenzuhalten. Von den Labour-Abgeord-
neten, in deren Wahlkreisen eine Mehrheit 
für den Austritt gestimmt hat, haben zwar in 
der Vergangenheit viele einen Verbleib in der 
EU unterstützt. Nun aber zeigen sie sich zu-
tiefst besorgt um ihre eigene Position, sollte 
sich Labour offen für einen Verbleib ausspre-
chen. Bei den Wahlen im Jahr 2017 hat es die 
Labour-Partei geschafft, den Großteil ihrer 
traditionellen, von Brexit-AnhängerInnen do-
minierten Hochburgen zu verteidigen. Eine 
klare Positionierung für den Verbleib in der 
EU würde sich aber nicht zwangsläufig in Ver-
lusten niederschlagen. Wir sprechen hier von 
den ehemaligen Kohle- und Industrieregionen 
– Regionen, die von den Folgen des Brexits 
wohl am härtesten getroffen würden. Viele 
derjenigen, die für den Brexit gestimmt haben, 
sind bereits vor dem Referendum zur UK In-
dependence Party (UKIP) abgewandert und 
haben sich danach, als UKIPs Umfragewerte 
in den Keller gingen, eher den Konservativen 
als Labour angeschlossen (auch wenn es hier 
je nach Region Unterschiede gab). Selbst in 
Gegenden, in denen die Austrittsbefürworte-
rInnen gewonnen haben, ist die Mehrheit der 
Labour-WählerInnen für einen Verbleib und 
selbst von den Labour-WählerInnen, die für 
den Austritt gestimmt haben, halten Umfragen 
zufolge nur neun Prozent den Brexit für das 
wichtigste Thema. Bei einem Besuch in zwei 
dieser Gegenden habe ich kürzlich festgestellt, 
dass die allgemeine Stimmung eine der Desil-
lusion ist – die Menschen haben die Nase voll 
vom Brexit, sie sind entsetzt über das Chaos 
in Westminster und sie sind sich einig, selbst 
wenn sie für den Brexit gestimmt haben, dass 
der Austritt aus der EU negative wirtschaft-
liche Folgen hätte. Mein Gefühl ist, dass es in 
diesen Gegenden vor allem auf ein politisches 
Programm ankommt, das sich auf lokale The-
men konzentriert und auf die Frage, wie Inves-
titionen und Arbeitsplätze geschaffen werden 
und wirtschaftliche Erneuerung gelingen kann. 
Entscheidend ist: Wenn Labour beim Thema 
Brexit weiterhin mehrdeutige Botschaften aus-
sendet, wird die Partei im Rest des Landes, in 
den Gegenden, die für einen Verbleib gestimmt 
haben, sehr viel mehr Stimmen verlieren als sie 
dadurch in ihren traditionellen Hochburgen je 
hinzugewinnen könnte.



spw 1 | 2019� Meinung

Eine dritte Theorie hat etwas mit Taktik zu 
tun. Manch einer argumentiert, dass die Par-
teiführung eine raffinierte Strategie verfolgt, 
die darauf abzielt, die Tories scheitern zu las-
sen. Der von Labour vorgeschlagene ‚bessere 
Deal‘ mag die Unterstützung vieler moderater 
Tories erhalten, aber er würde die Konservati-
ve Partei spalten. Wenn das die Strategie sein 
sollte, so wäre das verwerflich, da damit die 
parteipolitische Taktik vor das Wohlergehen 
des Landes gestellt würde. Wenn bei dieser 
Strategie überdies in Kauf genommen werden 
sollte, den Brexit am Ende geschehen zu las-
sen oder, schlimmer noch, einen Brexit ohne 
Abkommen geschehen zu lassen, so würde der 
Großteil der Labour-Mitglieder dies der Par-
teiführung niemals verzeihen.

Und schließlich ist da noch das Demokra-
tie-Argument. Corbyn ist ein Demokrat und 
vielleicht ist er einfach zutiefst davon über-
zeugt, dass das Ergebnis des Referendums zu 
respektieren ist. Darüber hinaus besteht ein 
erhebliches Unbehagen angesichts der Vor-
stellung, dass ein zweites Referendum der ex-
tremen Rechten eine Bühne bereiten und die 
Polarisierung zwischen Brexit-Befürworte-
rInnen und -GegnerInnen weiter verschärfen 
könnte. Die Ermordung der Abgeordneten 
Jo Cox im Vorfeld des ersten Referendums 
hat diese Befürchtungen noch verstärkt. Aber 
auch wenn diese Sorgen verständlich sind, ist 
das Demokratie-Argument letztendlich nicht 
überzeugend. Zunächst einmal war die erste 
Abstimmung nicht sehr demokratisch. Die 
‚Leave‘-Kampagne hat erwiesenermaßen die 
Ausgabengrenzen überschritten und somit 
das Gesetz gebrochen: Hätte es sich um eine 
Parlamentswahl gehandelt, so hätten die Vor-
würfe vor Gericht überprüft werden können, 
was möglicherweise zu einer Wiederholung 
der Abstimmung geführt hätte. Dieses Ver-
fahren ist jedoch bei einem Referendum nicht 
vorgesehen, weil Referenden eine beratende 
(!) Funktion haben. Die erste Abstimmung 
war aber noch in weiterer Hinsicht fragwürdig 
– aufgrund der Lügen und Falschnachrichten, 
die verbreitet wurden, und aufgrund der mut-
maßlichen Einflussnahme Russlands. Darüber 
hinaus war das für das Referendum vorgese-
hene Regelwerk angesichts einer solch folgen-

schweren, verfassungsrelevanten Entscheidung 
äußerst schlecht konstruiert: Das betrifft die 
einfache Mehrheit, die für einen Sieg reichte; 
die Tatsache, dass die Regionen nicht für sich 
selbst entscheiden konnten; oder die Tatsache, 
dass in Großbritannien lebende Staatsangehö-
rige der Commonwealth-Länder mit abstim-
men durften, EU-BürgerInnen jedoch nicht.

Aber selbst wenn man all das beiseitelässt: 
Demokratie kann nicht bedeuten, dass Ent-
scheidungen in Stein gemeißelt sind. Menschen 
ändern ihre Meinung. WählerInnen versterben 
und neue WählerInnen werden volljährig. Alle 
Umfragen deuten auf eine signifikante Ver-
schiebung zugunsten des ‚Remain‘-Lagers hin, 
selbst in Gegenden, die mehrheitlich für den 
Austritt gestimmt haben. Wahlen werden in 
regelmäßigen Abständen durchgeführt – war-
um also sollte es undemokratisch sein, mehr 
als ein Referendum abzuhalten? Es gibt unter 
demokratietheoretischen Gesichtspunkten 
natürlich gute Gründe, die gegen Referenden 
im Allgemeinen sprechen; sie sind im Gegen-
satz zu deliberativen Methoden der Entschei-
dungsfindung, vor allem in Parlamenten, ein 
populistisches Instrument. Aber da im Jahr 
2016 die Entscheidung für ein Referendum ge-
troffen wurde, ist kaum vorstellbar, wie diese 
Entscheidung ohne die Durchführung eines 
weiteren Referendums zurückgenommen 
werden könnte. Einige KommentatorInnen, 
insbesondere der ehemalige Premierminister 
Gordon Brown, Neal Lawson von der Pro-La-
bour-Organisation Compass, oder Lisa Nandy, 
eine Abgeordnete aus einem ‚Leave‘-Wahl-
kreis, schlagen die Durchführung eines oder 
mehrerer Bürgerforen (Citizens Assembly) vor, 
im Rahmen derer Brexit-BefürworterInnen 
und -GegnerInnen eine gemeinsame Haltung 
für den besten Weg vorwärts entwickeln. Bei 
einem Feldversuch, den das University Col-
lege London im September 2017 durchgeführt 
hat, entschieden sich die TeilnehmerInnen am 
Ende für einen weichen Brexit.� Solche Bürger-
foren müssten jedoch, wie in Irland geschehen, 
mit einem Referendum kombiniert werden.

�	 Renwick, Alan et al. (2017): Citizins’ Assembly On Brexit, https://www.ucl.
ac.uk/constitution-unit/research/uk-and-europe/citizens-assembly-brexit-
0, abgerufen am 17.02.2019.
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Hinsichtlich des Arguments, dass ein wei-
teres Referendum der extremen Rechten eine 
Bühne bereiten und, wie Theresa May sagt, 
„den sozialen Zusammenhalt gefährden“ wür-
de, muss betont werden, dass es noch sehr viel 
schlimmere Konsequenzen hätte, den Bre-
xit einfach durchzuziehen. Der Brexit ist ein 
Projekt der Rechten. Er wird zum Auseinan-
derbrechen des Vereinigten Königreichs füh-
ren. Schottland wird unabhängig werden und 
Irland wird entweder wiedervereint oder es 
wird zum Krieg zurückkehren. Der Brexit ist 
ein rassistisches, migrantenfeindliches Projekt. 
Und statt den Menschen in den abgehängten 
Regionen die Kontrolle zurückzugeben, wird 
der Brexit die Kontrolle den Deregulierern 
überlassen, die sich Großbritannien als einen 
sicheren Hafen für Hedgefonds, Fracking und 
so weiter ausmalen.

All die genannten Theorien gehen davon 
aus, dass Corbyn ein Parteivorsitzender im 
traditionellen Sinne ist – entweder angetrieben 
von den Ideen der alten Labour-Partei oder 
darauf bedacht, sich mit einer cleveren Taktik, 
die sich nicht auf eine Seite festlegt, alle Mög-
lichkeiten offenzuhalten – und dass er der Par-
tei seine Ansichten von oben herab aufzwingen 
kann. Tatsächlich aber muss man Corbyn als 
Verkörperung eines neuen Phänomens verste-
hen, das Hilary Wainwright als ‚Neue Politik‘ 
(‚New Politics‘) bezeichnet.� Das Phänomen ist 
der Enthusiasmus, der Corbyn an die Macht 
verhalf, der die Labour-Partei zur größten 
Partei Europas machte und der den Erfolg der 
Partei bei den Wahlen im Jahr 2017 erklärt. 
Labour ist nicht mehr die alte, männliche, bri-
tische Partei der Arbeiterklasse, als die sie in 
vielen der ‚Leave‘-Gegenden imaginiert wird. 
Labour ist heute die Partei der Beschäftigten 
im öffentlichen Sektor und im High-Tech-Sek-
tor, die Partei der neuen, unterbezahlten und 
mit Null-Stunden-Verträgen ausgestatteten 
Beschäftigten im Dienstleistungssektor. Un-
ter diesen Beschäftigten sind sowohl Männer 
als auch Frauen, Menschen aus ganz Europa 
und aus der ganzen Welt. Die ‚Neue Politik‘ 
ist ‚bottom-up‘ und partizipativ, sie baut auf 

�	 Wainwright, Hillary (2018): A New Politics from the Left (Radical Futures), 
Cambridge: Polity Press.

Alltagswissen und Kreativität – die Rolle der 
Parteiführung ist es, dieses Phänomen zu be-
fördern. Wenn Corbyn dieses Phänomen nicht 
mehr verkörpert und sich mehr wie ein traditi-
oneller Parteivorsitzender verhält, könnte sich 
all das in Luft auflösen. Schon jetzt verlassen 
viele Menschen die Partei. Die Frustration ist 
groß – darüber, dass Labour diesen Moment, 
diese einmalige Gelegenheit, nicht nutzt, um 
Mays Schwäche, das von den Tories angerich-
tete Chaos und ihre Lügen zu entlarven, und 
um einen alternativen, hoffnungsvolleren Weg 
einzuschlagen. Die Zukunft der ‚Neuen Po-
litik‘, in Großbritannien und in ganz Europa, 
ist abhängig davon, wie die Frage des Brexits 
entschieden wird.	 ó
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Der Wandel, die Ungleichheit und die Explosion der Wut
von Francois Dubet

Die Wut, der Zorn, die Empörung, die 
Blockaden und die Gewalt, die stetige Unei-
nigkeit, die unterschiedlichen und vielfach 
widersprüchlichen Forderungen, Hass auf 
die Herrschenden, die Eliten und die Medien, 
überholte Parteien und Gewerkschaften… Auf 
den ersten Blick erinnern die Gelbwesten an die 
„Jacqueries“� und die volkstümlichen „Emoti-
onen“ im Ancien Règime, an die Hungerrevol-
ten, an die Pariser Kommune, an den Mai 68, 
an all die Aufstände, die das „System“ infrage 
stellten und die traditionellen politischen Me-
chanismen und Akteure übergingen. Die Gelb-
westenbewegung scheint irgendwo all dies zu-
gleich zu sein. Sie erscheint manchmal nahe an 
der extremen Rechten, deren Traum von einem 
starken Staat und einem Ruf nach einem natio-
nal gesinnten Volk gegen all jene, die nicht zu 
diesem gehören. Im Gegenteil, sie scheinen eine 
direkte und radikale Demokratie gegen die Eli-
ten und die „Oligarchie“ zu verlangen. Weniger 
und mehr Staat, mehr Umweltschutz und mehr 
Autos, weniger Steuern und mehr öffentliche 
Dienstleistungen, mehr Ordnung und mehr 
Freiheit: Die Bewegung bündelt die Gründe für 
den Zorn, ohne sie in eine Rangfolge zu stellen.

Was steckt hinter diesem Ungerechtigkeits-
gefühl, das die Gelbwesten mobilisiert, und 
warum scheint sich diese Bewegung allen Me-
chanismen der Repräsentation zu entziehen, 
die in demokratischen Gesellschaften die Wut 

�	 Jacqueries: mehr oder minder spontane Bauern- und Volksaufstände im 
mittelalterlichen und frühneuzeitlichen Frankreich.

und den Zorn „kühlen“, in geordnete Bahnen 
lenken, in Forderungen und politische Pro-
gramme gießen?

Der Ausstieg aus dem Regime der sozialen 
Klassen

Durch den Wandel des Kapitalismus erle-
ben wir zugleich die Aushöhlung sozialer Un-
gleichheit und den Abstieg eines Regimes der 
Ungleichheit, jenes der sozialen Klassen, die 
sich in den industriellen und nationalen Gesell-
schaften herausbildeten, in denen wir bis Ende 
des vergangenen Jahrhunderts gelebt haben.

Die sozialen Klassen verfestigten mehr oder 
minder stark die diversen Dimensionen der 
sozialen Ungleichheit rund um die berufliche 
Tätigkeit. Die mehr oder minder stabile Un-
gleichheit der Einkommen, der Bildungsab-
schlüsse, des Konsums, der Lebensmodi war 
assoziiert mit dem Platz, den jemand innerhalb 
der kapitalistischen Arbeitsteilung innehatte. 
Die sozialen Klassen verfügten nicht nur über 
ein Bewusstsein ihrer selbst, vielmehr struktu-
rierten sie die politische Repräsentation durch 
die Gegenüberstellung von links/rechts sowie  
konservativ und progressiv. Die sozialen Bewe-
gungen, angefangen mit der Arbeiterbewegung 
und den Gewerkschaften, stritten für soziale 
Gleichheit, Umverteilung des Reichtums, sozi-
ale Rechte, die Entwicklung öffentlicher Dienste 
und des Sozialstaats.

Das Regime der sozialen Klassen beherrschte 
die Erfahrung der Ungleichheit. Es bot kollek-
tive Narrative an und begründete die Würde 
der Arbeiter. Es bestimmte zu einem erheb-
lichen Grad die sozialen Widersacher, schützte 
vor dem Gefühl der Missachtung, bot Perspek-
tiven und Trost. Es schrieb den Individuen eine 
kollektive Geschichte.

Der Wandel des Kapitalismus hat diese Re-
präsentation sozialer Struktur und sozialer 
Bewegungen implodieren lassen, während er 
zugleich die Ungleichheit unterminiert hat. Die 

û  François Dubet ist Soziologe, eme-
ritierter Professor der Universität von 
Bordeaux, ehemaliger Studienleiter der 
École des Hautes Études en Sciences 
Sociales in Paris. Er hat über soziale Be-
wegungen, Bildung und soziale Un-
gleichheit geschrieben. Im März 2019 
erscheint sein Buch Le temps des passi-
ons tristes. Inégalités et populisme, bei 
den Éditions Le Seuil, Paris (Die Zeit 
der traurigen Passionen. Ungleichheiten 
und Populismus).

Foto: privat
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Arbeiterklasse hat sich durch die Koexistenz 
mehrerer Produktionssysteme zutiefst diversi-
fiziert. Der Finanzkapitalismus hat den Eigen-
tümer und den Patron voneinander getrennt. 
Die Massenarbeitslosigkeit hat „Unnütze“ und 
„Ausgestoßene“ geschaffen. Zugleich hat der 
Massenkonsum subtile Distinktionen und 
zugleich die Barrieren zwischen den sozialen 
Gruppen ausgehöhlt. Die Ungleichheit hat sich 
ins Innere des Konsumsystems wie auch des 
Bildungssystems ausgebreitet. Man unterschei-
det nun weniger zwischen jenen, die ein Auto 
besitzen und jenen, die keines haben, als zwi-
schen den Fahrzeugtypen und deren Gebrauch. 
Ebenso unterscheiden wir weniger zwischen je-
nen mit und ohne Hochschulabschluss als nach 
der Art der Abschlüsse, dem erreichten Niveau, 
Studiengang  und  der Hochschule.

All diese Veränderungen haben eine Krise 
des Repräsentationssystems hervorgerufen: 
Repräsentation der Gesellschaft selbst in Form 
sozialer Klassen, politischer Repräsentation der 
Gesellschaft sowie dem Einbruch des Wahlver-
haltens nach Klassen sowie der Schwächung der 
französischen Gewerkschaften. Heute verleiht 
die traditionelle Linke Gefühlen der Ungleich-
heit nicht mehr länger ihre Stimme, in Fran-
kreich wie in allen vergleichbaren Ländern, 
sowohl in jenen, in denen es wirtschaftlich gut 
läuft wie auch jenen, in denen es weniger gut 
läuft, in Dänemark ebenso wie in Frankreich.

Das Regime der multiplen Ungleichheiten

Während die sozialen Ungleichheiten sich 
entlang der sozialen Klassen zu verfestigen 
schienen, haben sie sich zugleich zerteilt und 
vervielfältigt. Mit der Ausnahme der sehr Rei-
chen und der sehr Armen ist jedes Individuum 
mit mehreren Ebenen der Ungleichheit kon-
frontiert, angefangen natürlich beim Einkom-
men, aber auch beim Bildungsabschluss, dem 
Wohnort, dem Geschlecht und der Sexualität, 
der realen oder angenommenen Herkunft, der 
Stabilität des Haushalts (wenn eine Trennung 
den Absturz in die Armut bedeuten kann), dem 
Alter und Niveau des sozialen Schutzes, groß-
em und kleinem Vermögen… Nicht nur die 
kollektiven Opfer der Ungleichheit haben sich 
vervielfacht, sondern auch die Dimensionen, in 

denen Ungleichheit gemessen wird. Auch kann 
sich jeder von mehreren einzelnen Ungleich-
heiten entsprechend mehrerer Dimensionen 
durchdrungen fühlen.

Selbst die Repräsentation des Ursprungs der 
Ungleichheit hat sich transformiert. Während 
im Regime der sozialen Klassen die Arbeit die 
wesentliche Ursache der Ungleichheit zu sein 
schien, scheint die Ungleichheit heute das Re-
sultat „kleiner“ Ungleichheiten zu sein. Wir sind 
in der Lage, die Mechanismen zu messen, die 
in großer Ungleichheit gipfeln und schulische 
Ungleichheit widerspiegeln, die wiederum das 
Ergebnis mehrerer Faktoren ist: dem sozialen 
Ursprung, dem Geschlecht, aber auch der Art 
der besuchten Einrichtungen, dem familiären 
Ehrgeiz, den getroffenen Entscheidungen bei 
der Orientierung… Jede Ungleichheit fügt sich 
zu anderen hinzu oder versteckt sich hinter die-
sen, und wir wissen nunmehr, dass die indivi-
duellen Streuungen und die Einzigartigkeit des 
Werdegangs ebenso viel zählen wie die Mittel.

Während das Regime der sozialen Klassen 
eine rigide Sozialstruktur, soziale Ziele und 
Identitäten festgefügter Klassen kannte, schei-
nen die Akteure nicht mehr länger sicher zu 
sein, die ihnen zugedachte Position einnehmen 
zu können, und zugleich glauben sie zu Recht 
nicht an große soziale Mobilität. So setzte die 
Abstiegsangst ein, eine Angst die die gesamte 
Gesellschaft durchzieht; Arbeiterkinder, die 
befürchten, selbst keine Arbeiter zu werden, 
so wie die Kinder von Führungskräften nicht 
mehr sicher sind, selbst zu Führungskräften zu 
werden.

Erfahrung und Kritik der Ungleichheit

Im Regime der multiplen Ungleichheiten 
sind Erfahrung und Kritik der Ungleichheiten 
losgelöst von den kollektiven Kategorien, in 
die sie zuvor eingefügt waren und als persön-
liche, einzigartige und intime Erfahrungen er-
lebt wurden. Um darüber Zeugnis abzulegen, 
spricht jeder zunächst von sich und seinem 
Leiden. 

Die Individuen beschreiben sich in ihren je-
weiligen Eigenschaften als ungleich: als Arbei-
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ter, als Frau, als Hochschulabsolvent, als An-
gehöriger einer Minderheit, als jung oder alt, 
als Einwohner einer absteigenden Region, als 
Single oder Familienmitglied, stabil oder pre-
kär… Alles spielt sich so ab, als ob jeder mehr 
oder minder gleich oder ungleich wäre, in Ab-
hängigkeit der jeweils gewählten Vergleichs-
kategorien. Darüber hinaus wird jeder, wenn 
die Wahrnehmung der Ungleichheiten sich in-
dividualisiert, dahin gebracht, sich innerhalb 
seines engen Umfelds zu vergleichen. Neben 
dem Anprangern der großen Ungleichheiten 
und der Superreichen tritt die fortdauernde 
Anprangerung der „kleinen Ungleichheiten“ 
zutage, jene, die oft das größte Leid verursa-
chen. Jeder kann als unberechtigt „privilegiert“ 
erscheinen, die Allerärmsten inbegriffen, die 
verdächtigt werden, soziale Unterstützung zu 
erhalten, derer sie nicht würdig seien.

Aus diesem Grund ist die Verachtung bei 
den Gelbwesten ein so zentrales Thema. Wir 
werden verachtet von den Herrschenden, 
von den Reichen, von der Verwaltung, von 
den jungen, städtischen Führungskräften, 
von den Medien, von unseren Nachbarn, von 
unseren Kollegen, von den Hauptstädtern… 
Durch die Verachtung bin ich nicht nur Op-
fer einer ungerechten Ungleichheit, sondern 
zugleich Opfer einer moralischen Aggression, 
und in dem Maße, in dem es schwierig wird, 
Stolz und die Klassenidentität zu mobilisie-
ren, die es ermöglichten, der Verachtung zu 
entkommen, bricht mein Widerstand gegen 
die Verachtung zusammen. Allerdings ist 
die Verachtung nicht die Entsprechung eines 
konfliktreichen sozialen Verhältnisses, inso-
weit als sie sich innerhalb einer kontinuier-
lichen Kette an Interaktionen bewegt. Jeder 
fordert den der Gleichheit aller geschuldeten 
demokratischen Respekt ein. Aber der Re-
spekt führt auch dazu, die Ungleichheiten 
zu verteidigen, die die Ehre jeder sozialen 
Kategorie und jedes einzelnen begründen. 
Außerdem ist es möglich, einerseits gegen die 
schulische Selektion zu protestieren und sie 
zugleich für sich selbst zu wählen, die soziale 
Durchmischung zu fordern und zugleich un-
ter seinesgleichen zu bleiben, mehr öffentliche 
Dienstleistungen zu fordern und zur selben 
Zeit weniger Steuern, für mehr Ökologie zu 

sein und das eigene Auto für unverzichtbar zu 
halten etc., ohne darin Widersprüche erken-
nen zu können.

Wut und Entrüstung

Anstatt sich zu fragen, ob die Gelbwesten-
bewegung berechtigt oder unberechtigt, rechts 
oder links, autoritär oder demokratisch ist, ist 
es wichtiger zunächst festzustellen, dass diese 
Mobilisierung Ausdruck des Gefühls der Un-
gerechtigkeit ist, die das Regime der multiplen 
Ungleichheiten hervorgebracht hat, aber dass 
sie über keine Anführer, organisatorische oder 
politische Strukturen verfügt, ja nicht einmal 
über eine Ideologie, die soziale Bewegungen 
strukturieren. Ihre Formen und Sensibili-
täten sind die kollektiven Ausdrucksformen 
von Gefühlen der Ungerechtigkeit, die – für 
den Moment – einer politischen Ausdrucks-
form entbehren. Die Mobilisierung wird von 
allem unterstützt, was nicht Macron ist, und 
dabei eher rechts als links steht. Schließlich 
kann sich innerhalb des Regimes der multi-
plen Ungleichheiten jeder ungerecht behan-
delt vorkommen, und das mit einer gewissen 
Berechtigung.

Während das Regime der sozialen Klassen 
entlang der Repräsentation organisiert war, 
ferner entlang der Institutionalisierung sozi-
aler Konflikte, hat das Regime der multiplen 
Ungleichheiten aufgrund seiner Natur große 
Schwierigkeiten, sich innerhalb eines sozialen 
Konflikts zu verorten. Allerdings werden das 
Gefühl des Dominiert-werdens und der Ver-
achtung ohne einen Konflikt zur blinden Wut. 
Von diesem Standpunkt aus betrachtet besteht 
eine Kontinuität zwischen den Unruhen in 
den Banlieus 2005 und den Gelbwesten heu-
te. Man kämpft gegen ein „System“, dessen In-
karnation die Auseinandersetzungen mit der 
Polizei sind. Während die Gewalt traditionell 
das Zeichen eines gescheiterten Konflikts ist, 
bringt die Gewalt hier den Konflikt, die Forde-
rungen und Gegenforderungen überhaupt erst 
herbei. Infolgedessen ist nicht ausgeschlossen, 
dass sich ein „paranoider Stil“ herausbildet, 
der die ultimative Ursache und das hinter der 
Oligarchie, Europa, der Globalisierung, Ame-
rika, den Muslimen oder den Juden versteckte 
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Übel anprangert. Jedem sein eigener, persön-
licher Satan!

In diesem Fall ist das Ressentiment essenti-
ell, um sich der Selbstverachtung und Schuld 
zu entziehen. Es handelt sich darum zu zeigen, 
dass andere Opfer als man selbst den Opfer-
status zu Unrecht für sich reklamieren: die 
Sozialhilfeempfänger, die falschen Arbeitslo-
sen, die Einwanderer. So wird manchmal die 
einzig würdige Identität mobilisiert, die noch 
bleibt, jene der Nation und der hier Verwur-
zelten. Es handelt sich um einen Appell für die 
Gleichheit für sich selbst, nicht unbedingt für 
die der anderen. Es genügt, den Erfolg der „il-
liberalen“ und nationalistischen Bewegungen 
überall auf der Welt zu beobachten, um sich 
von der Wucht jener Gefühle überzeugen zu 
können, die die „kleinen Weißen“ angesichts 
ihrer Bedrohung durch die Entwicklung der 
Welt empfinden. Es genügt ebenfalls, die Hin-
wendung eines großen Teils des intellektuellen 
Lebens hin zu identitären und konservativen 
Thematiken zu beobachten, um die Gewalt 
dieser Veränderung zu verstehen.

Seit einigen Jahren versuchen die als po-
pulistisch bezeichneten Bewegungen dem 
Regime der multiplen Ungleichheiten eine 
politische Form zu geben. Sie versuchen, die 
Empörung zu bündeln, indem sie das Volk 
gegen die Oligarchie konstituieren, d.h. gegen 
all jene, die nicht zum geeinten Volk gehören, 
entsprechend der Annahmen Ernesto Laclaus 
und Chantal Mouffes. Das fragliche Volk ist 
das Volk der Arbeiter, jenes der direktdemo-
kratischen Rechtmäßigkeit gegen jene Ver-
treter, die es immerzu verraten, und jenes der 
Nation. Es ist ein Volk, das die sozialen Un-
gleichheiten im Namen der einen großen Un-
gleichheit beseitigt, jenes der Kleinen gegen 
die Großen, der Nationalen gegen den Rest 
der Welt, der „echten Leute“ gegen die Eliten 
und die Medien. Dennoch reicht es aus, die 
Erklärungen der populistischen Anführer zu 
hören und zu lesen um festzustellen, dass sie 
der Wut der Menschen nachlaufen, statt ihnen 
eine politische Form zu geben. Es genügt ein 
Blick in die Welt um zu sehen, dass es „sozi-
alistische“ und ultraliberale Populismen gibt, 
und dass diese Populismen in fast allen Fällen 

die Reichen und die Superreichen bevorzugt 
behandeln.

Es versteht sich von selbst, dass der 
„Macronismus“ nicht grundlos in der aktu-
ellen Krise steckt. Die alte Rechte und die alte 
Linke scheinen implodiert zu sein, die parla-
mentarische Mehrheit ist heimatlos, der Prä-
sident hat absichtlich die Volksvertreter und 
Gewerkschaften geschwächt, die Politik des 
„sowohl für die Linken wie für die Rechten“ 
ist in Wahrheit für die Rechten, der Präsident 
wird als arrogant und auf Seiten der Reichen 
wahrgenommen. Es ist daher verständlich, 
warum die Wut hier und jetzt ausbricht. Aber 
das sagt an sich noch nichts groß über den Ur-
sprung dieser Wut aus, und weniger noch über 
deren politischen Ausgang. In vielen Ländern 
hat die Wut, die mit jener vergleichbar ist, die 
sich in den Gelbwesten manifestiert, zu au-
toritären und nationalistischen Ausdrucks-
formen geführt; die extreme Rechte gewinnt 
in solch unterschiedlichen Ländern wie dem 
Vereinigten Königreich, Deutschland, Italien, 
und nun auch in Spanien an Fahrt. Wird Fran-
kreich sich dieser Tendenz entziehen können, 
wird es als Ausweg aus dieser Mobilisierung 
ein Wiederaufleben der Demokratie erleben, 
eine andere Art der Repräsentation und der 
Wortmeldung? Eine Sache ist sicher: Es stellt 
sich vor allem die Frage der politischen Re-
präsentation der Ungleichheiten, während 
das Regime der sozialen Klassen verschwin-
det, das bislang unser soziales und politisches 
Leben strukturiert hat.	 ó
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Einleitung

Die weltweite Zunahme von sozialer Un-
gleichheit und Armut ist eine der zentralen 
Ursachen für Flucht und Migration. Die EU-
Handelspolitik hat hierzu beigetragen. Ein Eu-
ropa der Solidarität muss seine Handelspolitik 
grundlegend ändern, wenn die Länder des Glo-
balen Südens eine Chance für wirtschaftliche 
Prosperität erhalten sollen. Dazu kann eine 
mutige sozialdemokratische Politik an einer 
wachsenden Bereitschaft für Solidarität der 
Bürger*innen in Europa anknüpfen. 

1. Wachsende Bereitschaft für ein Europa 
der Solidarität�

Der Brexit und das Erstarken nationalisti-
scher Kräfte zeigen, dass die Europäische Uni-
on am Scheideweg steht: Entweder sie erodiert 
weiter und wird ein Ort von (autoritären) Nati-
onalstaaten oder es gelingt ein Neustart für ein 
Europa der Solidarität. Die sozialdemokratische 
Gestaltungsaufgabe besteht darin, ein solida-
risches Europa der Vielen statt der Wenigen zu 
schaffen, das den Menschen in Zeiten weltwei-
ter Umbrüche und Unsicherheiten Hoffnung 
auf ein gutes Leben gibt, ohne in einen Euro-
zentrismus zu verfallen. So wie sie ist, bleibt die 
EU jedenfalls nicht. Die kommende Europa-
wahl wird zu einer Richtungsentscheidung.

�	 Ich danke Dr. Sonja Grabowsky für ihre konstruktiven Hinweise.

Ein Europa der Solidarität bedeutet faire  
Handelspolitik 
von Dietmar Köster Die Chancen für den Entwicklungspfad 

eines Europas der Solidarität sind da. Darauf 
weisen einige Untersuchungen hin, in denen 
Einstellungen der Bürger*innen gegenüber der 
EU erfragt wurden: So sehen in Deutschland 75  
Prozent (in allen Mitgliedstaaten 66 Prozent) 
der Befragten in der EU mehr Vor- als Nach-
teile. Diese allgemeine positive Sichtweise auf 
die EU wird dadurch untermauert, wenn nach 
der Bereitschaft für die Solidarität in Europa 
gefragt wird. 60 Prozent befürworten eine so-
lidarische Politik:  Sie wären bereit, in einen 
Fonds einzuzahlen (z.B. 7 Euro pro Monat), 
um Bürger*innen eines anderen EU-Landes zu 
unterstützen, das in eine Wirtschaftskrise mit 
steigender Arbeitslosigkeit gerät. Daran wird 
deutlich, dass eine mehrheitliche Bereitschaft 
zur Unterstützung einer solidarischen Politik in 
der EU, die eine Umverteilung über nationale 
Grenzen hinweg praktizieren würde, existiert. 
Dieses Verständnis von Solidarität unterschei-
det sich grundlegend von einem Nationalbe-
wusstsein.

Diese Solidarität bezieht sich auch auf 
Migrant*innen. Eine Studie zur Integration 
von Zugewanderten in Deutschland zeigt, 
dass die Mehrheit der Bürger*innen das Zu-
sammenleben zwischen Einheimischen und 
Migrant*innen positiv sehen. Diese Erkenntnis 
steht im Widerspruch zu der verbreiteten An-
nahme, dass es eine eher überwiegend migrati-
onsfeindliche Stimmung gebe. Eine andere Stu-
die verdeutlicht, dass 77 Prozent der befragten 
Europäer*innen bereit sind, Flüchtlinge aufzu-
nehmen. Nur in Italien (56 Prozent), in Polen 
(49 Prozent) und in Ungarn (32 Prozent) liegen 
die Werte darunter.

Diese Daten weisen darauf hin, dass es in 
der Bevölkerung ein viel größeres Ausmaß an 
inner- und außereuropäischer Solidarität gibt, 
als das gemeinhin angenommen wird und im 
Regierungshandeln zum Ausdruck kommt. An 
dieser Bereitschaft für Solidarität in der Bevöl-
kerung müssen sozialdemokratische Strategien 
in der Europawahl anknüpfen. Es sollten also 
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nicht die sogenannten besorgten Bürger*innen, 
die nichts dabei finden, mit gewaltbereiten Na-
zis durch die Straßen zu ziehen, die Nazisprü-
che skandieren und andere Menschen durch die 
Städte hetzen und Steine in jüdische Restaurants 
werfen, im Fokus des Wahlkampfes stehen.

Allerdings findet die vorhandene Bereit-
schaft zu Solidarität bei dem Thema einer ge-
meinsamen Flucht- und Migrationspolitik 
keine Entsprechung im Regierungshandeln der 
Mitgliedstaaten. Dabei hat das europäische Par-
lament seit längerem Grundzüge einer gemein-
samen solidarischen Asylpolitik mehrheitlich 
beschlossen. Allerdings blockiert der Rat jede 
Verständigung über die Vorschläge des Europä-
ischen Parlaments, wie zum Beispiel die Über-
windung des Prinzips der Erstankunft bei der 
Dublin-Reform. Hiernach müssen Geflüchtete 
ihren Asylantrag in dem Staat stellen, in dem sie 
die EU erstmals betreten. Nach dieser Regelung 
tragen die Mitgliedstaaten der EU-Außengren-
zen alleine die Verantwortung. Dabei tragen die 
Mitgliedstaaten der EU insgesamt doch in er-
heblichem Maße eine Mitverantwortung an den 
Ursachen von Migration und Flucht. 

2. Migration und Flucht 

Momentan sind 68,5 Millionen Menschen 
auf der Flucht, vor zehn Jahren waren es noch 
37,5 Millionen. Weit mehr als 90 Prozent der 
geflüchteten Menschen sind Binnenflüchtlinge 
und fliehen innerhalb von Staaten des globalen 
Südens oder in die Nachbarstaaten. Nur weni-
ger als drei Prozent von ihnen schaffen den Weg 
nach Europa. Die Hauptursache für Flucht sind 
Kriege wie beispielsweise in Syrien oder in Af-
ghanistan. Ebenso führten Kriege mit dem Ziel 
des „Regime-Change“ im Irak oder in Libyen zu 
zerfallenden Staaten und beförderten Fluchtbe-
wegungen. Darüber hinaus sind die wachsenden 
sozialen Ungleichheiten in der Welt eine zentra-
le Triebfeder für Flucht und Migration: So ist die 
Zahl der Hungernden von 2015 zu 2016 um 38 
Millionen auf 815 Millionen gestiegen, 520 Mil-
lionen in Asien, 243 Millionen in Afrika und 42 
Millionen in Lateinamerika. 

Das groteske Ausmaß von sozialer Ungleich-
heit in der Welt ist offensichtlich. Auf der einen 

Seite müssen eine Milliarde Menschen täglich 
mit einem Euro überleben, haben 900 Millionen 
Menschen keinen Zugang zu sauberem Wasser 
und hat jeder dritte Mensch auf der Welt keinen 
Zugang zu Sanitäranlagen. Auf der anderen Sei-
te verfügen die 42 reichsten Menschen über ein 
Vermögen wie die ärmere Hälfte der Weltbevöl-
kerung. 2012 erhöhten die 100 reichsten Men-
schen ihr Vermögen um 240 Milliarden US-
Dollar. Man braucht kein Prophet zu sein, um zu 
erkennen, dass diese tiefen sozialen Spaltungen 
die Welt immer instabiler machen werden.

3. Steigende soziale Ungleichheiten in der 
Welt und Handelsabkommen

Zu der weltweiten Instabilität haben Freihan-
delsabkommen neuen Typs erheblich beigetra-
gen. Freihandelsabkommen beruhen auf der 
neoliberalen Behauptung, Märkte seien effizient 
und führten zu mehr Wohlstand für alle. Das ist 
eher Ideologie und hat mit der Realität wenig zu 
tun. 

Ein fairer Welthandel kann zur allgemei-
nen wirtschaftlichen Prosperität beitragen. 
Handelsabkommen können ein guter He-
bel sein, um weltweit beispielsweise bessere 
Arbeitnehmer*innenrechte und Umweltschutz 
umzusetzen. Allerdings werden jüngste Han-
delsabkommen, wie das mit Japan, diesen 
Ansprüchen nicht gerecht. Ebenso ist das Ab-
kommen mit Singapur, in dem beispielswei-
se zwei ILO-Kernarbeitsnormen – das Recht 
auf Versammlungsfreiheit und das Verbot der 
Diskriminierung am Arbeitsplatz – nicht er-
füllt werden, unzureichend. Die Möglichkeit, 
Globalisierung fair zu gestalten und die Kluft 
zwischen Gewinner*innen und Verlierer*innen 
des Welthandels zu schließen, wurde auch mit 
diesen Abkommen erneut verpasst. 

Weltweite soziale Ungleichheit und Armut 
werden auch durch ungerechte Wirtschafts-
beziehungen zwischen der EU und den afrika-
nischen Staaten verursacht. Die EPAs (Econo-
mic  Partnership Agreements) sind zum Nachteil 
Afrikas und führen dazu, dass die afrikanischen 
Märkte für die einheimischen Produkte zerstört 
werden. Das über Jahre subventionierte Hüh-
ner- und Schweinefleisch und die Getreidepro-
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dukte aus der EU haben den kleinen Landwirten 
in Afrika die Existenzgrundlage entzogen. Sie 
konnten ihre landwirtschaftlichen Güter nicht 
mehr verkaufen, da sie teurer waren als die der 
europäischen Konkurrenten. Ebenso hat zur 
Not beigetragen, dass die großen Fischtrawler 
der EU in der Vergangenheit die Meere vor den 
Küsten West- und Ostafrikas leerfischten und 
den einheimischen Fischern ihre Fanggründe 
nahmen. Außerdem beklagen die afrikanischen 
Staaten, dass große Unternehmen mittels Steu-
erhinterziehungen und aggressiver Steuerver-
meidung einen Schaden in Höhe von 50 Milli-
arden Euro pro Jahr anrichten.

Auch künftige Freihandelsabkommen der 
EU mit Afrika müssen kritisch betrachtet wer-
den. Ein Freihandelsabkommen der EU mit 
Kenia würde zum Beispiel bedeuten, dass Ke-
nia seine Produkte wie Säfte, Waschmittel und 
anderes nicht mehr in Ostafrika absetzen kann, 
weil sie gegenüber EU-Produkten nicht mehr 
konkurrenzfähig wären. EPAs in der jetzigen 
Form würden den sozialökonomischen Druck 
auf diese Länder erhöhen, zunehmende Arbeits-
losigkeit und steigende Not würden die Folge 
sein. Noch mehr Menschen werden dann zur 
Flucht gezwungen sein und in den Staaten des 
globalen Nordens Zuflucht suchen. 

Ebenso hat die Austeritätspolitik des IWF, 
der Kredite u.a. nur bei Privatisierungen, nied-
rigen Einkommen und gegen massive „Spar-
auflagen“ gewährte, erheblich zum Niedergang 
der Wirtschaft in vielen Ländern des globalen 
Südens beigetragen. Zudem ist das Geld, das 
dort ankam, nicht in die Infrastruktur und in 
die Wirtschaft investiert worden, sondern zu 
erheblichen Teilen in den Taschen korrupter 
Staatsführer gelandet. 

4. Anforderungen an eine faire und solida-
rische Handelspolitik

Wie könnte ein Ausweg für die Länder des 
globalen Südens aus ihrer wirtschaftlichen Mi-
sere aussehen? Jedenfalls nicht in Freihandels-
abkommen wie sie die EPAs vorsehen. Sie be-
wirken eher das Gegenteil und verstärken die 
Ungleichgewichte. Hinzu kommt, dass die EU 
und China um die Rohstoffe Afrikas konkurrie-

ren. Die EU versucht, sich mittels der EPAs den 
Zugriff auf die Rohstoffe zu sichern.

Die Länder mit einer geringen wirtschaft-
lichen Leistungskraft wie insbesondere in 
Ostafrika werden nur eine Chance haben, wenn 
sie ihre Märkte vor der überlegenen Wettbe-
werbsfähigkeit des globalen Nordens schützen.  
So hat sich China in den letzten 40 Jahren ver-
halten und ebenso handelte das deutsche Kai-
serreich, als es gegenüber dem industrialisierten 
England in der Produktivität weit zurücklag. 

Progressive Entwicklungspfade sollten eine 
stärkere Kooperation afrikanischer Staaten un-
tereinander ermöglichen und den Handel in-
nerhalb des Kontinents fördern. Hier ist mit der 
Einigung auf eine afrikanische Freihandelszone 
zuletzt auch einiges geschehen. Sie ermöglicht 
eine Förderung der regionalen Wertschöpfung, 
die auch die Regionen stärkt. Wenn es zu Ab-
kommen zwischen der EU und Afrika kommt, 
müssen zumindest die ILO-Kernarbeitsnormen 
eingehalten werden. Ebenso muss gesichert 
werden, dass die multinationalen Unternehmen 
faire Steuern zahlen. Es ist auch hier sicherzu-
stellen, dass die Unternehmen in den Ländern 
ihre Steuern zahlen, in denen sie ihre Gewinne 
erwirtschaften. Der Steuerwettbewerb nach 
unten zwischen den Staaten wird die Lage der 
afrikanischen Staaten weiter verschlechtern. 
Notwendig sind internationale Regelungen wie 
eine globale Mindeststeuer, Steuertransparenz 
und die Einrichtung einer internationalen Steu-
erbehörde innerhalb der UN. Umverteilung des 
volkswirtschaftlich erzeugten Reichtums zulas-
ten der Hyperreichen und zugunsten der un-
teren und Mittelschichten ist auch international 
dringend geboten.

Kriege, die weltweite soziale Ungleichheit und 
künftig der Klimawandel mit seinen Auswir-
kungen auf Afrika sind die zentralen Ursachen 
für Flucht und Migration. Ein Europa der So-
lidarität muss die Bekämpfung dieser Ursachen 
Priorität einräumen. Dabei ist an solidarischen 
Haltungen in der Bevölkerung anzuknüpfen, 
die stärker ausgeprägt sind als das gemeinhin 
angenommen wird. Sozialdemokrat*innen in 
Europa müssen hier ihre Chance sehen, ihr Pro-
fil zu schärfen und sollten mutiger sein. 	 ó
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Den Deckel drauf machen – wie die Mietpreisspirale 
gestoppt werden kann!
von Kilian Wegner und Julian Zado

12,50 Euro pro Quadratmeter – so viel müs-
sen Berlinerinnen und Berliner bezahlen, wenn 
sie in Berlin in halbwegs zentraler Lage eine 
Wohnung suchen. Ein Mietendeckel auf Lan-
desebene könnte dazu beitragen, den Mieten-
wahnsinn zu stoppen. Dieses Instrument wird 
erst seit dem 18. Februar 2019� politisch und 
öffentlich diskutiert� und hat das Potential, den 
mietenpolitischen Stillstand auf Bundesebene 
zu durchbrechen. 

Das ist dringend nötig, weil die Wohnungs-
situation in den Ballungszentren zu einer der 
wichtigsten sozialen Fragen unserer Zeit ge-
worden ist. Sowohl Menschen mit niedrigen 
Einkommen als auch Besserverdiener oder 
Gewerbetreibende sind inzwischen häufig 
nicht mehr in der Lage, die steigenden Mieten 
zu bezahlen. Sie werden verdrängt aus den Kie-
zen, in denen sie leben und arbeiten. Die wirt-
schaftlichen Unterschiede zwischen Arm und 
Reich werden so immer stärker auch räumlich 
zementiert und der Spaltung der Gesellschaft 
Vorschub geleistet.

Die Politik hat hierauf noch keine Antwort 
gefunden. Rezepte gäbe es genug, aber es sind 
zu viele Köche beteiligt, die es geradezu darauf 
anlegen, die Suppe zu versalzen:

�	 Vgl. unseren Artikel (zusammen mit Eva Högl) aus dem Tagesspiegel vom 
18.02.2019, https://www.tagesspiegel.de/berlin/wohnungsnot-in-der-hauptstadt-
berlin-koennte-eine-eigene-mietpreisregulierung-einfuehren/23880014.html. 

�	 Vgl. statt vieler nur https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/wohnen/spd-will-
hoechstpreis-fuer-mieten-in-berlin-15996048.html. 

Erstens: Wohnungsneubau hat Priorität, ist 
aber kein Allheilmittel 

Beim Wohnungsbau muss sichergestellt 
werden, dass nicht nur teure Wohnungen ent-
stehen, die die Mieten weiter in die Höhe trei-
ben. Instrumente stehen hierfür zur Verfügung: 
Da Investoren darauf angewiesen sind, von 
den Kommunen Baurecht zu erhalten, haben 
diese einen Hebel in der Hand, um Investoren 
zu verpflichten, zu einem gewissen Anteil auch 
günstige Wohnungen zu bauen und diese mit 
einer Mietpreisbindung zu belegen. Auch kann 
günstiger Wohnraum dort entstehen, wo der 
Staat eigenes Bauland über Erbbaurechte zur 
Bebauung an Private vergibt oder direkt selbst 
baut. Die günstigen Wohnungen, die auf diese 
Weise entstehen, reichen aber nicht aus. Und 
wenn schließlich doch mal Wohnungen gebaut 
werden, dann sind die positiven Effekte hier-
auf erst nach einigen Jahren der Planungs- und 
Bauzeit spürbar. Der Wohnungsbau ist damit 
ein wichtiges Instrument sozialdemokratischer 
Wohnungspolitik, reicht aber allein nicht aus.

Zweitens: Mietpreisentwicklung durch Re-
kommunalisierung bremsen

Wie nicht zuletzt das Beispiel der Stadt Wien 
zeigt, hat ein starker kommunaler Wohnungs-
sektor einen erheblichen Einfluss auf die Stabi-
lisierung des Mietniveaus. Es ist daher richtig, 
dass die öffentliche Hand vielerorts die ver-
heerende Privatisierungspolitik der 90er- und 

û  Julian Zado lebt und arbeitet als 
Jurist in Berlin und ist stellvertre-
tender Landesvorsitzender der SPD 
Berlin. Von 2011 bis 2013 war er stell-
vertretender Juso-Bundesvorsitzen-
der.

Foto: © Mathias Schulz

û  Kilian Wegner ist Jurist und 
Sprecher des Arbeitskreises für Sozi-
ale Stadtentwicklung der SPD Berlin 
Mitte.

Foto: privat
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frühen 200er-Jahre rückgängig macht und in 
erheblichem Umfang Wohnraum wieder re-
kommunalisiert. Allerdings hat diese Strategie 
auch ihre Grenzen, denn der Ankauf von Woh-
nungen ist teuer und oftmals stehen gar nicht 
genügend Wohnungen zum Verkauf.� 

Drittens: Zivilrechtliche Mietpreisregeln 
reichen nicht aus

Mieten können reguliert werden. Dieses 
Instrument beseitigt das Problem zwar nicht 
strukturell, da durch Mietregulierung allein 
das Wohnungsangebot nicht ausgeweitet wird. 
Mietregulierung kann aber verhindern, dass die 
Wohnraumknappheit zur Profitmaximierung 
ausgenutzt wird und die Verdrängung so un-
gebremst weitergeht. Die SPD kämpft seit 2013 
intensiv für eine zivilrechtliche Mietpreisbrem-
se, hat diese im Jahr 2014 durchgesetzt und im 
Jahr 2018 weiter verschärft. Auch die verschärf-
te Fassung enthält aber Ausnahmen und wirkt 
zudem nur dann, wenn Mieter sich aktiv gegen 
rechtswidrige Mieten zu Wehr setzen, was zu 
wenige tatsächlich tun. 

Ein neuer Ansatz: Der Mietendeckel

Wir sind überzeugt: Wir brauchen ein Mit-
tel, das den Mietenanstieg schnell und konse-
quent stoppt. Dieses Mittel könnte ein öffent-
lich-rechtlicher Mietendeckel auf Landesebene 
sein. Im Unterschied zur rein zivilrechtlichen 
Mietpreisbremse, schränkt der Mietendeckel 
nicht die Vertragsfreiheit zwischen Vermie-
ter und Mieter ein, sondern setzt lediglich der 
Durchsetzung zu hoher Mieten eine Grenze. 
Er könnte zumindest in den Ländern, in de-
nen die SPD ohne die Union regiert, eine völlig 
neue Möglichkeit der politischen Gestaltung 
eröffnen.

Bei der Ausgestaltung ist zu beachten, dass 
der damit verbundene Eingriff in die Grund-
rechte der Vermieterseite verhältnismäßig sein 
muss. Angesichts dieser verfassungsrechtlichen 
Vorgabe einerseits und der dringenden sozialen 

�	 Auf die zur Zeit ebenfalls diskutierte Forderung, große private Wohnungs-
baugesellschaften gem. Art. 15 GG zu vergesellschaften, kann an dieser Stelle 
aus Platzgründen nicht eingegangen werden. 

Notwendigkeit einer Mietpreisregulierung an-
dererseits können wir uns folgende Regelung 
vorstellen:

Wir schlagen einen Mietendeckel vor, der die 
Mieten für bezugsfertige Wohnungen zu einem 
Stichtag einfriert. Er gilt sowohl für bereits be-
stehende als auch für neue Mietverträge. Neu-
bauten sollen nicht erfasst werden – bei ihnen ist 
über andere Instrumente, zum Beispiel das Ber-
liner Kooperative Baulandmodell, kommunalen 
Wohnungsbau sowie die Förderung von gemein-
wohlorientierten Genossenschaften und anderen 
Non-Profit-Bauträgern, sicherzustellen, dass sie 
nicht zu einem ungebremsten Anstieg der Mieten 
beitragen. Der Mietendeckel wird zunächst be-
fristet für fünf Jahre eingeführt – mit Option auf 
Verlängerung.

Angewendet wird er in allen Gebieten, die 
von einem besonders starken Mietanstieg be-
troffen sind. 

Zur Zulässigkeit des Mietendeckels

Mit der Forderung nach einem fünfjährigen 
Mietenstopp greifen wir eine Idee von Thors-
ten Schäfer-Gümbel und Andrea Nahles auf.� 
Der entscheidende Unterschied: Während das 
von ihnen vorgeschlagene Mietenmoratorium 
von einer bundesrechtlichen Regelung aus-
ging, zu deren Umsetzung die Union nicht mal 
im Ansatz bereit ist, kann der von uns vorge-
schlagene Mietendeckel von den Ländern ein-
geführt werden.

Dass es eine solche, bislang ungenutzte und 
offenbar unbemerkte Gesetzgebungskompetenz 
der Länder gibt, wurde erstmals von Weber im 
November 2018 diskutiert.� Ausgangspunkt ist, 
dass auf Bundesebene jahrzehntelang öffent-
lich-rechtliche Mietpreisregularien in Kraft 
waren, die sich auf den Kompetenztitel für das 
“Recht des Wohnungswesen” stützten und erst 
1988 gegen den Widerstand der SPD endgültig 
abgeschafft wurden. So schlummerte die Ge-

�	 https://www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Sonstiges/Mietenwende_Jetzt.pdf.

�	 Weber, JZ 2018, 1022 ff.; für zustimmende Stellungnahmen vgl. https://www.
lto.de/recht/hintergruende/h/berlin-spd-vorschlag-mietpreisdeckel-gg-ge-
setzgebung-kompetenz/ und http://www.taz.de/!5565514/.
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setzgebungskompetenz seit 1988 weitgehend 
ungenutzt vor sich hin, bis sie im Zuge der Fö-
deralismusreform 2006 in den Kompetenzbe-
reich der Länder fiel. 

Dass sie seitdem übersehen wurde, mag er-
staunen, kann aber damit erklärt werden, dass 
2006 in vielen Großstädten noch keine beson-
dere Wohnungsknappheit herrschte. So war in 
Berlin zum Beispiel noch bis 2010 eher Leer-
stand als Knappheit das politisch diskutierte 
Problem. Der rasante Mietenanstieg kam erst 
in den letzten Jahren. 

Der Mietendeckel ist damit verfassungs-
rechtliches Neuland. Gleichwohl bietet er 
die Chance, ein Instrument einzuführen, das 
schnell Wirkung entfaltet und bei den Leuten 
ankommt. Wird der Vorschlag klug umgesetzt, 
kann er die SPD bei diesem schwierigen Thema 
wieder in die Offensive bringen.	 ó
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Europa anders machen – Sozialunion statt Marktunion!
Einleitung zum Schwerpunkt

von Ole Erdmann, Björn Hacker und Stefan Stache1

�Europawahlen. Alle fünf Jahre ein ähn-
liches Ritual: die Parteien kramen ihre guten 
Absichtserklärungen für die Europapolitik her-
vor und reden sonst viel über Innenpolitisches. 
Nach dem Wahlgang wird unisono die niedrige 
Wahlbeteiligung bedauert – und dann geht es 
zur Tagesordnung über, die EU muss sich auf 
der politischen Agenda weit hinten einreihen. 
Ist es diesmal anders? Durch den Auftrieb der 
Rechtspopulisten in den letzten Jahren versi-
chern viele Politikerinnen und Politiker, bei 
der Wahl des Europäischen Parlaments im Mai 
2019 gehe es um eine Richtungsentscheidung, 
um eine Schicksalswahl, um die Zukunft des 
Kontinents.

Und so entspinnt sich ein Wahlkampf, der 
anders als viele vorhergehende einen Fokus 

�	 Ole Erdmann, Dipl. Volkswirt, ist Sprecher des Europaforums der Köln SPD 
und Mitglied der spw-Redaktion.

	 Dr. Björn Hacker ist Professor für europäische Wirtschaftspolitik an der 
Hochschule für Technik und Wirtschaft (HTW) Berlin. 

	 Stefan Stache ist Chefredakteur der spw und lebt in Hannover.

auf Europa setzt. Doch dies geschieht in groß-
er Pauschalität. Die europäischen Bürgerinnen 
und Bürger hätten in der Europawahl 2019 die 
Wahl zwischen jenen Kräften, die in der EU ein 
Feindbild erblicken und sie von innen abwi-
ckeln wollen, sowie den Freunden der europä-
ischen Integration. „Für“ oder „gegen“ Europa: 
diese simple Formel soll wahlentscheidend sein. 
Dafür werden Bekenntnisse verlangt, die in ih-
rer Grobheit die Sachfragen zur Entwicklung 
des Staatenverbunds verdecken. Das kommt 
nicht nur den Neuen Rechten gelegen, die so-
wieso am liebsten mit dem Vorschlaghammer 
argumentieren: ohne Euro keine Eurokrise, 
ohne Flüchtlinge keine Flüchtlingskrise, ohne 
Europäisches Parlament kein Demokratiedefi-
zit in der Union. Auch in vielen Parteien der so-
genannten Mitte findet sich Unterstützung für 
diesen Antagonismus. Denn wer pauschal für 
Europa eintritt, es standhaft gegen seine Feinde 
verteidigt, der muss sich nicht im Detail mit po-
litischen Fehlern der Vergangenheit und kon-
kreten Plänen für die Zukunft beschäftigen. 

Foto: iStock.com/grandeduc (Buttons), iStock.com/manop1984 (Hände)
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Allgemeine Bekenntnisse werden aber der 
heutigen Situation, in der die EU sich befindet, 
nicht gerecht. Das gilt auch für das Beschwören 
des „Sozialen Europas“, solange diese gerade in 
der Sozialdemokratie beliebte Phrase nicht in 
konkrete Schritte transformiert wird. Der po-
litische Diskurs um Gegenwart und Zukunft 
Europas wurde in den vergangenen 25 Jahren 
zunehmend verengt auf den Nutzen der Staa-
tenkooperation und ihrer supranationalen Ins-
titutionen als Marktmacht, die mithalten kann 
im globalen Wettbewerb. Dessen Intensivie-
rung wird aufgegriffen durch eine Spiegelung 
internationaler Wettbewerbsbedingungen ins 
Innere der EU: Wer sich in der Konkurrenz der 
28 bewährt, hat beste Chancen, auch auf dem 
Weltmarkt eine erfolgreiche Position einzuneh-
men. Doch diese „Heimholung“ globaler Mark-
tinterdependenz birgt zwei Probleme: Erstens 
operiert die EU damit als Unterstützer einer „fi-
nanzkapitalistischen Spielanordnung“ (Stephan 
Schulmeister)�, die sich immer weiter von der 
realwirtschaftlichen Anbindung unternehme-
rischer Aktivitäten entfernt. Zweitens besteht 
ein grundlegendes Missverständnis ordnungs-
politischer Natur, wenn Wettbewerb (über un-
ternehmerische Marktpositionen hinaus) der 
Identifizierung des optimal an die Bedingungen 
der Globalisierung angepassten Staates dienen 
soll. 

Wohin ein kaum oder schlecht regulierter 
Shareholder-Kapitalismus auf der Jagd nach 
der nächsten kurzfristigen Rendite über von der 
Realwirtschaft abgekoppelte Finanzinstrumen-
te führen kann, hat vor zehn Jahren die globale 
Finanz- und Wirtschaftskrise gezeigt. Es ist die-
ser „Raubtier-Kapitalismus“ (Helmut Schmidt), 
der zur breit empfundenen Enttäuschung der 
wirtschaftlichen Globalisierung führt. Denn 
ein nicht nachhaltiges Investmentbanking ist 
mitnichten nur ein Problem auf einer fernen 
Ebene des internationalen Börsenparketts. Das 
Damoklesschwert von Firmenumstrukturie-
rungen, Beteiligungsverkäufen, Standortver-
lagerungen, Werksschließungen und betriebs-
bedingten Kündigungen schwebt über einer 

�	 Schulmeister, Stephan (2018): Der Weg zur Prosperität, Salzburg: Ecowin 
Verlag.

Vielzahl der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer.

Die EU und ihre Mitgliedstaaten haben ihre 
Rolle zur Zähmung der globalen Auswüchse 
des Finanzkapitalismus nur beschränkt wahr-
genommen – auf die Finanztransaktionssteuer 
warten wir zehn Jahre nach der großen Krise 
weiterhin. Der Finanzmarktkapitalismus löste 
sich immer stärker von der Realwirtschaft und 
setzte Arbeitsbeziehungen, Löhne und soziale 
Standards zunehmend unter Druck. In allen 
europäischen Staaten sind die sozialen Auf-
fangnetze löchriger geworden und soziale Un-
sicherheit und Ungleichheit nahmen zu. Dafür 
zeichnen verschiedene Politiken verantwort-
lich:

•	 die Orientierung der New Labour-Sozialde-
mokratie an einer vermeintlich individuali-
sierten „Neuen Mitte“ jenseits der Klassen-
milieus,� 

•	 eine Politik der neuen Sozialdemokratie 
gegen das eigene politische Lager und zu-
gunsten sozialer Gewinner, wodurch sie die 
Diskurshegemonie des Neoliberalismus be-
förderte,

•	 die unkritische Übernahme neoklassischer 
Wirtschaftspolitiken zur Einengung staat-
licher Handlungsspielräume, etwa durch 
die Schuldenbremse und eine permanente  
Austeritätspolitik, wie z.B. im Fiskalpakt 
verordnet, 

•	 eine falsch verstandene Modernisierung so-
zialer Sicherheit, die in erster Linie auf Ri-
sikoindividualisierung setzt und Elemente 
der Umverteilung zurückbaut, 

•	 bis hin zu einem durch die ökonomischen 
Integrationsprojekte des Binnenmarkts 
und der Wirtschafts- und Währungsunion 

�	 siehe auch: Reinhardt, Max / Stache, Stefan/Burmeister, Kai: Zurückgefallen 
hinter eine erstarkte neue Rechte. Die SPD in der doppelten Krise der Re-
präsentation, in: Sozialismus 6/2016, S. 27-32 sowie Burmeister, Kai/Kremer, 
Uwe/Scholle, Thilo/Stache, Stefan: Europäische Sozialdemokratie – zwischen 
Krise und Erneuerung? Einleitung zum Heftschwerpunkt, in: spw 4/2017, S. 
13-17.
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(WWU) hervorgebrachten neuen Setting 
der Marktschaffung.   

Die Durchdringung jeder Faser des Lebens 
mit dem Wettbewerbsprinzip durch eine glo-
bale Konkurrenzsituation und eine digitale 
Aufmerksamkeitsökonomie� ist von der EU be-
feuert, statt verhindert oder in geregelte Bahnen 
gelenkt worden. Der wachsende Druck, sich be-
ruflich und sozial den sich verändernden Anfor-
derungen so gut zu stellen, dass der eigene wirt-
schaftliche und gesellschaftliche Status gehalten 
werden kann, hat längst zu Abstiegsängsten bis 
weit in die Mittelschichten hineingeführt.

Nicht alles ist schlecht an Flexibilisierung 
und mehr Mobilität, doch über die schlei-
chende Ablösung des Normalarbeitsverhält-
nisses durch Befristungen, Leiharbeit, Teilzeit, 
Geringfügigkeit und Solo-Selbständigkeit ist 
über den ganzen Kontinent die Sicherheit des 
Aufstiegsversprechens verschwunden. Die Pre-
karisierung der Arbeit zeigt sich auch durch – 
gerade in Deutschlands Dienstleistungsgewerbe 
– lange Phasen der Lohnstagnation bzw. gerade 
die Inflation ausgleichender Lohnsteigerungen. 
Dort, wo die ArbeitnehmerInneninteressen in 
der Industrie einstmals besonders stark vertre-
ten waren, wurde eine gezielte Dekollektivie-
rung eingeleitet. Öffnungsklauseln in Flächen-
tarifverträgen führten zur Verbetrieblichung 
der Tarifverhandlungen – oft zum Nachteil von 
Mindeststandards der ArbeitnehmerInnen-
seite. Natürlich kann die Flexibilisierung der 
Arbeitswelt an anderer Stelle aufgefangen wer-
den, doch wurde in den Sozialstaatsreformen 
der letzten 25 Jahre selten der theoretische An-
spruch einer selbstbestimmten und solidarisch 
abgesicherten Flexibilität verfolgt, wenn von 
„Flexicurity“ gesprochen wurde. In Deutsch-
land bedeutete die Hartz-IV-Flexibilisierung 
zunehmenden Druck, auch ungesicherte und 
niedrig entlohnte Beschäftigung unter dem ei-
genen Qualifikationsniveau anzunehmen. Erst 
zehn Jahre nach der Agenda 2010 konnte der 
eingeführte Mindestlohn die Folgen zum Teil 
abmildern. 

�	 Reckwitz, Andreas (2017): Die Gesellschaft der Singularitäten - Zum Struk-
turwandel der Moderne, Berlin: Suhrkamp.

Strukturreformen sind das Zauberwort, mit 
denen der schrittweise Umbau der Sozialsyste-
me nach dem Fahrplan der ökonomischen Ne-
oklassik umgesetzt wird. Die Teilprivatisierung 
der Rentensysteme, die Kürzung der Bezugs-
dauer des Arbeitslosengeldes, die Ausweitung 
der Zumutbarkeitskriterien, die Politik der Ak-
tivierung von Erwerbslosen und die Stigmati-
sierung des schnellen Abrutschens aus der Ar-
beitslosigkeit in die Sozialhilfe – Reformschritte, 
die sich in einer Vielzahl europäischer Staaten 
beobachten ließen und lassen. Die dahinterste-
hende Idee einer Abkehr von passiven Sozial-
staatsleistungen zugunsten von Eigenvorsorge 
und Aktivierung durch Konditionierung führte 
zur Ergänzung sozialer Rechte der Bürgerinnen 
und Bürger um soziale Pflichten. Die Doppelbe-
wegung aus der Auflösung tradierter industri-
eller Beziehungen hin zu einem intensivierten 
finanzkapitalistischen Wettbewerb und der 
Abbau sozialer Sicherungs- und Auffangnetze 
sind die Bedingungen für eine sich vertiefende 
gesellschaftliche Spaltung. Die Unternehmens- 
und Vermögenseinkommen koppeln sich in 
Europas unter Druck geratenen Wohlfahrts-
staaten zunehmend ab von den Erwerbsein-
kommen der ArbeitnehmerInnen. Doch Steu-
erwettbewerb und Sozialstaatsreformen sorgen 
auch nach der staatlich vorgenommenen Um-
verteilung für eine immer geringer ausfallende 
Korrektur ungleicher Gesellschaften.

Die Politik der „Flexicurity“ suchte ebenso 
wie die Idee des „Dritten Wegs“ nach Mög-
lichkeiten, die neuen Anforderungen an eine 
globalisierte Weltwirtschaft mit tradiertem 
Sozialschutz und kollektiven Interessen zu ver-
einbaren. Jedoch ging es dabei stets um eine 
Anpassung der vorgefundenen sozialen Si-
cherungssysteme, des Arbeitsmarktes und der 
Wirtschaftspolitik an die Bedingungen einer als 
Externalität wahrgenommenen Globalisierung, 
nie ging es um die Gestaltung dieser Globali-
sierung entlang der Prioritäten der Wohlfahrts-
staaten. Neue weltweite Wertschöpfungsketten, 
schnelle digitale Kommunikation, die Zunahme 
des globalen Warenaustauschs und einfachere 
Bedingungen für Verlagerungen von Produk-
tion und Kapitalgewinnen haben die Welt zu-
sammenwachsen lassen. Sie haben aber gleich-
zeitig zunehmenden Konkurrenzdruck und 
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Wettbewerb erzeugt, mit denen die Spielräume 
der nationalstaatlich verbliebenen Regulierung 
der Wirtschaft, das Ermöglichen einer dekom-
modifizierenden Politik, für viele Staaten zuse-
hends kleiner wurden. 

Dieses System wurde durch die globale Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise, so muss zehn Jah-
re nach dem Fall der Investmentbank Lehman 
Brothers 2008 als Initial der Krise konstatiert 
werden, kaum erschüttert. Die offensichtliche 
Unzulänglichkeit des blinden Vertrauens auf 
die marktliche Selbststeuerung über unregulier-
te Finanzmärkte und exzessiv gesteigerte Wett-
bewerbsbedingungen führte nicht zu konse-
quenter Einhegung des Finanz- und Rückkehr 
zum Realkapitalismus. Die Krise war allerdings 
ganz real und die Staatsverschuldung schoss an-
gesichts von Bankenrettungs- und Konjunktur-
programmen in ungeahnte Höhen. In der Folge 
begann eine Entschuldungspolitik, an der sich 
neben Unternehmen und Privaten auch viele 
europäische Staatshaushalte beteiligten, mit der 
Konsequenz, dass dort alle drei Wirtschaftssek-
toren zu Nettosparern wurden. Da es ohne Ver-
schuldungssektor jedoch keine Investitionen in 
der Wirtschaft geben kann, bleibt nur noch das 
Ausland als externer Absorber übrig. Spiegel-
bildlich zum Rückzug des Staates verschulden 
sich europäische Staaten heute außerhalb der 
WWU. Das in Berlin am deutschen Beispiel 
erdachte Management der Eurokrise hat diese 
Entwicklung in anderen Eurostaaten befördert. 
Es folgt den am eigenen Modell erfolgreich 
erprobten Politiken des Exportüberschusses 
bei binnenwirtschaftlicher Stagnation durch 
Lohnzurückhaltung und Investitionsstau zu-
gunsten der fiskalischen „Schwarzen Null“ im 
Bundeshaushalt. Die Austeritätspolitiken hat-
ten ebenso wie der Fiskalpakt das Ziel, diesen 
deutschen Merkantilismus als Erfolgsmodell zu 
exportieren und zum Modell der Währungsu-
nion zu machen. Das Problem dahinter ist seine 
Unverantwortlichkeit. So wie sich Deutschland 
lange auf Kosten der europäischen Nachbarn 
wirtschaftlich saniert hat, versucht nun die Eu-
rozone insgesamt einen Leistungsbilanzüber-
schuss gegenüber der restlichen Welt zu fahren. 
Ein Plan, der außerhalb einer Währungsunion 
schnell an der Realität von Währungsabwer-
tungen oder Einfuhrzöllen scheitern muss, wie 

sie etwa im Handelskonflikt mit den USA sicht-
bar werden.

„It’s the economy, stupid“, möchte man mit 
dem ehemaligen US-Präsidenten Bill Clinton 
in den Europawahlkampf rufen. Doch anders 
als Clintons Wahlkampfteam 1992 geht es heu-
te nicht um die kurzfristige Wirtschaftslage. Es 
geht vielmehr um die Notwendigkeit grundle-
gender Korrekturen an der Wirtschaftsordnung, 
wie sie sich über das letzte Vierteljahrhundert 
entwickelt hat. Der EU sollte eine neue Rolle als 
natürliches Schutzschild vor den Schattenseiten 
der Globalisierung zukommen. Ein spezifisches 
europäisches Wirtschafts- und Sozialmodell zu 
schützen und weiter zu entwickeln, wäre dabei 
eine zutiefst sozialdemokratische Aufgabe. Da-
mit gelänge zum einen die Abgrenzung gegen 
jene der Marktreligion verfallenen Liberalen, 
die ernsthaft glauben, die – ihrer Meinung nach 
alternativlose – marktkonforme Demokratie 
führe über Disziplinierung zu Wohlstand. Zum 
anderen würde die Nutzung Europas als Schutz-
schild gegen eine verirrte Wettbewerbseupho-
rie auch gegenüber jenen dienlich sein, die als 
vermeintliche Alternative zur internationalen 
Zusammenarbeit die Rückkehr in ein natio-
nalstaatliches Gestern anbieten, in dem gera-
de auch kleinere europäische Staaten nur sehr 
begrenzte  makroökonomische und soziale Re-
gulierungsmacht besitzen würden. Umgekehrt 
könnte die Wirtschaftsstärke und der politische 
Einfluss Deutschlands für einen solidarischeren 
Politikpfad in der EU genutzt werden. Wichtige 
erste Schritte hin zu einer Überwindung des 
Austeritätskurses und zu einem investiven, so-
zial-ökologischen Wachstumspfad wären auch 
ohne den langfristig notwendigen Umbau der 
EU-Verträge in Form von vertiefter Koopera-
tion zwischen den EU-Staaten möglich. Neben 
Deutschland unterstützen nur wenige Länder, 
wie z.B. die Niederlande, Finnland oder das 
Baltikum, einen harten Sparkurs.� Die Voraus-
setzung wäre allerdings ein Politikwechsel in 
Deutschland, indem die SPD sich von der vor-
herrschenden Wettbewerbslogik löst, die soziale 
Zumutungen und Risiken in andere EU-Länder 

�	 siehe hierzu die Diskussion zwischen Joachim Schuster und Daniel Seikel 
u.a.; Tagungsbericht spw-Frühjahrstagung 10.-11.03.2017„Linke Strategien 
für Europa“ https://www.spw.de/xd/public/content/index.html?pid=253
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verlagert. Jene Logik fand ihren schärfsten Aus-
druck im Narrativ von den faulen Griechen, für 
die Deutschland zahlen müsse. Anders als viel-
fach auch von Teilen der Parteispitze vermutet, 
wäre eine Mehrheit der Wahlbevölkerung für 
eine Politik ansprechbar, die auch Elemente so-
zialer Umverteilung zwischen den EU-Staaten 
beinhaltet. Wie eine aktuelle repräsentative Be-
fragung für die Friedrich-Ebert-Stiftung (FES) 
verdeutlicht, besteht eine hohe Diskrepanz 
zwischen den Erwartungen an die europäische 
Politik und der Beurteilung der EU in der Frage 
der sozialen Gerechtigkeit. Über 70 Prozent der 
Befragten sprechen sich für einen europäischen 
Mindestlohn, gemeinsame Investitionen, eine 
einheitliche Unternehmensbesteuerung oder 
für Maßnahmen zum Schutz der sozialen Si-
cherung aus. Allerdings offenbaren die Be-
funde auch eine Skepsis gegenüber der EU. So 
möchte eine breite Mehrheit die soziale Siche-
rung weiterhin lieber auf nationaler Ebene ge-
regelt sehen. Zugleich trauen die Befragten der 
SPD beim Thema ArbeitnehmerInnenrechte 
oder Gerechtigkeit in Europa kaum mehr Kom-
petenz als den Unionsparteien zu.�  Aufgrund 
ihrer eigenen Repräsentationskrise und der so-
zialstaatlichen Repräsentationslücke in der EU, 
kann die SPD diese theoretischen Mehrheiten 
für solidarische Projekte nicht einfach mobi-
lisieren. Erst recht nicht dann, wenn sie aus-
schließlich mit den Vorteilen zu argumentieren 
sucht, die hiesige ArbeitnehmerInnen von Eur-
opa haben. Jüngst war die SPD – trotz eines auf 
ihren Druck hin umfassend und mit durchaus 
progressiven Vorschlägen die Europapolitik in 
den Blick nehmenden Regierungsprogramms 
– weder in der Migrationspolitik, noch in der 
Handelspolitik oder in der Diskussion um die 
Vorschläge Emmanuel Macrons für eine Re-
form der Eurozone als sozial-integrative Kraft 
in Europa erkennbar. Soziale Einschnitte und 
Verunsicherung sind konkret erfahrbar, da-
her müssen solidarische Reformprojekte den 
Lebensalltag verbessern und dürfen nicht nur 
abstrakte Zukunftskonzepte bleiben.

�	 Posthofen, Martha/Schmid, Frieder (2018): Gerechter. Sozialer.   Weniger 
ungleich. Was die Deutschen von Europa erwarten, Bonn: FES, http://libra-
ry.fes.de/pdf-files/fes/14913.pdf, abgerufen am 15.02.2019.

Was sind aber die zugrundeliegenden Werte 
und Überzeugungen, aus denen ein neues sozi-
aldemokratisches Narrativ einer EU mit Schutz-
funktion entwickelt werden kann? Inwieweit 
und an welchen Stellen muss Europa zunächst 
beweisen, die eigenen Krisenherde unter Kon-
trolle bringen zu können? Auf welchen The-
menfeldern zeigt sich die beschriebene Funk-
tion der EU als Katalysator von Globalisierung 
und Wettbewerbsprinzip besonders deutlich 
und wie wäre ein alternativer Pfad konturiert? 
Welche Antworten im linken politischen Spek-
trum versprechen einen vorwärtsgewandten 
sowie nachhaltigen Umgang mit den sozioö-
konomischen Herausforderungen grenzüber-
schreitender Natur? Und welche liefern dagegen 
allzu einfache Diagnosen und Rezepte, die sich 
wegbewegen von der Notwendigkeit einer Be-
schäftigung mit wirtschaftspolitischen Strate-
gien und globalen Risiken? Diesen Fragen wol-
len wir in diesem Schwerpunkt nachgehen. Wir 
möchten damit kein detailliertes Programm zur 
Europawahl liefern, sondern einen Zwischenruf 
tätigen. Die Zukunft der Union wird sich nicht 
entlang der Demarkationslinie von „für“ oder 
„gegen“ Europa entscheiden. Wir möchten 
stattdessen darauf hinweisen, wie vielschichtig 
die Auseinandersetzung unterhalb dieser All-
gemeinplätze ist, wie stark sich nationale und 
europäische Interessen und Zuständigkeiten 
mischen. Letztlich geht es uns darum aufzu-
zeigen, dass eine solidarische Gestaltung der 
ökonomischen und sozialen Verhältnisse auch 
in und mit der EU weiterhin möglich und nötig 
ist. Der Heftschwerpunkt knüpft u.a. an die spw 
1/2017 „Linke Strategien für Europa“ an.

Beiträge des Schwerpunkts 

Nikolaus Kowall diskutiert die Möglichkeiten 
und Grenzen nationaler Wirtschaftspolitik in 
der EU. Im Gegensatz zu den USA oder China, 
die über einen großen Binnenmarkt verfügen 
und deren Bruttoinlandsprodukt weniger vom 
Export abhängt, besitzen europäische Länder 
wie Frankreich, Großbritannien oder Spanien 
deutlich geringere Einflussmöglichkeiten auf 
ihre Volkswirtschaften. Kowall stellt dar, dass 
dies umso mehr für kleine Länder wie Belgien 
und Österreich gilt. Er zeigt auf, dass in der Slo-
wakei die nationalen Gestaltungsmöglichkeiten 
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aufgrund der Abhängigkeit von der Automobi-
lindustrie, dem Export und ausländischen Di-
rektinvestitionen besonders gering sind. Die 
deutsche Volkswirtschaft weist laut Kowall 
zwar beträchtliche Handlungsspielräume auf, 
etwa durch öffentliche Investitionen oder die 
gesetzliche Flankierung gewerkschaftlicher Ta-
rifpolitik. Sie stoße jedoch bei der Setzung von 
Standards für internationale Konzerne und de-
ren Besteuerung sowie der Einführung einer Fi-
nanztransaktionssteuer an ihre Grenzen. Dort 
greift jedoch die Regulierungsmacht der EU 
– auch aufgrund der Größe des gemeinsamen 
Binnenmarktes. Kowall erklärt, dass es daher 
naheliegt, sie in den Fokus einer progressiven 
Politikstrategie zu nehmen.

Dominika Biegon stellt in ihrem Beitrag die 
Position des DGB im Vorfeld der Europawahlen 
dar. Sie bemängelt, dass progressive Kräfte die 
großen Probleme der Währungsunion zu ver-
halten kritisieren – aus Angst, als Europageg-
ner wahrgenommen zu werden. Dabei geht 
es aus Sicht des DGB genau darum, die wirt-
schaftsliberale Schlagseite der Wirtschafts- und 
Währungsunion zu korrigieren. Entsprechend 
fordert der DGB einen wirtschaftspolitischen 
Kurswechsel in Europa. Darüber hinaus warnt 
Biegon davor, dass die progressiven Vorschläge 
Macrons zur Reform der Währungsunion nun 
zu einem neoliberalen Projekt umgedeutet wer-
den, bei dem der Finanzminister, die Fiskaluni-
on und die damit einhergehende zunehmende 
Macht der EU über die Wirtschafts- und Fi-
nanzpolitik der Mitgliedsstaaten zu einer noch 
schärferen Durchsetzung von Austeritätspolitik 
genutzt werden könnten.

Björn Hacker wendet sich gegen falsche 
Frontstellungen im Sinne des Gegensatzes zwi-
schen dem (linken oder rechten) Ruf nach Ab-
schottung und Heimat auf der einen und einer 
neoliberalen europäischen Marktunion auf der 
anderen Seite. Er analysiert die linke Kritik an 
der EU und die dort aufkeimende Rückkehr 
ins Nationale und arbeitet heraus, warum ein 
Rückbau der europäischen Integration nicht 
zu einem linkssozialen und keynesianistisch 
geprägten Bullerbü der 1960er Jahre führt. 
Statt der Suggestion des warmen Feuers der 
eben nicht mehr souveränen Nationalstaaten, 

muss für ihn die Kritik  an der marktliberalen 
Schlagseite der EU  Grundlage dafür sein, die 
Wirtschafts- und Währungsunion zur Fiskal-
union auszubauen und ein Soziales Europa zu 
entwickeln, das die nationalen Wohlfahrtsstaa-
ten schützt. 

Willi Koll und Andrew Watt arbeiten die 
fehlende Konvergenz der Lohn- und Preisent-
wicklung sowie von Geld- und Fiskalpolitik 
und die daraus erwachsende Krisenanfälligkeit 
der Wirtschafts- und Währungsunion heraus. 
Sie plädieren für eine neu aufgestellte makroö-
konomische Koordinierung zwischen allen re-
levanten Wirtschaftsakteuren in Europa unter 
Einbeziehung von Gewerkschaften und Arbeit-
gebern. Damit zielen die Autoren v.a. auf eine 
höhere ökonomische Stabilität der Eurozone 
und eine solidarische Lohnpolitik in Abgren-
zung zum vorherrschenden Modell des Wett-
bewerbskorporatismus ab. 

Gesine Schwan kritisiert im Interview mit 
spw die vorherrschende Migrationspolitik 
Deutschlands und der EU, die zuletzt einseitig 
auf Abschottung setzt. Sie erläutert ihren Vor-
schlag, denjenigen Kommunen, die Geflüchtete 
aufnehmen wollen, über die Kosten der Inte-
gration hinaus Mittel für Investitionen in die 
öffentliche Infrastruktur u.a. zur Verfügung zu 
stellen. Eine solche Strategie könne zum einen 
sozial-ökologische Projekte, aber auch demo-
kratische Teilhabe fördern. Darüber hinaus 
plädiert sie für eine europäisch organisierte 
Stabilisierung der sozialen Sicherung in öko-
nomischen Krisen, etwa durch Kredite für die 
Arbeitslosenversicherung betroffener Länder, 
als Möglichkeiten einer solidarischeren Politik 
in der EU.	 ó
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von Nikolaus Kowall�  

Ist die Europäische Union ein Hebel für so-
zialen Fortschritt? Dies ist eine der im progres-
siven Spektrum am heißest umstrittenen Frage-
stellungen. Skeptische ZeitgenossInnen können 
auf die marktliberale Schlagseite verweisen, die 
der Durchsetzung des Binnenmarktes und der 
Währungsunion, sowie der Orchestrierung 
der Eurokrise, zweifelsfrei anhaften. Für Opti-
mistInnen bietet der Verweis auf die Vergan-
genheit hingegen wenig Argumentationsstoff. 
Sie müssen vielmehr mit den künftigen Mög-
lichkeitsräumen eines europäischen Projekts 
argumentieren. Räume, die sich erst durch de-
ren politische Adressierung performativ öffnen 
müssten. Dieser Zugang schwankt zwischen 
Vision und Illusion, zumal unklar ist, welcher 
politische Akteur diese Adressierung vorantrei-
ben soll. Andererseits haben die SkeptikerInnen 
das Problem, dass sich aus ihrer pessimistischen 
Analyse wenig Perspektiven entwickeln lassen 
– am ehesten noch die Rückkehr zur Erzielung 
sozialen Fortschritts durch die Nation. Nati-
onalen Fortschritt im Rahmen international 
organisierter Volkswirtschaften durchzusetzen 
ist jedoch alles andere als trivial. Den Vorden-
kerInnen der britischen Labour Party rauchen 
derzeit die Köpfe, wie mit einer möglichen Re-
gierungsübernahme – voraussichtlich nach er-
folgtem Brexit – umzugehen wäre.� In welchem 
Ausmaß kann eine, im internationalen Maßstab 
mittelgroße und stark globalisierte Volkswirt-
schaft, wie Großbritannien, noch eigene Ak-
zente setzen? Wie souverän ist die Demokratie 
in Zeiten der Globalisierung? 

Außenhandelsverflechtung und Globalisie-
rung 

Wie lässt sich Globalisierung messen? Der 
wohl markanteste Indikator für die interna-
tionale Wirtschaftsverflechtung einer Volks-

�	 Nikolaus Kowall ist Vertretungsprofessor für „International Economics“ an 
der Hochschule für Wirtschaft und Technik in Berlin. Er war von 1999 bis 
2014 ehrenamtlich in der österreichischen Sozialdemokratie tätig. 

�	 Vgl. Lapavitsas (2018): https://www.jacobinmag.com/2018/05/corbyn-la-
bour-eu-single-market-economic-policy

Die politische Souveränität der Europäischen Union

wirtschaft ist der Außenhandel. Das Verhältnis 
des Exports zur gesamten Wirtschaftstätigkeit 
bringt die Abhängigkeit von ausländischen 
Märkten zum Ausdruck. Angenommen, ein 
Land exportiert genauso viel wie es importiert 
– die Außenhandelsbilanz des Landes ist also 
ausgeglichen (für viele Länder trifft das über 
die Jahre gesehen auch in etwa zu). Wenn dieses 
Land beispielsweise ein Viertel seiner gesamten 
hergestellten Güter und Dienstleistungen (also 
ein Viertel seines BIP) exportiert, dann im-
portiert es auch ein Viertel seines Verbrauchs. 
Jedes vierte im Land produzierte Produkt geht 
ins Ausland, jedes vierte im Land konsumierte 
Produkt kommt aus dem Ausland. Diese Zah-
len treffen ziemlich genau auf die Situation der 
spanischen Volkswirtschaft zu.� Spanien hat 
eine relativ starke Außenhandelsverflechtung, 
insgesamt dominiert aber der Binnenmarkt. Im 
Umkehrschluss werden nämlich rund 75 Pro-
zent der spanischen Produktion auch in Spani-
en verbraucht.

Das Verhältnis zwischen der Wertschöpfung, 
die für den Export generiert wird, zur gesamten 
Wertschöpfung, ist ein sehr nützlicher Maßstab 
für das Ausmaß, in dem eine Volkswirtschaft 
globalisiert ist. Typischerweise spielt die Größe 
des Landes eine gewichtige Rolle für den Grad 
an Globalisierung – aber genau umgekehrt, als 
viele intuitiv vermuten würden: Länder mit ho-
hen Bevölkerungszahlen und großen eigenen 
Binnenmärkten sind verhältnismäßig weniger 
stark globalisiert als Länder mit geringen Bevöl-
kerungszahlen und kleinen Binnenmärkten. 

Die USA sind mit 330 Millionen Einwohne-
rInnen das Land mit der weltweit drittgrößten 
Bevölkerung. Die US-Volkswirtschaft verfügt 
über einen gewaltigen Binnenmarkt, folglich 
spielt der Außenhandel eine verhältnismäßig 
untergeordnete Rolle: Nur ein Zehntel dessen, 
was die US-Volkswirtschaft produziert, wird 

�	 Quelle: OECD “Domestic value added in gross exports”: https://data.oecd.
org/trade/domestic-value-added-in-gross-exports.htm
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exportiert (da die USA ein Defizit im Außen-
handel aufweisen sind die Importe etwas hö-
her).� Das liegt daran, dass die USA große land-
wirtschaftliche Flächen, eine breit aufgestellte 
Industrie, reichhaltige Rohstoffvorkommen, 
zahlreiche Tourismusdestinationen sowie ei-
nen hochmodernen Dienstleistungssektor (u.a. 
Technologieunternehmen) aufweisen. Die US-
Wirtschaft ist eine Welt für sich, sie kann fast 
alles produzieren, was sie benötigt. Länder, die 
einen so großen Binnenmarkt und eine so ge-
ringe Außenhandelsverflechtung aufweisen, 
bezeichnet man als „geschlossene Volkswirt-
schaften“.

Ganz anders die Situation in relativ kleinen 
Ländern, wie Belgien, mit einer Bevölkerung 
von 11,4 Millionen EinwohnerInnen. Das Land 
hat einen kleinen Binnenmarkt und verfügt bei-
spielsweise weder über eine eigene Autoindus-
trie, eine eigene Flugzeugindustrie noch über 
mediterrane Strände. In Belgien wird mehr als 
die Hälfte aller produzierten Güter und Dienst-
leistungen für den Export hergestellt. Belgien 
importiert ebenso mehr als die Hälfte seines ge-
samten Konsums. Länder, die wie Belgien, die 
Slowakei oder Österreich kleine Binnenmärkte 
haben und stark in den internationalen Handel 
verflochten sind, bezeichnet man als „offene 
Volkswirtschaften“. Eine im globalen Maßstab 
mittelgroße Volkswirtschaft, wie Frankreich, 
verfügt im Gegensatz zu Belgien über eine ei-
gene Autoindustrie, eine eigene Flugzeugin-
dustrie sowie über mediterrane Strände. Der 
Binnenmarkt ist zwar nicht so groß wie in den 
USA, trotzdem ist die Notwendigkeit zur Ein-
fuhr geringer als in Belgien.� Frankreich expor-
tiert knapp ein Viertel seiner Produktion und 
importiert etwa gleich viel seines Konsums.   

Abbildung 1 gibt einen Überblick über die 
Außenhandelsverflechtung verschiedener 
Volkswirtschaften im Jahr 2017.� Wie zu er-
warten war, befinden sich kleine offene euro-

�	 Quelle: OECD “Domestic value added in gross exports”: https://data.oecd.
org/trade/domestic-value-added-in-gross-exports.htm

�	 Fremdenverkehr gilt als Export. Wenn ein tschechisches Paar in Mailand 
Bekleidung und Wein einkauft sowie schick essen geht, entspricht das volks-
wirtschaftlich einem Export dieser Waren von Italien nach Tschechien. 

�	 Schätzungen der OECD in Bezug auf den Wertschöpfungsanteil der Exporte 
verschiedener Länder existieren für 2014. Hier wurden OECD-Daten von 
2017 (Bruttoexporte) mit dem Wertschöpfungsanteil von 2014 berechnet. 

päische Volkswirtschaften im Spitzenfeld der 
Außenhandelsverflechtung. Mittelgroße Volks-
wirtschaften, wie Südkorea, Frankreich oder 
Mexiko, nehmen Mittelplätze ein, während die 
großen Volkswirtschaften, wie die USA, Japan 
oder China,� relativ geschlossen sind. 

Obwohl Deutschland die größte Volkswirt-
schaft der EU ist, exportiert es über ein Drittel 
seiner gesamten Produktion – also mehr als z.B. 
Großbritannien oder Frankreich. Gleichzeitig 
importiert es deutlich weniger als ein Drittel 
seines Konsums, weshalb es einen großen Über-
schuss im Außenhandel aufweist. Betrachtet 
man alle 28 EU-Staaten, ergibt sich eine durch-
schnittliche Außenhandelsverflechtung von 
rund einem Drittel, was im globalen Vergleich 
ein relativ hoher Wert ist. Die europäischen 
Länder sind also allesamt stark in den internati-
onalen Handel verflochten und deutlich stärker 
globalisiert als beispielsweise Brasilien, die USA 
oder Indien. Doch das war nicht immer so. 

Globalisierung seit 1960

Die Außenhandelsverflechtung der EU-
Staaten hat in den letzten Jahrzehnten stark 
zugenommen, wie Abbildung 2 illustriert. Aus 
Gründen der Datenverfügbarkeit wird zur Dar-
stellung dieser Entwicklung auf Bruttoexport-
quoten zurückgegriffen.� Diese überschätzen 
zwar die Bedeutung von Exporten (speziell bei 
kleinen offenen Volkswirtschaften), verdeut-
lichen aber trotzdem, wie stark sich einzelne 
Volkswirtschaften in den letzten Jahrzehnten 
globalisiert haben.� 

“Domestic value added in gross exports”: https://data.oecd.org/trade/do-
mestic-value-added-in-gross-exports.htm    

�	 China erreichte seine stärkste Außenhandelsverflechtung im Jahr 2006. 
Schon seit längerem war es das Ziel der chinesischen Regierung die Expor-
tabhängigkeit zu verringern und einen starken Binnenmarkt zu etablieren 
(vgl. https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/konjunktur/reformbekenntnis-
in-fernost-china-will-wieder-aufdrehen-11982826.html). Das ist gelungen, 
wie die Daten zeigen. 

�	 Für den Wertschöpfungsgehalt der Exporte liegen keine Zeitreihen vor. 

�	 Die Bruttoexportquote überschätzt die Bedeutung des Außenhandels, weil 
dabei nicht die Wertschöpfung der Exporte (die um Vorleistungen berei-
nigt ist), sondern der Exportumsatz durch das BIP geteilt werden. Das BIP 
ist aber die um Vorleistungen bereinigte Wertschöpfung, weshalb Zähler 
und Nenner bei der Bruttoexportquote nicht wirklich zusammenpassen. 
Z.B. wird ein Getriebe, das ein deutscher Autohersteller als Vorleistung aus 
Österreich importiert, beim Verkauf des deutschen Autos nach Russland als 
deutscher Export gewertet. Aus diesem Grund liegt etwa die Bruttoexport-
quote für Belgien im Jahr 2017 bei 85,1 Prozent, der Wertschöpfungsanteil 
der Exporte jedoch nur bei 55,3 Prozent (Quelle: OECD).    
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Abbildung 1: Wertschöpfungsanteil der Exporte am BIP 2017

Quelle: OECD “Domestic value added in gross exports”

Abbildung 2: Entwicklung der Außenhandelsverflechtung von 1960-2017

Quelle: Weltbank. Für Deutschland liegen Daten erst ab 1970 vor, für die ehemaligen Ostblockstaaten wurden die jeweils frühsten verfügbaren Daten 
verwendet.
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In Belgien ist die Bruttoexportquote seit 
1960 um 47,3 Prozentpunkte angestiegen. Das 
ist im belgischen Fall ggü. 1960 mehr als eine 
Verdoppelung (die Quote lag damals bei 37,8 
Prozent). Dieser Trend zeigt sich im Schnitt 
für alle EU-Staaten, nur in Großbritannien war 
die Bruttoexportquote bereits 1960 relativ hoch 
(damals 20,2 Prozent), weshalb die Zunahme 
weniger dynamisch ausfällt. In Polen hat sich 
die gleiche Entwicklung in einem wesentlich 
kürzeren Zeitraum abgespielt, nämlich seit der 
Wende in Osteuropa. Die polnische Außenhan-
delsverflechtung hat sich seit 1990 (damals 25,9 
Prozent) verdoppelt. In den USA (1960 bei 5,0 
Prozent) sowie in Japan (damals 10,7 Prozent) 
hat die Außenhandelsverflechtung ebenfalls 
stark zugenommen, wenngleich auf deutlich 
geringerem Niveau. In Deutschland hat sich die 
Bedeutung des Außenhandels am BIP seit 1970 
verdreifacht, im Falle von Südkorea ist die Inte-
gration in den Weltmarkt quasi vollständig seit 
1960 erfolgt. Nur in Russland ist die Außenhan-
delsverflechtung 2017 geringer als im Jahr 1993, 
weil der Zerfall der Sowjetunion eine Art De-
globalisierung dargestellt hat. Für alle anderen 
Länder zeigt sich, dass die Globalisierungsdyna-
mik seit 1960 erheblich war. 

Nation, Demokratie und Volkswirtschaft  

Aus den Daten geht hervor, dass die Welt im 
Jahr 1960 eine andere war. Der Außenhandel 
spielte für die einzelnen Volkswirtschaften im 
Vergleich zum Binnenkonsum eine untergeord-
nete Rolle. Nur kleine europäische Volkswirt-
schaften wiesen schon damals eine bedeutsame 
Außenhandelsverflechtung auf. Mittelgroße 
Länder wie Deutschland, Frankreich, Großb-
ritannien, Italien, oder auch Mexiko und Süd-
korea, waren hingegen relativ geschlossene 
Volkswirtschaften. Für die USA – damals die 
mit Abstand größte Volkswirtschaft der Welt – 
spielte der Außenhandel im Verhältnis zum BIP 
nur eine marginale Rolle. Die wirtschaftliche 
Tätigkeit fand 1960 primär im Rahmen der Na-
tion statt. Dementsprechend war die Regierung 
hochgradig souverän und konnte steuernd in 
den Wirtschaftsprozess eingreifen. Da Han-
del und Kapitalverkehr im Jahr 1960 ungleich 
weniger liberalisiert waren als heute, konnten 
Regierungen mittels Zoll und Kapitalverkehrs-

kontrollen die Ströme von Waren und Kapital 
beeinflussen.10  

Die in den Nationalstaaten demokratisch 
erstrittenen Präferenzen konnten im Rahmen 
der jeweiligen Regierungspolitik in hohem 
Maße umgesetzt werden. Die national organi-
sierte Wirtschaftsstruktur sowie das nationale 
wirtschaftspolitische Instrumentarium har-
monierten weitgehend. Die sozioökonomische 
Handlungsfähigkeit der Demokratie war evi-
dent. Volkswirtschaft und Demokratie passten 
beide in den demokratischen Rahmen der Nati-
on. Die Nation war souverän und die Demokra-
tie konnte bestimmen, wohin die Reise geht. Di-
ese „gute alte Welt“ löst in Zeiten globalisierter 
Sachzwänge oftmals Nostalgie aus. Ist es nicht 
verlockend, die Souveränität des Nationalstaats 
– vor allem gegenüber der Wirtschaft – zu neu-
em Leben zu erwecken? 

Limitationen nationaler Politik 

Die Idee, den Nationalstaat als Bezugspunkt 
für progressive Politik wiederzuentdecken, kol-
lidiert regelmäßig mit der ökonomischen Struk-
tur, die sich über Jahrzehnte der Globalisierung 
gebildet hat. Die globale industrielle Verflech-
tung, die Marktliberale als rhetorische Figur in 
jeder Diskussion verwenden (Stichwort: Stand-
ort11) ist keine Imagination sondern real. Nur 
die politischen Ableitungen der Wirtschaftsli-
beralen – die auf Erpressung der Demokratie 
hinauslaufen – sind falsch. Eine Untersuchung 
exportorientierter mittelständischer österrei-
chischer Industrieunternehmen zeigt beispiels-
weise, dass die Unternehmen Teil einer extrem 
ausdifferenzierten globalen Wertschöpfungsket-
te sind.12 Die Nische ist die Regel und nicht die 
Ausnahme, faktisch sind große Teile des mo-
dernen Fahrzeug-, Maschinen- und Anlagen-

10	Hinzu kommt, dass die Wechselkurse der Währungen im Rahmen des Bret-
ton Woods Systems nicht den internationalen Devisenmärkten überlassen 
wurden, sondern politisch festgelegt waren. Überdies waren die Zentralban-
ken allesamt national organisiert und oftmals stärker an die Regierungen 
gebunden als heute (die Banque de France wurde beispielsweise erst 1993 
unabhängig). Die französische Regierung verfügte 1960 über folgende wirt-
schaftliche Steuerungsinstrumente, die sie heute nicht mehr hat: Zölle, Ka-
pitalverkehrskontrollen, Wechselkurspolitik und nationale Geldpolitik zur 
Steuerung von Zinsniveau und Inflation.

11	Vgl. Kowall (2017): https://makronom.de/der-rechtspopulismus-und-das-
primat-der-politik-in-europa-20285

12	Vgl. Kowall (2015): https://www.boeckler.de/pdf/p_imk_study_40_2015.
pdf
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baus hoch spezialisierte Nischen eines globalen 
industriellen Netzwerks. Ganze Staaten haben 
sich auf eine Rolle als Standort im internationa-
len Wirtschaftsgeflecht spezialisiert. 

Ein Beispiel ist die Slowakei. Das Land hat 
ein wesentlich günstigeres Lohnniveau als z.B. 
Deutschland und verfügte bis vor einigen Jah-
ren sogar über eine Flat tax, also einen einheit-
lichen Steuersatz von 19 Prozent für alle Ein-
kommensgruppen. Die Slowakei konnte viele 
ausländische Direktinvestitionen anlocken und 
hat sich zum Automobilstandort entwickelt, 
über 40 Prozent der slowakischen Industrie ent-
fallen auf die KfZ-Branche. Konzerne wie VW, 
Peugeot-Citroen oder Kia produzieren dort. 
Nirgends auf der Welt werden pro Kopf so viele 
Autos hergestellt wie in der Slowakei.13 In dem 
Land leben nur fünf Millionen Menschen, die 
Hälfte der gesamten Produktion hängt am Ex-
port (siehe Abb. 1) und die Wirtschaftsleistung 
pro Kopf ist mit 75 Prozent vom Durchschnitts-
wert der EU-28 relativ gering.14 Die slowakische 
Volkswirtschaft ist nicht sonderlich wohlha-
bend, sehr offen und obendrein in hohem Maße 
abhängig von ausländischen Direktinvestiti-
onen. Wie viel politische Souveränität bleibt der 
demokratischen Regierung der Slowakei über-
haupt? Könnte der demokratische Souverän 
der Autoindustrie zumuten, nur noch Strom 
aus erneuerbarer Energie zu beziehen, deut-
lich höhere Mindestlöhne zu bezahlen, mehr 
Körperschaftssteuer abzudrücken oder einen 
strengeren Kündigungsschutz zu akzeptieren? 
In der Realität wäre es für liberal, national oder 
sozial orientierte Regierungen gleichermaßen 
unvernünftig, die mit Abstand wichtigste In-
dustrie (deren Konzernzentralen durchwegs im 
Ausland angesiedelt sind) herauszufordern. Die 
Slowakei repräsentiert das eine Extrem inner-
halb der EU: Sie ist ein politischer Zwerg und 
stark abhängig von wirtschaftlichen Riesen im 
Ausland.   

Natürlich haben große EU-Volkswirt-
schaften mehr politische Souveränität als kleine. 

13	Vgl. Industriemagazin (2016): https://industriemagazin.at/a/autoindustrie-
der-slowakei-erreicht-neuen-weltrekord

14	BIP/Kopf in Kaukraftparitäten, Quelle: EU-Kommission 2017: https://
ec.europa.eu/eurostat/tgm/table.do?tab=table&init=1&language=en&pcod
e=tec00114&plugin=1

In Deutschland leben über 80 Millionen Men-
schen, das BIP pro Kopf liegt deutlich über dem 
EU-Durchschnitt (2017 bei 124 Prozent der 
EU-2815) und die Volkswirtschaft ist deutlich 
geschlossener als jene der Slowakei oder Bel-
giens. Deutschland verfügt über einen großen 
Binnenmarkt, solide Staatsfinanzen und hohe 
Überschüsse im Außenhandel. Das Land hat 
theoretisch sehr viel Spielraum für politische 
Aktivität. Deutschland könnte die Arbeitszeit 
verkürzen, Mindestlöhne deutlich erhöhen, 
Hartz IV durch eine Mindestsicherung erset-
zen, Umweltauflagen verschärfen und die Ver-
mögensteuer wiedereinführen. Die negativen 
Auswirkungen auf sein Produktionsmodell 
wären marginal. Zur Umsetzung fehlen schlicht 
die politischen Mehrheiten. Deutschland reprä-
sentiert das andere Extrem innerhalb der EU: Es 
ist ein wirtschaftlicher Riese mit einer starken 
inländischen Industriestruktur und auch poli-
tisch ein beachtlicher Akteur. Die übrigen EU-
Staaten rangieren grosso modo innerhalb der 
Bandbreite Deutschland – Slowakei. 

Deutschland gehört zu jenen Mitgliedsstaa-
ten mit den potentiell größten Spielräumen 
für demokratische Gestaltung. Aber könnte 
Deutschland alleine eine substantielle Finanz-
transaktionssteuer einführen, ohne Kapital-
flucht zu riskieren? Könnte es alle Importe mit 
hohen Standards belegen, ohne dass die Preise 
für KonsumentInnen und Industrie explodie-
ren? Könnte es eigenständig eine Energiewende 
herbeiführen, die die Abhängigkeit von fossilen 
Brennstoffen bis 2040 auf null reduziert? Derart 
weitreichende Eingriffe dürften selbst Deutsch-
land überfordern, auch wenn sich demokra-
tische Mehrheiten dafür fänden. Ist selbst die 
größte Volkswirtschaft der EU politisch nicht 
mehr souverän? 

Vor genau diesen Fragestellungen stünde 
die britische Labourparty im Fall einer Regie-
rungsübernahme. Um progressive Politik auf 
nationaler Ebene wirklich konsequent durch-
zusetzen, müsste man sich den objektiven 
Limitationen der ökonomischen Struktur in 
einer globalisierten Welt entziehen und seine 

15	Quelle: EU-Kommission (2017): https://ec.europa.eu/eurostat/tgm/table.
do?tab=table&init=1&language=en&pcode=tec00114&plugin=1
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Volkswirtschaft wieder pri-
mär national organisieren. 
Was für kleine Länder wie 
die Slowakei ohnedies illu-
sorisch ist, ist auch für mit-
telgroße Volkswirtschaften 
wie Großbritannien kaum zu 
stemmen. Das Ausbrechen 
aus internationalen Wert-
schöpfungsketten brächte 
die Notwendigkeit mit sich, 
große Teile dieser Tätigkeit 
wieder ins Inland zu verla-
gern. Die Volkswirtschaft 
müsste ihre industrielle 
Grundlage (Stahlproduktion, 
Vorleistungsketten etc.) neu 
aufbauen. Doch was würde 
eine solche nationale Reindustrialisierung fak-
tisch bedeuten? Man müsste dazu Arbeitskräfte 
aus vielen anderen Sektoren abziehen, um eine 
– im internationalen Vergleich wenig effiziente 
– Binnenindustrie zu schaffen. Dies wäre mit 
erheblichen Wohlstandsverlusten verbunden, 
außerdem wäre ein sehr hohes Maß an interna-
tionaler Abschottung nötig. Die Rückkehr zur 
Nation ist nach Jahrzehnten der Globalisierung 
keine plausible Option mehr. 

Die Handlungsfähigkeit der Europäischen 
Union 

Die einzelnen EU-Staaten sind isoliert be-
trachtet sehr stark in den internationalen Han-
del verflochten (kleine noch deutlich stärker als 
große). Wie bereits erwähnt, ist die Außenhan-
delsverflechtung aller EU-Staaten im Schnitt 
mit über einem Drittel ziemlich hoch. Doch 
für jedes EU-Land ist die Summe der anderen 
EU-Länder der wichtigste Handelspartner. Die 
hohe internationale Verflechtung der Slowakei, 
Belgiens oder Österreichs ist also primär eine 
europäische Verflechtung. 

Der entscheidende Punkt aus europäischer 
Perspektive ist so simpel wie wahr: Die gesamte 
Europäische Union als Einheit betrachtet ist, 
ähnlich wie die USA oder China, eine relativ ge-
schlossene Volkswirtschaft. Wie die USA verfügt 
die EU über fast alle Wirtschaftssektoren selbst. 
Sie hat zwar weniger Rohstoffe und keinen ganz 

so modernen Dienstleistungssektor wie die 
USA, dafür eine deutlich stärkere Industrie und 
mehr Tourismusinfrastruktur. Die Wirtschaft 
der EU ist auch eine Welt für sich – sie kann fast 
alles produzieren, was sie benötigt. Nur 13 Pro-
zent der Produktion der EU werden exportiert 
und ein ebenso großer Anteil des Konsums wird 
importiert. In Abbildung 3 ist der Unterschied 
zwischen einer Betrachtung der einzelnen EU-
Länder sowie der EU als Ganzes visualisiert. 

In der EU leben (inkl. Großbritannien) rund 
500 Millionen Menschen. Das entspricht knapp 
sieben Prozent der Weltbevölkerung. Weil die 
EU im Weltmaßstab wohlhabend ist, ist ihr An-
teil am Bruttoinlandsprodukt der Welt mehr als 
doppelt so hoch und beträgt rund 16 Prozent. 
Die EU ist nach China und knapp vor den USA 
der zweitgrößte Wirtschaftsraum der Welt.16 Die 
EU ist überdies relativ wohlhabend und verfügt 
über einen gigantischen Binnenmarkt. Durch 
die geringe Außenhandelsverflechtung ist die 
EU weder stark abhängig von Exporten, noch 
von außereuropäischen Direktinvestitionen. 
Für die EU gilt zwischen Politik und Wirt-
schaft die Spielanordnung einer geschlossenen 
Volkswirtschaft. In einer großen geschlossenen 
Volkswirtschaft mit einem starken eigenen Bin-
nenmarkt hat die Demokratie prinzipiell mehr 
Durchschlagskraft gegenüber der Wirtschaft, 
als in einer kleinen offenen. Die EU ist – als 

16	Quelle: IWF-Daten für 2017

Abbildung 3: Außenhandelsverflechtung der größten Volks-
wirtschaften 2017

Quelle: OECD “Domestic value added in gross exports”
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Einheit betrachtet – ähnlich souverän wie die 
Nationalstaaten der 1960er Jahre. 

Die EU zeigt schon jetzt immer wieder poli-
tische Handlungsfähigkeit. Sie verhängte 2013 
Milliardenstrafen gegen europäische Groß-
banken wegen Zinsmanipulation. 2017 muss-
te Facebook eine hohe Strafe wegen falscher 
Angaben bei der Übernahme von WhatsApp 
zahlen. Anfang 2018 ortete die EU ein „iPho-
ne Kartell“ und verhängte eine Bußzahlung 
gegenüber Apple. Derzeit stehen Google und 
deutschen Autobauern milliardenhohe Kar-
tellstrafen wegen Marktabsprachen ins Haus. 
Die EU muss auf ausländische Konzerne keine 
Rücksicht nehmen und auf Schlüsselindustri-
en der jeweiligen Mitgliedsländer nicht so viel 
wie die nationalen Regierungen. Wenn die Slo-
wakei mit Konzernen verhandelt, dann wackelt 
der Schwanz mit dem Hund. Wenn die EU mit 
Konzernen verhandelt, ist es umgekehrt.      

Die EU ist ein Hebel für sozialen Fortschritt 

Es gibt eine Vielzahl an berechtigter Kritik 
an den Konstruktionsfehlern der Europäischen 
Union und der Eurozone – Demokratiedefizit, 
mangelhafte wirtschaftspolitische Steuerungs-
kraft etc. Es gibt auch viel berechtigte Kritik an 
der EU in Bezug auf schwere politische Fehler 
bei der „Lösung“ der Eurokrise, beim langen 
Ignorieren der Migrationsthematik im Mittel-
meerraum, beim Anheizen des Exportwett-
bewerbs zwischen den Mitgliedsstaaten, beim 
Versagen bezüglich Finanztransaktionssteuer 
und beim permanenten Vorantreiben von Frei-
handelsabkommen.

All diese Kritik ist zutreffend. Was nur über-
sehen wird, ist zweierlei: Erstens trägt das Schei-
tern mindestens so sehr die Handschrift des Eu-
ropäischen Rates, also der Versammlung aller 
Regierungschefs, wie der EU-Kommission und 
des EU-Parlaments. Es handelt sich also um ein 
kollektives Politikversagen von Nationalstaaten 
und EU-Institutionen gleichermaßen. Zweitens 
ist die politische Ausrichtung der EU Resultat 
eines politischen Zeitgeistes und demokra-
tischer Mehrheiten. Gruppierungen, die die 
Schlagkraft der EU im Sinne sozialer oder öko-
logischer Ziele einsetzen wollten, hatten bisher 

kein ausreichend attraktives Konzept zu bieten 
und blieben deutlich in der Minderheit.    

Aus einer politökonomischen Perspektive ist 
die Frage, ob die EU das richtige Instrument für 
sozialen Fortschritt darstellt, wenig zielführend. 
Ja, große EU-Staaten sind stark genug gewisse 
Reformen auch eigenständig durchzuführen 
– doch auch sie stoßen an Grenzen. Es gibt 
viele relevante Politikfelder, die ohne europä-
isches Reglement limitiert sind – Stichwörter: 
Beendigung des innereuropäischen Unterbie-
tungswettbewerbs, konsequente Umsetzung 
der Energiewende oder effektive Regulierung 
des Finanzsektors. Kleine EU-Staaten haben 
noch viel weniger Handlungsspielräume. Aus 
der Sicht der BürgerInnen der Slowakei, Ös-
terreichs oder Belgiens ist die EU ein noch viel 
wichtigerer Hebel zur Durchsetzung demokra-
tisch gewünschter Maßnahmen. 

Mit der EU ist sozialer Fortschritt denkbar. 
Ohne EU ist hingegen durchaus vorstellbar, dass 
soziale und ökologische Standards im Zuge der 
Globalisierung noch stärker unter Druck kom-
men. Wie man es dreht und wendet, die Frage 
nach der Sinnhaftigkeit der EU ist ein Holzweg. 
Man muss in der Realpolitik immer mit dem 
arbeiten, was da ist. Gäbe es andere Mehrheiten 
im EU-Parlament und im Rat der Regierungs-
chefs, wären auch ganz andere Politiken denk-
bar. Es geht ja bekanntlich nicht darum, Europa 
zu interpretieren, sondern es zu verändern.	 ó
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Ein solidarisches Europa geht nur mit mehr Mut!
Ein Überblick über gewerkschaftliche Forderungen zur Reform der Eurozone

von Dominika Biegon�

Einleitung 

Der Europawahlkampf nimmt langsam 
Fahrt auf. Die ersten politischen Parteien haben 
sich bereits auf ihr Wahlprogramm verständigt, 
andere arbeiten mit Hochdruck daran. Der Par-
teivorstand der SPD hat im Dezember ein Eck-
punktepapier zur Europawahl verabschiedet, 
dieses wurde durch einen Beschluss der SPD-
Bundestagsfraktion im Januar ergänzt. 

Auch innerhalb der Gewerkschaften in 
Deutschland ist die Diskussion zur Europa-
wahl im vollen Gange. Der Deutsche Gewerk-
schaftsbund hat in einem Positionspapier sehr 
ausführlich Stellung bezogen und seine euro-
papolitischen Forderungen an die Parteien ge-
richtet.� Für die Gewerkschaften steht fest: Eine 
Kehrtwende hin zu einem solidarischen Europa 
ist nur mit mehr Mut zu haben. Alle politischen 
Parteien, denen das soziale Europa am Herzen 
liegt, sollten sich trauen, mutigere Reformen zu 
fordern. Dies gilt insbesondere für die Reform 
der Eurozone. Eine kritische Bestandsaufnah-
me der wirtschaftlichen und sozialen Fehlent-
wicklungen der letzten Jahre sollte am Anfang 
jeder Reformagenda stehen. Die letzten Jahre 
haben gezeigt, dass die Währungsunion eine 
marktliberale Schlagseite hat, die nicht so ein-
fach mit Schönheitskorrekturen zu beheben 
ist. Grundlegende Reformen am Regelwerk der 
Währungsunion sind notwendig, damit die EU 
das gebrochene Versprechen der sozialen und 
wirtschaftlichen Konvergenz wieder einlösen 
kann. 

�	 Dr. Dominika Biegon ist Referatsleiterin für europäische und internationale 
Wirtschaftspolitik beim Bundesvorstand des Deutschen Gewerkschafts-
bundes in Berlin.

�	 DGB (2018): Anforderungen des DGB und seiner Mitgliedsgewerkschaften an 
die Parteien zur Europawahl 2019. Für ein soziales und demokratisches Europa, 
https://www.dgb.de/themen/++co++3408eb3e-bb2b-11e8-a06f-52540088cada 
[Zugriff am 05.02.2019].

Kritische Bestandsaufnahme anstatt Schön-
rednerei

Es ist kein Geheimnis, dass die Gewerk-
schaften mit der EU-Wirtschaftspolitik der letz-
ten Jahre unzufrieden sind. Um nur ein paar 
Tiefpunkte der letzten Jahre zu erwähnen: Die 
Anpassungsprogramme der sogenannten Troika 
haben in Griechenland verheerende soziale Aus-
wirkungen gehabt, das Tarifsystem unter Druck 
gesetzt und die Gewerkschaften geschwächt. Die 
über das Europäische Semester verordnete Auste-
ritätspolitik hat nach 2009/10 in vielen südeuro-
päischen Mitgliedstaaten den sich abzeichnenden 
wirtschaftlichen Erholungsprozess abgewürgt, 
die Arbeitslosigkeit in die Höhe schnellen lassen 
und ein Auseinanderdriften zwischen Nord- und 
Südeuropa befeuert. 

Ursache für diese wirtschaftspolitischen Fehl-
entwicklungen in der Eurozone sind nicht nur 
die politischen Mehrheitsverhältnisse. Die Wäh-
rungsunion hat eine marktliberale Schlagseite, die 
im Wesentlichen in einer restriktiven Fiskalpoli-
tik begründet liegt, welche die Mitgliedstaaten 
unabhängig von der konjunkturellen Lage und 
den politischen Entwicklungen zur Haushaltsko-
nsolidierung zwingt. Durch die EU-Fiskalregeln, 
die rechtlich verbindlich sind, übt die EU Einfluss 
über verschiedenste Politikbereiche der Mitglied-
staaten aus. Von Ausgabenkürzungen kann die 
Sozial- und Arbeitsmarkt- genauso wie die Bil-
dungspolitik betroffen sein. Hinzu kommt, dass 
tiefliegende ordnungspolitische Vorstellungen, 
insbesondere die Sorge der wirtschaftlich stär-
keren Mitgliedstaaten, von den ökonomischen 
Problemen anderer Mitgliedstaaten belastet zu 
werden, eine progressive Reform der Eurozone 
bislang verhindert haben.

Aus meiner Sicht ist eine kritische Ausein-
andersetzung mit den wirtschaftspolitischen 
Fehlentwicklungen der letzten Jahre und mit 
den Fehlern am Regelwerk der Währungsunion 
wichtig für die Entwicklung schlagkräftiger po-
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litischer Forderungen. Wenn pro-europäische 
Freudenhymnen wie „Europa ist die Antwort“ 
oder „Mehr Europa wagen“ wie sie zum Teil von 
der SPD propagiert werden, reine Leerformeln 
bleiben, ist das nicht zielführend. Sie gehen an 
der Lebenswelt vieler Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer vorbei. Denn viele sind enttäuscht 
von dem, was Europa in den letzten Jahren für sie 
geleistet hat. 

Eine kritische Auseinandersetzung mit der 
Politik der EU wird aber gerade von einigen pro-
gressiven Kräften in Deutschland tabuisiert. Die 
Angst ist groß, dass dadurch die Rechten und 
EU-Feinde gestärkt werden könnten. Und je stär-
ker die Rechten werden, desto größer die Gefahr, 
dass linke Rufe nach „mehr Europa“ undifferen-
ziert ausfallen. 

Aus meiner Sicht ist Schönrednerei in Bezug 
auf Europa nicht die richtige Strategie gegen die 
Gefahr, die der EU von rechten und populisti-
schen Bewegungen droht. Das Gegenteil ist der 
Fall: Schönrednerei stärkt die Rechten, weil sie 
das Gefühl bei den Bürgerinnen und Bürgern 
verstärkt, dass Politik an ihrer Lebenswelt vorbei 
geht. Nicht mehr Europa ist die richtige Antwort 
auf die Gefahr, die Europa durch rechte und po-
pulistische Bewegungen droht, sondern eine kri-
tische Bestandsaufnahme der Europapolitik der 
letzten Jahre und das Eintreten für einen klaren 
und ehrlichen Politikwechsel.

Es sollte Aufgabe der Politik sein, diese Fehl-
entwicklungen klar zu benennen und einen poli-
tischen Richtungswechsel einzuleiten, mehr Eur-
opa darf kein Selbstweck sein. Der DGB tritt für 
ein solidarisches Europa ein, eines das die sozial-
partnerschaftlichen und wohlfahrtstaatlichen Er-
rungenschaften der Mitgliedstaaten stärkt. Diese 
Grundeinstellung verdichtet sich in dem Slogan, 
den der DGB für seine Europawahlkampagne ge-
wählt hat: „Europa. Jetzt aber richtig!“

Mehr Mut für einen wirtschaftspolitischen 
Kurswechsel

Die Überwindung der Austeritätspolitik sowie 
eine nachhaltige Stabilisierung der gemeinsamen 
Währung steht im Zentrum der gewerkschaft-
lichen Agenda zur Reform der Eurozone. Dafür 

sind grundlegende Änderungen am Regelwerk 
der Währungsunion vonnöten. Seitens der Politik 
ist hier mehr Mut gefragt: Die Politik sollte sich 
trauen, die Spielanordnung der Währungsunion 
zu reformieren, um einen wirtschaftspolitischen 
Kurswechsel hin zu einem solidarischen Europa 
einzuleiten. Mutige wirtschaftspolitische Refor-
moption, die der DGB unterstützt, beinhalten:

a)	R eform des Stabilitäts- und Wachstums-
pakts

Eine zentrale Lehre der Krise ist, dass das fis-
kalpolitische Regelwerk der Währungsunion re-
formbedürftig ist. Studien belegen, dass die fiskal-
politischen Vorgaben der EU die wirtschaftliche 
Lage in vielen Mitgliedsländern der Eurozone 
verschlimmert haben. Insbesondere für die Jahre 
2011 bis 2013 konnte nachgewiesen werden, dass 
die von der EU auferlegten Haushaltskonsolidie-
rungsmaßnahmen die wirtschaftliche Krise wei-
ter verschärft haben.� Das fiskalische Rahmen-
werk der EU hat damit prozyklisch gewirkt.

Ein weiteres zentrales Problem des europä-
ischen fiskalpolitischen Regelwerks besteht dar-
in, dass es rechtlich so angelegt ist, dass andere 
wirtschaftspolitische Zielsetzungen, wie etwa 
wirtschaftliches Wachstum, Beschäftigung, Ein-
kommenskonvergenz zwischen reicheren und 
ärmeren Mitgliedstaaten oder Außengleichge-
wicht, marginalisiert werden – obwohl diese 
ebenfalls als zentrale Zielsetzungen in den EU-
Verträgen festgeschrieben sind. Im Kollisionsfall 
greifen nämlich die Fiskalregeln, welche rechtlich 
verbindlich sind, während allen anderen wirt-
schaftspolitischen Zielen nur eine politische Ver-
bindlichkeit zukommt.� 

Deshalb fordert der DGB seit Jahren die Ab-
schaffung des Fiskalpaktes und eine Reform des 
Stabilitäts- und Wachstumspaktes. Durch die Ein-
führung einer Goldenen Regel für öffentliche In-

�	 Heimberger, Philipp (2016): Did fiscal consolidation cause the double-dip 
recession in the euro area? Wiener Institut für Internationale Wirtschaftsver-
gleiche, Working Paper 130, https://www.wiiw.ac.at/did-fiscal-consolidati-
on-cause-the-double-dip-recession-in-the-euro-area--dlp-3988.pdf [Zugriff 
am 31.01.2019].

�	 Kitzmantel, Edith (2016): EU-Fiskalregeln -  Anker oder Mühlstein der euro-
päischen Wirtschaftspolitik? Wirtschaft und Gesellschaft 42 (3), S. 431-450,  
https://wug.akwien.at/WUG_Archiv/2016_42_3/2016_42_3_0431.pdf [Zu-
griff am 31.01.2019].
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vestitionen� könnte das fiskalpolitische Regelwerk 
erheblich verbessert werden. Eine solche Regel 
würde es erlauben, öffentliche Nettoinvestitionen 
über Kreditaufnahme zu finanzieren. Ausgaben 
für öffentliche Nettoinvestitionen würden nicht 
von den EU-Defizitregeln erfasst werden. Inves-
titionen in den Bereichen sozialer Wohnungsbau, 
Infrastruktur und Schulsanierung könnten so an-
gekurbelt werden. Um einen Konflikt zwischen 
der Goldenen Regel und dem Ziel der Stabilisie-
rung der Staatsverschuldung auf 60 Prozent des 
BIP zu vermeiden, könnte eine Obergrenze der 
abzugsfähigen Nettoinvestitionen in Höhe von 
1,5 Prozent des BIP festgelegt werden. Eine sol-
che Goldene Regel für öffentliche Investitionen 
würde nicht nur eine Verstetigung öffentlicher 
Investitionen auf einem höheren Niveau bewir-
ken und damit die Zukunftsfähigkeit der europä-
ischen Volkswirtschaften stärken. Sie hätte auch 
eine konjunkturstabilisierende Funktion, weil sie 
verhindern würde, dass öffentliche Investitionen 
in Krisenzeiten zu stark einbrechen. 

b)	Soziale Mindeststandards für die Arbeits-
losen- und Grundsicherungssysteme 

Die Stärkung nationaler sozialer Sicherungs-
systeme hätte ebenfalls eine konjunkturstabilisie-
rende Wirkung und würde es Mitgliedstaaten er-
lauben, effektiver auf wirtschaftliche Abschwünge 
zu reagieren. Starke soziale Sicherungssysteme 
haben in den Mitgliedstaaten die Funktion von 
automatischen Stabilisatoren. Länder mit sta-
bilen Sicherungssystemen und hohen Sozialaus-
gaben sind nachweislich besser durch die Krise 
gekommen.� Neben dieser wirtschaftspolitischen 
Argumentation, ist die Einführung von sozialen 
Mindeststandards vor allem aus sozialpolitischer 
Perspektive zu begrüßen: EU-weite soziale Min-
deststandards könnten einen Beitrag dazu leisten, 
das Auseinanderdriften der Lebensverhältnisse 
und die sozioökonomische Ungleichheit in der 
EU einzudämmen. Es geht insbesondere dar-

�	 Truger, Achim (2018): Fiskalpolitik in der EWU. Reform des Stabilitäts-
und Wachstumspakts nicht vergessen! WISO direkt, Friedrich-Ebert-Stif-
tung, Bonn, https://library.fes.de/pdf-files/wiso/14521.pdf [Zugriff am 
31.01.2019].

�	 Europäische Kommission (2018): The resilience of EU Member States to the 
financial and economic crisis. What are the characteristics of resilient beha-
vior? Joint Research Centre, Luxembourg, http://publications.jrc.ec.europa.
eu/repository/bitstream/JRC111606/jrc111606_resilience_crisis_pilot_wi-
thidentifiers.pdf, S. 23, [Zugriff am 31.01.2019]. 

um, die Systeme und Leistungen der nationalen 
sozialen Sicherungssysteme so auszugestalten, 
dass bei Arbeitslosigkeit und anderen Lebensri-
siken adäquate Leistungen gewährt werden, die 
bei den Betroffenen ankommen. Die Einführung 
von verbindlichen sozialen Mindeststandards für 
die Arbeitslosen- und Grundsicherungssyste-
me, etwa durch eine EU-Rahmenrichtlinie, wäre 
auch ein sichtbarer Schritt hin zur Umsetzung 
der Europäischen Säule sozialer Rechte, die im 
letzten Jahr von der EU und den Mitgliedstaaten 
feierlich proklamiert wurde, bislang allerdings 
lediglich symbolpolitischen Charakter hat. Es 
wäre grundsätzlich begrüßenswert, soziale Min-
deststandards in der gesamten EU einzuführen. 
Innerhalb der Eurozone ist die Einführung ent-
sprechender Standards aber besonders dringend, 
um zukünftig zu verhindern, dass durch eine EU-
Krisenpolitik mitgliedstaatliche Standards durch 
Kürzungsvorgaben seitens der EU ausgehöhlt 
werden. 

c)	 Stärkung der Strukturpolitik

Für den wirtschaftlichen und sozialen Zu-
sammenhalt ist darüber hinaus eine Stärkung der 
Strukturpolitik essentiell. Die EU-Strukturpolitik 
ist ein wichtiges Zeichen der Solidarität innerhalb 
der EU. Zudem basiert die Verwaltung der Fonds 
auf dem Partnerschaftsprinzip, welches die Ein-
bindung der Zivilgesellschaft und der Sozialpart-
ner sicherstellt. Eine deutliche Mittelaufstockung 
wäre aus Sicht des DGB zu begrüßen, denn das 
Finanzvolumen der ESI-Fonds� von insgesamt 
nur 0,4 Prozent des EU-BIP ist zu gering, um ei-
nen nachhaltigen Beitrag zu mehr Konvergenz 
in der EU zu leisten. Die Kommission plant al-
lerdings das Gegenteil: In ihren Entwürfen zum 
Mehrjährigen Finanzrahmen 2020-2027 ist ins-
gesamt eine Kürzung der ESI-Fondsmittel um 10 
Prozent vorgesehen.� Für Deutschland sind sogar 
Kürzungen von 20,7 Prozent vorgesehen.� Dieses 
Ausmaß an Mittelkürzungen ist für den DGB 
nicht tragbar und steht im Widerspruch zu dem 

�	 Europäische Struktur- und Investitionsfonds.

�	 Siehe Briefing Paper des Europäischen Rechnungshofs unter: https://www.
eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/BRP_MFF2/BRP_MFF2_EN.pdf, S.13 
[Zugriff am 16.08.2018].

�	 Kleine Anfrage der Abgeordneten Markus Tressel, Britta Haßelmann, Stefan 
Schmidt und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, betr.: Die Kohäsions-
politik der EU im Mehrjährigen Finanzrahmen 2021 – 2027 und deren Bedeu-
tung für Deutschland, BT-Drucksache: 19/2841, Berlin, den 3. Juli 2018.
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von der Kommission immer wieder propagierten 
Ziel der Stärkung der sozialen Dimension der EU. 
Die deutsche Bundesregierung sollte hier Mut be-
weisen und sich offensiv gegen Mittelkürzungen 
bei den Strukturfonds bei den anstehenden Ver-
handlungen zum Mehrjährigen Finanzrahmen 
einsetzen. 

Zudem lehnt der DGB das Vorhaben der Kom-
mission ab, die Mittelvergabe bei den Struktur-
fonds enger an die Befolgung des Europäischen 
Semesters zu binden. Die Europäischen Struk-
turfonds dürfen durch die Kommission nicht 
als wirtschaftspolitisches Steuerungsinstrument 
missbraucht werden. Ihre Zielsetzung ist gerade 
nicht die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der 
Mitgliedstaaten, etwa durch eine noch striktere 
Umsetzung von Strukturreformauflagen. Sie 
sollten auch künftig entsprechend ihrem vertrag-
lichen Auftrag dazu beitragen, die größten Unter-
schiede im Entwicklungsstand der Regionen und 
den Rückstand der am stärksten benachteiligten 
Gebiete zu verringern. 

Ähnlich wie bei den sozialen Mindeststan-
dards wäre eine Stärkung der Strukturpolitik in 
der gesamten EU wünschenswert. Für die Euro-
zone ist allerdings das Erfordernis einer stärkeren 
wirtschaftlichen Konvergenz besonders zentral, 
um makroökonomische Ungleichgewichte, die 
mitunter Auslöser der letzten Wirtschaftskrise in 
der EU waren, einzudämmen. 

d)	Europäische Zentralbank als Kreditgeberin 
der letzten Instanz

Die Achillessehne der gemeinsamen Währung 
ist schließlich die Tatsache, dass die Mitgliedstaa-
ten zur Finanzierung der eigenen Staatsschulden 
dem Wohlwollen der Finanzmärkte ausgeliefert 
sind. Der Europäische Stabilitätsmechanismus 
wurde geschaffen, um in Zahlungsschwierig-
keiten geratene Mitgliedsstaaten eine Refinanzie-
rungsmöglichkeit zu schaffen. Der DGB erkennt 
an, dass in Ermangelung anderer effektiverer 
Instrumente zur Vermeidung von Refinanzie-
rungskrisen die Schaffung des ESM innerhalb der 
WWU notwendig und richtig war. Grundsätzlich 
unterstützt der DGB allerdings eine europäische 
Form des Schuldenmanagements. Die nach 2008 
eingesetzten Verschuldungskrisen einiger Euro-

zonenländer hätten vermieden werden können, 
wenn die EZB ähnlich wie die US-amerikanische 
Fed oder andere große Zentralbanken die Kom-
petenz gehabt hätte, Staatsanleihen der Mitglieds-
länder auf dem Sekundärmarkt bedingungslos 
aufzukaufen, wenn die Zentralbank also als Kre-
ditgeberin der letzten Instanz fungiert hätte, oder 
wenn sie in der Lage gewesen wäre, gemeinsame 
europäische Anleihen (Eurobonds) zu emittie-
ren.10 Hier braucht es ein mutiges Zeichen seitens 
der Politik: Mehr Marktdisziplin an den Staatsan-
leihenmärkten wird den Euro schwächen und die 
Unsicherheit im Euroraum weiter verschärfen. 
Eine Stabilisierung der Staatsfinanzierung etwa 
durch gemeinsame europäische Anleihen ist 
längst überfällig. 

Taugt die Fiskalunion noch als Leitbild für 
eine progressive Reform der Eurozone?

Generell hat sich der DGB dafür stark gemacht 
,die Vollendung der Währungsunion über die 
Schaffung einer EU-Fiskalunion voranzubrin-
gen. Die visionären Vorschläge des französischen 
Präsidenten Emmanuel Macron zur Reform der 
Eurozone, sei es durch einen Europäischen Fi-
nanzminister, einen automatischen Stabilisator, 
eine europäische Wirtschaftsregierung oder ein 
Eurozonenbudget, haben wir als wichtige Impul-
se in der Reformdebatte begrüßt. 

Eine Analyse der seither konkret vorgelegten 
Politikvorschläge ist allerdings aus gewerkschaft-
licher Perspektive enttäuschend. Ursprünglich 
progressive Politikvorschläge wurden marktlibe-
ral umgedeutet. Anstatt einer Stärkung der solida-
rischen Mechanismen innerhalb der Währungs-
union, soll nach Vorschlägen der Kommission 
und der Eurogruppe in der Eurozone noch mehr 
Marktdisziplin herrschen, die Fiskalregeln noch 
konsequenter umgesetzt und Strukturreformen 
verbindlicher gemacht werden. 

Der Vorschlag der Europäischen Kommis-
sion zur Schaffung eines europäischen Finanz-
ministers hat nichts mehr mit der ursprünglich 
progressiven Idee zu tun, eine expansivere Fiskal-

10	Priewe, Jan (2017): Reform der Architektur der Europäischen Wirtschafts- 
und Währungsunion. Die schwierige Suche nach einem neuen Kompass. 
Wiso Diskurs, Friedrich-Ebert-Stiftung, 18-25. 
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politik für die Eurozone zu institutionalisieren. 
Es steht zu befürchten, dass die Kommission sich 
dadurch ihren Einflussbereich auf die Eurogrup-
pe ausweitet und die EU-Fiskalregeln somit strin-
genter durchgesetzt werden als bisher.11 

Die derzeitige Diskussion zur Reform des 
Europäischen Stabilitätsmechanismus und sei-
ne Umwandlung in einen Europäischen Wäh-
rungsfonds sind ebenso besorgniserregend: 
Linke Befürworter einer ESM-Reform hegten 
die Hoffnung, dass mit einem Europäischen 
Währungsfonds, der unabhängiger vom Interna-
tionalen Währungsfonds agiert, Mitgliedstaaten 
mit massiven Verschuldungsproblemen zukünf-
tig stärker unter die Arme gegriffen wird und die 
Möglichkeit entsteht, mehr Risikoteilung bei der 
Verschuldung zu erreichen. Die bisherigen Ver-
handlungsergebnisse deuten eher das Gegenteil 
an: Zukünftig sollen die Mitgliedstaaten bei der 
Verschuldung der „Marktdisziplin“ noch stärker 
unterworfen werden. 

Im Dezember 2018 hat die Eurogruppe be-
schlossen, dass im Zuge der ESM-Reform Schul-
denschnitte zukünftig erleichtert und bei einer 
negativen Schuldentragfähigkeitsanalyse ein 
Schuldenschnitt sogar zur Vorbedingung für EU-
Finanzhilfen gemacht werden soll. Damit würde 
der Euro endgültig seinen Status als sichere Anla-
ge verlieren. Gläubiger würden das erhöhte Aus-
fallrisiko einplanen und höhere Risikoaufschläge 
verlangen.12 Eine kreditfinanzierte antizyklische 
Wirtschaftspolitik würde so erschwert, weil ge-
rade in Krisenzeiten die Risikoaufschläge von 
Staatsanleihen in die Höhe schnellen dürften. 
Schon jetzt sind die Kosten des Schuldendienstes 
innerhalb der EU sehr unterschiedlich verteilt. 
Mit den beschlossenen Maßnahmen würde diese 
Divergenz noch zunehmen.

Das gleiche Schema zeigt sich bei den der-
zeitigen Verhandlungen zum Eurozonenbud-
get. Hier ist die Lage besonders unübersichtlich, 

11	Ähnliche Risiken sieht auch Björn Hacker (2018): Deutschlands europapo-
litische Reformoptionen. Instrumente für eine progressive EU-Wirtschafts- 
und Sozialpolitik, Berlin: Friedrich-Ebert-Stiftung, http://library.fes.de/pdf-
files/id-moe/14713.pdf [Zugriff am 05.02.2019].

12	Lindner, Fabian (2018): Ein Insolvenzverfahren für Staaten wäre schlecht für 
Europa. Herdentrieb 31.01.2018, https://blog.zeit.de/herdentrieb/2018/01/31/
ein-insolvenzverfahren-fuer-staaten-waere-schlecht-fuer-europa_10744 [Zu-
griff am 05.02.2019].

eine Vielzahl von Vorschlägen, wie die Eurozone 
durch ein fiskalisches Element gestärkt werden 
kann, liegt auf dem Tisch. Von der ursprüng-
lichen Macronschen Idee eines Investivhaushalts 
in Höhe von „mehreren BIP-Punkten“ ist man 
mittlerweile allerdings weit entfernt. Zu groß ist 
die Angst vor Fehlanreizen und einer dauerhaften 
Transferunion. Stattdessen werden alternative 
Vorschläge eines möglichen Eurozonenhaushalts 
diskutiert. 

Eine besonders kritikwürdige Neudeutung 
findet sich in dem Vorschlag der Kommission, 
der mittlerweile auch von weiten Teilen der deut-
schen Bundesregierung unterstützt wird und sich 
auch in den Meseberger Beschlüssen wiederfin-
det: Das sogenannte Reformhilfeprogramm. Mit 
einer neuen Budgetlinie sollen Mitgliedstaaten 
dafür belohnt werden, wenn sie sich dazu ver-
pflichten, Strukturreformen umzusetzen, wel-
che die „Widerstandsfähigkeit“ ihrer Volkswirt-
schaften stärken. Damit meint die Kommission 
Reformen, die eine Deregulierung der Arbeits-
märkte, eine Dezentralisierung der Lohnfin-
dungsmechanismen und eine weitere Liberali-
sierung des Binnenmarktes unterstützen, wie aus 
einem Vorbereitungsdokument der Kommission 
für eine Eurogruppensitzung hervorgeht. 13

Prinzipiell ist die Idee, die Währungsunion 
durch eine Fiskalunion zu ergänzen, zu begrü-
ßen, weil dadurch makroökonomische Hand-
lungsfähigkeit zurückgewonnen werden könnte, 
die den Mitgliedstaaten durch die Währungsuni-
on und dem damit verbundenen Verlust der geld-
politischen Autonomie abhandengekommen ist. 
Gleichwohl bergen die aktuell in diesem Zusam-
menhang vorgelegten Politikvorschläge Risiken 
und es ist unklar, ob sie tatsächlich eine Verbes-
serung gegenüber dem Status quo darstellen. Aus 
meiner Sicht ist deshalb Vorsicht geboten bei pau-
schalen Forderungen nach einer EU-Fiskalunion. 
Wir sollten uns mit Kompetenzübertragungen 
auf die EU-Ebene insbesondere im wirtschafts-
politischen Bereich zurückhalten, solange sie 
nicht wirklich eine klare Verbesserung bringen. 	
	 ó

13	European Commission (2017): Economic Resilience in EMU, Brussels, htt-
ps://www.consilium.europa.eu/media/23535/eurogroup-15-september-item1-
com-note-economic-resilience-in-emu.pdf [Zugriff am 05.02.2019]. 
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Der Irrweg der Desintegration:  
Ohne EU wird’s auch nicht solidarischer
von Björn Hacker�

Europakritische Positionen, die eher auf 
Desintegration als auf politische Neugestal-
tung und Weiterentwicklung der EU setzen, 
finden sich mitnichten nur in den Reihen der 
Rechtspopulisten. Die nach rechts erweiterten 
und zugleich eine argumentative Engfüh-
rung betreibenden neuen Diskursframes und 
Sprachbilder finden ihren Niederschlag auch 
aufseiten der politischen Linken. Sie werden 
befeuert von einer öffentlich zelebrierten, letzt-
lich den Rechtspopulisten in die Hände spie-
lenden Gewissensprüfung zur Befürwortung 
oder Ablehnung der europäischen Integration. 
Die Europawahlen 2019 werden so zu einer 
»Schicksalswahl« hochgejazzt, in der unter der 
binären Entscheidung zwischen »mehr« oder 
»weniger« Europa die Sachprobleme des Kon-
tinents verschüttet werden.

Vielen linken Kritikern der EU ist der basale 
und undifferenzierte Zuspruch zum Staaten-
verbund – und dies zu Recht! – unzureichend 
angesichts seiner Wahrnehmung als »Union 
des Marktes«, die Globalisierungseffekte eher 
katalysiert, als vor ihnen zu schützen. Sie ha-
ben den Glauben an eine Wende zum Besse-
ren verloren und sehen die Zukunft in einem 
zumindest rhetorisch radikal umschriebenen 
Bruch mit der »ever closer union« durch ei-
nen partiellen Rückbau der Integration. Die 
argumentative Fundierung wird dabei der US-
amerikanischen Debatte um den „progressiven 
Neoliberalismus“ (Nancy Fraser) entlehnt und 
für Europa adaptiert. Jenseits des Atlantiks lau-
tet der Vorwurf an die Adresse der US-ameri-
kanischen Demokraten, dass sie gesellschafts-
politische Fortschritte zur Gleichstellung und 
positiven Diskriminierung in den Bereichen 
Gender, Ethnie und Geschlecht mit ihrer Zu-
stimmung zur Entfesselung der freien Markt-
kräfte durch Deregulierung und Sozialabbau zu 

�	 Dr. Björn Hacker ist Professor für europäische Wirtschaftspolitik an der 
Hochschule für Technik und Wirtschaft (HTW) Berlin. Dieser Beitrag ba-
siert auf seinem kürzlich erschienenen Buch »Weniger Markt, mehr Politik. 
Europa rehabilitieren«, J.H.W. Dietz, Bonn, 264 Seiten, 18 Euro.

teuer erkauft hätten. Doch „Identitätspolitiken“ 
zur Stärkung der Rechte von Einwanderern, 
von ethnischen und religiösen Minoritäten, 
von Frauen, von Homo- und Transsexuellen 
sowie weiteren gesellschaftlichen Subgruppen 
hätten, so der Politikwissenschaftler Mark Lil-
la, den Individualismus und die Zersplitterung 
der Gesellschaft in differenzierte Interessen-
gruppen weiter befördert.� Die Summe aller 
angesprochenen Minderheiten, so eine zentrale 
Kritik an Hillary Clintons Kampagne im Präsi-
dentschaftswahlkampf 2016, ergebe noch kei-
ne starke und mehrheitsfähige Bewegung. Dies 
zumal, da ihr ein zum Mainstream alternatives 
sozioökonomisches Programm fehlte.�

Kosmopoliten vs. Kommunitaristen

Das Aufbegehren der Arbeiterinnen und 
Arbeiter des »Rust Belts« gegen den Marktli-
beralismus der Wall Street und den politischen 
Moralismus progressiver Identitätspolitiken 
wird so zum Erklärungsangebot für die Wahl 
Donald Trumps zum Präsidenten der USA. 
Die politphilosophische Fundierung dieser 
Deutung belebt dafür eine sehr von den ame-
rikanischen Wirtschafts- und Gesellschafts-
verhältnissen geprägte Diskussion um das 
Spannungsverhältnis zwischen Freiheit und 
Gerechtigkeit� wieder als Konflikt zwischen 
Kosmopolitismus und Kommunitarismus. 
Demnach würde sich der alte politische Anta-
gonismus zwischen rechts und links zusehends 
auflösen, die neue Konfliktlinie fokussiere quer 
durch die politischen Lager auf die Frage einer 
Öffnung zur Welt oder einer Stärkung der na-
tionalstaatlichen Gemeinschaft und enthalte 

�	 Vgl. Mark Lilla, 2017, The Once and Future Liberal: After Identity Politics, 
New York: HarperCollins.

�	 Vgl. Nancy Fraser, 2017, Vom Regen des progressiven Neoliberalismus in die 
Traufe des reaktionären Populismus, in: Heinrich Geiselberger (Hrsg.): Die 
große Regression. Eine internationale Debatte über die geistige Situation der 
Zeit, Berlin: Suhrkamp, S. 77-91.

�	 Eine in den 1980er Jahren in Reaktion auf die Philosophie John Rawls („Eine 
Theorie der Gerechtigkeit“, 1971) sich entwickelnde Kontroverse um den 
richtigen Grad von freiheitlichem Individualismus und Gemeinschaftssinn.
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dabei eine sozioökonomische und eine kultu-
relle Dimension. Kosmopoliten sind dabei die 
Globalisierungsgewinner, Kommunitaristen 
die Globalisierungsverlierer.�

Aus der so beschriebenen Demarkationsli-
nie werden neue Politikentwürfe für die linken 
europäischen Parteien abgeleitet. Gemeinsam 
ist ihnen die Fürsprache kommunitaristisch 
verstandener Sehnsüchte mit der Forderung 
nach einem Bruch mit liberalen Prinzipien 
durch Besinnung auf die nationalstaatliche Ge-
meinschaft. Globalisierung bleibt dabei kein 
abstrakter Begriff, ihre Verkörperung wird 
der EU zugeschrieben. Dies fällt angesichts 
ihrer in der Tat seit den 1990er Jahren zu be-
obachtenden Hinwendung zu marktliberalen 
Prinzipien, ihrer unvorteilhaften Rolle in der 
Eurokrise und ihrem grundsätzlichen Konflikt-
lösungs- und Imageverlust leicht. Der Soziolo-
ge Wolfgang Streeck hat zur Jahrhundertwende 
mit den neoliberalen Wölfen geheult, auf „Vul-
gär-Keynesianismus“ geschimpft und die Ein-
richtung eines Niedriglohnsektors sowie mehr 
Eigenverantwortung von Erwerbslosen gefor-
dert.� Es ist derselbe, der nun für eine Aufgabe 
des Euro plädiert, den er als „frivoles Experi-
ment“, als „Geschöpf der Globalisierungseu-
phorie“ bezeichnet. Die Gemeinschaftswäh-
rung erscheint ihm durch die Zentralisierung 
der Geldpolitiken per se als Ausdruck man-
gelnden „Respekts vor den von ihren Staaten 
vertretenen Nationen als jeweils eigen-artigen 
wirtschaftlichen Lebens- und Schicksalsge-
meinschaften“. Der Euro sei ein „neoliberales 
Entdemokratisierungsprojekt“ im Hayekschen 
Sinne, der die „kapitalistische Landnahme“ be-
schleunige, um „auf den Rockschößen kapita-
listischer Marktexpansion den Nationalstaat zu 
überwinden“. Streeck und seine Schüler fordern 
daher eine Rückkehr zum Europäischen Wäh-
rungssystem (EWS) national eigenständiger, 
aber abgestimmter Geldpolitiken. Sie treten für 
einen „aufgeklärten Protektionismus“ ein – die 
Nationalstaaten sollen künftig als „Bremsklöt-

�	 Wolfgang Merkel, 2017, Kosmopolitismus versus Kommunitarismus: Ein neuer 
Konflikt in der Demokratie, in: Philipp Harfst/Ina Kubbe/Thomas Poguntke 
(Hrsg.): Parties, Governments and Elites, Wiesbaden: Springer, S. 9-23.

�	 Vgl. Wolfgang Streeck/Rolf Heinze, 1999, An Arbeit fehlt es nicht, in: DER 
SPIEGEL 19/1999, S. 38-45. Der Artikel ist abrufbar unter: http://www.spie-
gel.de/spiegel/print/d-13220370.html 

ze auf dem abschüssigen Weg in den demokra-
tiefreien Einheitsmarktstaat“ dienen.�

Abrechnung mit der EU-Integration

Die nachvollziehbare Kritik an der Domi-
nanz des Marktliberalismus wird hier zu einer 
pauschalisierenden Abrechnung mit der euro-
päischen Integration. Streeck unterscheidet das 
demokratisch sich organisierende „Staatsvolk“ 
von einem den internationalen Finanz- und 
Marktkräften hörigen „Marktvolk“.� Für den 
Historiker Tony Judt entwickelte sich die eu-
ropäische Integration mehr und mehr zu einer 
Illusion, zu einer Wundererzählung, die sich 
spätestens seit dem Vertrag von Maastricht 
in komplexen Entscheidungsprozeduren des 
Mehrebenensystems verlaufen hat und deren 
Governanceverfahren ein dauerhaftes Demo-
kratiedefizit mit sich bringen.� Jürgen Habermas 
warnte mit Blick auf das intergouvernementale 
Eurokrisenmanagement vor der Entstehung 
eines europäischen „Exekutivföderalismus“ als 
„Ausübung postdemokratisch-bürokratischer 
Herrschaft“.10 Judt hingegen sprach grundsätz-
licher davon, dass die Entkleidung der natio-
nalen Wohlfahrtsstaaten durch ökonomischen 
Druck dazu führen könnte, dass nur noch die 
Nation als letzte Bastion zur Sicherung kollek-
tiver Identifikation erscheint. Er forderte die 
Sozialdemokratie bereits 1996 in Abkehr des 
Versprechens der „ever closer union“ zu einer 
höheren Aufmerksamkeit für die Werte der 
Nation und des Staates auf – auch um diese 
Begriffe ihren Verehrern vom rechten Rand zu 
entreißen.11 Dieses damals von den Empfän-
gern nicht aufgegriffene Argument kehrt nun 
angesichts des Erstarkens der Neuen Rechten 
mit Wucht zurück. Verwendet wird dabei gerne 
das vom Wirtschaftswissenschaftler Dani Rod-
rik aufgestellte „Trilemma der Weltwirtschaft“: 
Da sich politische Demokratie, Nationalstaat 

�	 Vgl. Wolfgang Streeck, 2013, Gekaufte Zeit. Die vertagte Krise des demo-
kratischen Kapitalismus, Berlin: Suhrkamp., insbes. S. 237, S. 247, S. 254ff.; 
Martin Höpner, 2012, Nationale Spielräume sollten verteidigt werden, in: 
Mitbestimmung, Nr. 03/2012, S. 46-49.

�	 Vgl. Streeck, 2013, a.a.O., 117ff.

�	 Tony Judt, 2011 [1996], A grand Illusion? An Essay on Europe, New York: 
University Press.

10	Jürgen Habermas, 2011, Zur Verfassung Europas. Ein Essay, Berlin: Suhr-
kamp, S. 81.

11	Judt, 2011, a.a.O., S. 119f.
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und Hyperglobalisierung nicht vereinbaren 
ließen, müsse man mit Letzterer eben auch auf 
wesentliche Elemente europäischer Integration 
verzichten. Das behauptet Rodrik, der bei aller 
Kritik an ihrer Unzulänglichkeit gerade die EU 
als Ausnahmeerscheinung anführt, zwar nicht. 
Gerade sie beweise, „dass eine transnationale 
und demokratische Verwaltungsstruktur funk-
tionieren kann“.12 Doch der Reiz der Eindeu-
tigkeit überwiegt bei vielen linken Europakri-
tikern die genaue Lektüre.

Allerdings (und das ist das Neue aktueller 
Forderungen von links) wird ein partieller 
Rückbau der europäischen Integration bei zeit-
gleichem Erstarken des Nationalstaates nicht 
mehr allein sozioökonomisch begründet. Dem 
Lager der Kosmopoliten wird vorgeworfen, 
die kulturelle Dimension gesellschaftlichen 
Unbehagens zu ignorieren und damit auch die 
Gründe für den Aufstieg der Rechtspopulisten 
fehlzudeuten. Dabei dienen sowohl die Krise 
der EU, als auch in besonderer Weise der po-
litische Zankapfel des richtigen Umgangs mit 
Migrationsfragen als Schwungräder der Kritik. 
In der Argumentation für ein neues „Lob der 
Nation“ wird sowohl auf den Popanz eines „eu-
ropäischen Superstaats“ als auch auf die Mär 
angeblich „ungebremster Migration“ gesetzt.13 

Der Kosmopolitismus ist die Don Qui-
chottesche Windmühle, an der sich die Europa-
kritiker von links abarbeiten. Dabei wird unter-
stellt, jeder Kosmopolit sei ein Marktliberaler 
und Maßnahmen der Antidiskriminierung 
stellten meist eine Form „identitärer Ersatzpo-
litik“14 dar. Die Bewegung ist in erster Linie de-
fensiv und erklärt, was sie alles ablehnt. Dazu 
gehören etwa „intellektueller Nationalstaats-
Exorzismus“, die Infragestellung der „Grund-
voraussetzungen nationaler Solidarität“ durch 
„ungebremste Migration“, der marktliberale 
„Konsens von Brüssel“, die „antidemokratische 
Bevormundung“ durch die EU15, eine „Life-

12	Dani Rodrik, 2011, Das Globalisierungsparadox. Die Demokratie und die 
Zukunft der Weltwirtschaft, München: C.H. Beck, S. 241ff., S. 284.

13	Michael Bröning, 2018, Lob der Nation. Warum wir den Nationalstaat nicht 
den Rechtspopulisten überlassen dürfen, Bonn: J.H.W. Dietz, S. 11, S. 31.

14	Wolfgang Streeck, 2017, Die Wiederkehr der Verdrängten als Anfang vom Ende 
des neoliberalen Kapitalismus, in Geiselberger, a.a.O., S. 253-273, hier: S. 270.

15	Bröning, 2018, a.a.O., S. 13, S. 19, S. 68.

is-good-Politik“ des „liberalen Moralismus“16, 
die Ignoranz des „linksliberalen Justemilieus“ 
gegenüber der Mehrheitsmeinung des Volkes.17 
Wichtig ist den Vertretern dieser Positionen 
die Abgrenzung ihrer Äußerungen gegenüber 
Forderungen der Neuen Rechten: So seien sie 
selbst keine Populisten, sondern würden po-
puläre Ansichten vertreten.18 Anders als die 
Neuen Rechten ist die populär argumentieren-
de Linke im Grundsatz nicht gegenüber inter-
nationaler und europäischer Politikgestaltung 
abgeneigt. Sie strebt keine national verbrämte 
Leitkultur an und „selbstverständlich hat ein 
progressiver Heimatbegriff nichts mit tumber 
Deutschtümelei zu tun“.19 Von den Rechtspo-
pulisten genutzte Begriffe sollen diesen entzo-
gen und durch Hinzufügung von Attributen 
links nutzbar gemacht werden. Daher wird von 
einem „progressiven Heimatbegriff “ gespro-
chen, der über einen „aufgeklärten Patriotis-
mus“ zu einer „progressiven Identität“ führt, 
die das gemeinschaftliche „Wir“ auf national-
staatlicher Ebene darstellt und eine „vernünf-
tige Europäisierung“ erlaubt.20 

Einen „linken Realismus“ nennt der ehe-
malige SPD-Mitarbeiter Nils Heisterhagen 
die so skizzierte Wendung. Weiter links nennt 
der Dramaturg Bernd Stegemann einen „lin-
ken Populismus“ als Notwendigkeit für die 
„Sammlungsbewegung“ »aufstehen«, die von 
der Fraktionsvorsitzenden der Partei Die Lin-
ke, Sahra Wagenknecht, angeführt wird.21 Bei 
genauer Betrachtung entpuppt sich der „neue 
Realismus“ allerdings schnell als neue Roman-
tik. Die berechtigte Kritik am goldenen Kalb 
des entgrenzten Finanzkapitalismus wird mit 
dem neuen Götzendienst für Heimatgefühle 
und Nationalpatriotismus aufgeladen. 

16	Nils Heisterhagen, 2018, Die liberale Illusion. Warum wir einen linken Rea-
lismus brauchen, Bonn: J.H.W. Dietz.

17	Ernst Hillebrand, 2017, Die Irrtümer der Linken und die Suche nach der 
richtigen Antwort, in: Ders. (Hrsg.): Rechtspopulismus in Europa. Gefahr 
für die Demokratie?, 2. Aufl., Bonn: J.H.W. Dietz, S. 175-182.

18	Andreas Nölke, 2017, Linkspopulär. Vorwärts handeln statt rückwärts den-
ken, Frankfurt/Main: Westend, S. 93ff.

19	Marc Saxer, 2018, Linke Heimat. Wie die Progressiven den Begriff Heimat für 
sich besetzen sollten, in: Internationale Politik und Gesellschaft, 05.03.2018. 

20	Bröning, 2018, a.a.O., S. 63, 108.

21	Bernd Stegemann, 2017, Das Gespenst des Populismus. Ein Essay zur poli-
tischen Dramaturgie, Berlin: Theater der Zeit.
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Falsches Verständnis der Währungsunion

Die brüske Abwehr des Kosmopolitismus 
und die Absicht, unter Bruch mit dem Marktli-
beralismus eine sozialere Gemeinschaft in den 
Grenzen des Nationalstaates zu schmieden, 
ergibt zu Ende gedacht einen „Keynesianismus 
in einem Land“.22 Die Wiederaufnahme des 
1983 nach kurzer Dauer gescheiterten Experi-
ments einer keynesianisch inspirierten Politik 
in Präsident François Mitterrands Frankreich 
scheint ebenso ein gedanklicher Fluchtpunkt 
der „neuen Realisten“ zu sein, wie die „tren-
te glorieuses“23 der Nachkriegszeit. Doch im 
Rückspiegel sieht man nicht so genau. Zyg-
munt Baumans Definition der Retrotopie 
trifft auch auf die Linke zu.24 Der bis Anfang 
der 1970er Jahre praktizierte Keynesianismus 
konnte zum einen funktionieren, da er damals 
die dominante Wirtschaftstheorie darstellte 
und auf breiter Front in den meisten Staaten 
der westlichen Welt angewandt wurde. Zum 
anderen waren Europas Volkswirtschaften so-
wohl in das ausdefinierte internationale Koo-
perationssystem von Bretton Woods als auch 
in die stetig vertiefte europäische Integration 
eingebettet. Mitterands interventionistische 
Politik scheiterte gerade daran, dass die einzel-
staatliche Abkoppelung von einer zunehmend 
auf freie Kapitalflüsse und Wettbewerbsfähig-
keit setzenden Welt ökonomisch und sozial 
kaum durchhaltbar war – im Übrigen trotz 
damals bestehender Souveränität über die ei-
gene Währung. Die Kapitalflucht, die Lohn-
Preis-Spirale, die Abwertung des Francs und 
der sich hieraus ergebende politische Konflikt 
mit den Partnerländern im EWS führten zum 
Einschwenken auf den wirtschaftspolitischen 
Mainstream. Man kann das bedauern, aber der 
Glaube an eine Renaissance nationalstaatli-
cher Steuerungskapazitäten unter Missachtung 
grenzüberschreitenden Regulierungsbedarfs 

22	So Horst Kahrs und Tom Strohschneider in ihrer Kritik im Blog OXI, 
26.06.2018, https://oxiblog.de/die-welt-mit-den-augen-des-anderen-be-
trachten/ 

23	Die 30 „glorreichen“ Jahre nach dem Zweiten Weltkrieg, die den westlichen 
Industriestaaten bis dahin ungekannten Wohlstand und Stabilität brachten.

24	Zygmunt Bauman, 2017, Retrotopia, Berlin: Suhrkamp. Bauman definiert 
die Retrotopie wie folgt: „Statt in eine ungewisse und allzu offensichtlich 
nicht vertrauenswürdige Zukunft investierte man alle Hoffnungen auf gesell-
schaftliche Veränderungen nunmehr in ein halbvergessenes Gestern, an dem 
man vor allem dessen vermeintliche Stabilität und folglich Vertrauenswür-
digkeit schätzenswert fand.“ Vgl. ebd., S. 14.

wird in einer heute um ein Vielfaches interde-
pendenter gewordenen Welt unweigerlich zum 
Scheitern verurteilt sein.

Daher führen auch viele konkrete Politik-
vorschläge der „linken Eurofighter“ (Stephan 
Schulmeister) nicht weiter. Auf die Deutung 
der Eurokrise als Staatsschuldenkrise und den 
durch die Marktliberalen so forcierten Rück-
bau der Wohlfahrtsstaaten reagieren sie mit der 
Gegenthese von der Gemeinschaftswährung 
als Wurzel vieler Übel. Die Ökonomen Heiner 
Flassbeck und Costas Lapavitsas haben einmal 
aufgezählt, was für den Erfolg einer Rückkehr 
zu einem System kontrollierter Wechselkurse 
notwendig wäre: Sie sprechen von „dauerhaften 
Kapitalkontrollen“, einer zentralen Kontrollins-
titution, die „als Fonds für das interne und ex-
terne Management der internationalen Trans-
aktionen Europas fungieren könnte“, einem 
europäischen Schuldenmanagement und einer 
neu aufgestellten europäischen Fiskalpolitik.25 
Mindestens genauso viel Gemeinschaftsakti-
on ließe sich allerdings auch ohne eine Euro-
Abwicklung im Rahmen einer umfassenden 
Reform der Wirtschafts- und Währungsunion 
(WWU) auf den Weg bringen. Denn klar ist: 
Als Stabilitätsunion ohne Korrekturen an ih-
rer Maastrichter Architektur der mangelhaften 
fiskalischen Integration ist die Eurozone zum 
dauerhaften Krisenmodus verurteilt. Ihr Um-
bau zu einer Fiskalunion erfordert drei unab-
dingbare Instrumente: (1) einen europäischen 
Stabilisator zur Bekämpfung asymmetrischer 
Schocks – zum Beispiel eine europäische Ar-
beitslosenversicherung; (2) Garantien der 
geteilten Risikoübernahme im Krisenfall – in 
Form der vollständig umgesetzten Bankenu-
nion und einer Gemeinschaftsanleihe; (3) die 
frühzeitige Verhinderung makroökonomischer 
Ungleichentwicklungen durch einen neuen 
Makrodialog als Europäische Wirtschaftsre-
gierung.

Aber vielen linken Kritikern geht es gar 
nicht um eine bessere Funktionalität der Eu-
rozone. Durch die Rückkehr zum EWS oder 
eine Teilung der Eurozone in einen Südeu-

25	Heiner Flassbeck/Costas Lapavitsas, 2015, Nur Deutschland kann den Euro 
retten. Der letzte Akt beginnt, Frankfurt/Main: Westend, S. 130f.
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ro und einen DM-Block soll in erster Linie 
mehr nationale Souveränität für einen homo-
generen Währungsraum erreicht werden. Hier 
zeigt sich ein problematisches Verständnis zur 
Funktionalität einer Währungsunion auf der 
Linken: Man glaubt, sie könne nur zwischen 
weitgehend ähnlich wirtschaftenden und ins-
titutionell verfassten Staaten funktionieren. 
Da man das Ziel der realen Konvergenz von 
Wirtschaftsstrukturen, Marktmechanismen 
und Arbeitsbeziehungen zwischen 19 Euro-
staaten zu Recht für unrealistisch hält, setzt 
man auf Spaltung und nationale Rückbesin-
nung. Doch in einer Währungsunion kommt 
es nicht auf die reale, sondern auf die nominale 
Konvergenz gesamtwirtschaftlicher Größen an. 
Hätten sich seit der Einführung der Gemein-
schaftswährung alle Eurostaaten (wie Frank-
reich das etwa getan hat) an die Regel gehalten, 
die Nominallöhne im Durchschnitt so steigen 
zu lassen, wie die Summe aus der Produktivi-
tätszunahme des jeweiligen Landes und dem 
Inflationsziel der Europäischen Zentralbank, 
wären die Ungleichgewichte der Leistungsbi-
lanzsalden als Hauptkrisenursache erheblich 
geringer ausgefallen. 

Homogenität als Voraussetzung für Solida-
rität?

Homogenität wird – kulturell definiert – auf 
Seiten der linkspopulären EU-Kritiker auch zu-
nehmend als Voraussetzung für Solidarität ver-
standen. Gerne wird das Bild des schwedischen 
„Volkshem“ bemüht, das seit den 1930er Jahren 
eine universalistische Politik sozialer Absiche-
rung und umfangreicher öffentlicher Daseins-
vorsorge begründete. Es finanzierte sich durch 
hohe Steuern und Abgaben, wobei es von einer 
in Skandinavien lange Zeit erfolgreichen Wirt-
schaftssteuerung durch Vollbeschäftigungspo-
litik und starke Sozialpartner flankiert wurde. 
Doch auch hier stimmt die romantische Ide-
alisierung einer linkssozialen Bullerbü-Welt 
nicht mit den seit den 1990er Jahren durch-
geführten Anpassungen der skandinavischen 
Länder an den marktliberalen Mainstream 
überein. Die aktuellen Pläne der dänischen So-
zialdemokraten, ziemlich unumwunden einer 
ethnischen Homogenisierung zum Schutz des 
eigenen Wohlfahrtsmodells das Wort zu reden, 

sind ein jämmerlicher Versuch der Flucht in 
eine Vergangenheit, die nicht oder allenfalls 
mit großen Verwerfungen wiederkehren wird.

Die Konzentration auf das Nationale könnte 
kein transnationales Problem nachhaltig lösen. 
Sicher kann man sich als Staat zurückziehen 
und – im Duktus der Linkspopulären – mit al-
lerlei aufgeklärten und progressiven Maßnah-
men Grenzziehungen, kulturelle Eigenheiten 
und politische Souveränität betonen. Doch 
man sollte sich nicht irren: Das heimatliche 
Feuer des guten, des nicht nationalistischen 
Patriotismus vermag nur kurz zu erwärmen. 
Der kalte Wind der Globalisierung wird es 
bald auspusten, denn diese bleibt weder stehen, 
noch verändert sie ihr finanzkapitalistisches 
Antlitz, wenn sich einzelne Teilnehmer zum 
Rückzug ins nationale Schneckenhaus ent-
scheiden. Dem menschengemachten, alles und 
jeden erfassenden Wettbewerb der Globalwirt-
schaft entkommt man nicht durch unilaterale 
Reaktion. Im Gegenteil: Wer ernsthaft glaubt, 
mit einer Aufgabe des Euro, protektionisti-
schen Maßnahmen im Binnenmarkt und einer 
strengen Einwanderungspolitik käme es quasi 
über Nacht zum Exodus des Neoliberalismus 
in den Köpfen, macht sich die Sache zu leicht. 
Wer in solchen Politiken das Erfolgsrezept 
zum Revival eines umfassend absichernden 
Wohlfahrtsstaats mit Vollbeschäftigungspoli-
tik, Ausbau der öffentlichen Infrastruktur und 
starken Gewerkschaften bei zeitgleicher Auf-
gabe der »Schwarzen Null« als Verfassungsziel, 
Ende des Steuerdumpings und Restitution des 
realkapitalistischen Beziehungsgeflechts einer 
wahrhaft sozialen Marktwirtschaft vermutet, 
den kann man nur als Träumer bezeichnen.

Die Befeuerung des „Kulturkampfes“ (Bernd 
Stegemann) von links scheint damit mehr Mas-
kerade und Stellungskrieg gegen diejenigen zu 
sein, die (politisch reichlich bedeutungslos) 
von einer Welt offener Grenzen, Multikulti-Ge-
sellschaften und den Vereinigten Staaten von 
Europa träumen. Durch eine aus dem neuen 
Nationalnarrativ abgeleitete politische Agenda 
gestärkter staatlicher Souveränität würden die 
naheliegenden Krisen der WWU-Reform, der 
sozialen Spaltung der EU und zum Umgang 
mit Migration nach Europa nur vordergrün-
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dig durch Ausklammerung behandelt. Da-
gegen könnten die tiefer liegenden Probleme 
des marktliberalen Globalisierungskonsenses, 
gesellschaftlicher Abstiegssorgen und der Un-
gewissheit einer neuen Weltordnung in keiner 
Weise zufriedenstellend angegangen werden. 
Schlimmer noch: Die ökonomischen Kolla-
teralschäden einer nationalen Agenda wären 
auch im sozialen Gewand so groß, dass sie ihre 
Befürworter unter sich begraben würden. Es ist 
kein Zufall, dass auch in den ärgsten Stunden 
der Eurokrise keine relevante politische Kraft 
in Südeuropas Krisenstaaten eine Loslösung 
von der Währungsunion gefordert hat. 

Sobald sich herausstellt, dass eine populär 
argumentierende Linke nur einen rhetorischen 
Erregungszustand produzieren wollte, um dar-
in den Rechtspopulisten nicht das Terrain zu 
überlassen, profitieren genau diese mit ihrer 
Eliten- und Systemverachtung. Die patriotische 
Heimatfolklore wäre dann als allzu billiger Ab-
wehrzauber gegen alle Unzufriedenheit mit 
einer aus den Fugen geratenen Welt entlarvt, 
während im Hintergrund der Marktliberalis-
mus ungestört seine Bahnen zieht. Anstatt dass 
die Linke ihre ganze Energie dem dicken Brett 
der Einhegung globaler Risiken, einschließlich 
der Zähmung des internationalen Finanzkapi-
talismus – den sie einst bei der Auswilderung 
unterstützt hat – widmet, wäre nur zu offen-
sichtlich, wie sie ihre Zeit mit dem anachro-
nistischen Herbeibeten des Nationalen ver-
plempert hat. Spätestens dann würde gefragt 
werden, warum nicht zumindest das Ziel eines 
besseren sozialen Schutzes vor den Unwägbar-
keiten des Marktes längst umgesetzt worden ist. 
Was soll der überzeugende Grund sein, in der 
noch verbliebenen Domäne nationalstaatlicher 
Gestaltung von Sozialpolitik mit höherer De-
kommodifizierung und ausbalancierter Strati-
fizierung auf eine Zunahme kultureller Homo-
genität und die Stärkung nationaler Identität zu 
warten? 

Das Europäische Sozialmodell als Ausdruck 
eines – in all seiner Diversität durchaus beste-
henden – Konsenses über einen in den Markt 
intervenierenden Staat, der über Steuern und 
Beiträge Umverteilung und soziale Sicherheit 
gewährleistet, könnte bereits heute besser ge-

schützt und verteidigt werden. Denn im der-
zeitigen Wettbewerb der Wohlfahrtsstaaten 
um niedrige Löhne, Steuern und Sozialabga-
ben werden nicht nur die nationalen Systeme 
geschädigt: Die EU schleift mit den hohen so-
zialen Standards eines ihrer wichtigsten und 
spezifischsten Besitztümer. Die Asymmetrie 
der europäischen Integration zwischen Markt-
schaffung und Marktgestaltung könnte in die 
Balance kommen, indem (1) die Europäische 
Säule sozialer Rechte in einem Sozialprotokoll 
Vertragsrang erhält und so den Binnenmarkt-
freiheiten gleichgestellt wird. Die Ergänzung 
der jährlichen Koordinierung der Wirtschafts-
politiken im Europäischen Semester durch so-
ziale, beschäftigungs- und bildungspolitische 
Aspekte muss (2) durch Mindeststandards und 
Zielwerte an Verbindlichkeit gewinnen, die 
den nationalen Entwicklungen Rechnung tra-
gen. Dies ist zum Beispiel durch eine Mindest-
lohnnorm bei 60 Prozent des jeweiligen Medi-
anlohns umsetzbar. Und (3) ist in der Eurozone 
der Fokus auf Haushaltspolitiken mit einem 
Sozialen Stabilitätspakt zu balancieren, dessen 
Verletzung ein soziales Ungleichgewichtever-
fahren ermöglicht.

Transnationale Politikgestaltung statt 
»roll-back«

Das Zündeln mit den populären Positionen 
eines „Anti-Modernisierungskurses“26 kann 
die Linke ebenso wenig wie die Konservativen 
gegen die Rechtspopulisten gewinnen. Die 
Vorstellung einer binären Aufteilung der Welt 
in Kosmopoliten und Kommunitaristen ist 
denkbar ungeeignet, um ein politisches Pro-
gramm zu entwerfen, das der Falle antagonisti-
scher Identitätspolitiken angeblicher kulturel-
ler Differenz entgeht. Ja, die Gesellschaft und 
insbesondere die Mittelschicht ist gespalten 
und sozioökonomische Differenz fördert kul-
turelle Abgrenzung. Hierauf aber zu reagieren, 
indem den sozial besser Gestellten unisono ein 
Hang zum Marktliberalismus und überzogener 
Moralismus vorgeworfen, während den sozial 
schlechter Gestellten paternalistisch nationale 
Beschränktheit unterstellt wird, kann nicht zur 

26	Thilo Scholle/Sascha Vogt, 2018, „Sehnsucht nach Heimat“? Sehnsucht nach 
einem guten Leben! In: spw 224, 01/2018, S. 8-11, hier: S. 11.
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Diskurshoheit führen. Die Bilder des indivi-
dualistischen Akademikers, der zugunsten der 
nächsten spekulativen Finanzmarktdividende 
auf den sozialen Frieden pfeift, und des von Ab-
stiegsängsten geplagten Kleinbürgers, der sich 
verzweifelt und weltabgewandt an seine natio-
nale Scholle krallt, – sie sind fiktive Projekti-
onen der Vereinfachung, aus denen politischer 
Honig gezogen werden soll. Dieser landet 
unweigerlich bei den Neuen Rechten, die sich 
schmunzelnd ansehen können, wie es durch 
die Häufung der unbearbeiteten Probleme zur 
zunehmenden gesellschaftlichen Polarisierung 
kommt. Dazu trägt auch die künstliche Tren-
nung zwischen sozialen und identitätspoli-
tischen Anliegen der Antidiskriminierung bei. 
Der Schriftsteller Robert Misik warnt: „Macht 
nicht den Fehler, die Arbeiterklasse generell als 
frauenfeindlich, antifeministisch, ausländer-
feindlich abzutun. Selbst der ärgste Stahlarbei-
ter-Macho will in Zeiten der Ein-Kind-Familie, 
dass seine Tochter alle Entwicklungschancen 
hat und einen guten, ordentlich bezahlten Job 
bekommt.“27 

Denn gerade für die Sozialdemokratie war 
historisch die Emanzipation immer beides 
zugleich: der Ausgang aus einer von der Bis-
marck-Politik verächtlich gemachten Minder-
heitenposition und das Erkämpfen sozialer 
Rechte für eine bessere Lebensperspektive der 
Arbeiterschaft. Die Arbeiterkämpfe und die 
durch sie über die Zeit errungenen sozialen 
Bürgerrechte und umfassend ausgebauten 
Wohlfahrtsstaaten sind ein zentraler Unter-
schied zwischen den europäischen Ländern 
und den stärker auf marktbezogenen Indivi-
dualismus bei Gewährung liberaler Gleichheit 
setzenden USA. Die gedankenlose Übertra-
gung der Kritik am liberalen Atomismus und 
mangelnden Kommunitarismus greift in Euro-
pas (noch) relativ eingehegten sozialen Markt-
wirtschaften daher zu kurz.

Die EU taugt weder als dämonisierte Ver-
körperung aller Krisen unserer Zeit noch als 
Projektionsfläche für unkritischen Jubel über 
bald 70 Jahre Kooperation. Das Hineinzwängen 

27	Robert Misik, 2017, Mut zur Verwegenheit, in: Geiselberger, a.a.O., S. 187-
213, hier: S. 210.

der europäischen Konfliktfelder in das Korsett 
einer Debatte, die grundsätzliche Bekenntnisse 
zum Nationalstaat oder zur europäischen Ei-
nigung verlangt, missachtet die existierenden 
Gestaltungsmöglichkeiten. Die Aufgabe des ad 
hoc-Krisenmodus Merkelscher Prägung muss 
einhergehen mit einer Weiterentwicklung Eu-
ropas zur Schutzfunktion gegen ungewollte 
Exzesse der marktlichen Globalisierung. Die 
Wirtschafts- und Währungsunion krisenfest 
machen und das Europäische Sozialmodell 
gegen die Dominanz des Wettbewerbsprinzips 
verteidigen sind dabei zentrale Baustellen zum 
Gewinn von Handlungsfähigkeit. Mit einem 
»roll-back« des Integrationsprozesses sind hier 
keine tragfähigen Lösungen zu erwarten. Nur 
ein Paradigmenwechsel von der Marktgläubig-
keit zur transnationalen Politikgestaltung er-
möglicht es uns, globalen Herausforderungen 
entschlossen zu begegnen.	 ó
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Warum die Sozialpartner stärker an der wirtschaftspoli-
tischen Koordinierung des Euroraums teilnehmen müssen 

Euro-Projekt. Insgesamt ist das Euro-Haus 
nach wie vor ein Schönwetterbau, dessen Fun-
damente noch nicht gefestigt sind.

Die institutionellen Schwächen sind viel-
fältiger Art. Um nur zwei oft diskutierte zu er-
wähnen: es fehlt noch der wichtigste Teil der 
Bankenunion – eine verlässliche gemeinsame 
Einlagensicherung. Und die „Lender-of-last-re-
sort“-Funktion der Europäischen Zentralbank 
und des ESM ist an vielfältige Bedingungen 
gerade in den Mitgliedstaaten gebunden, die 
Hilfe brauchen. Schwerwiegender erscheint al-
lerdings ein Problem, das die Aufmerksamkeit 
der Politik leider weit weniger auf sich gezogen 
hat. Letztlich war die Eurokrise eine Zahlungs-
bilanzkrise, wenn auch in unüblicher Form. Als 
die Finanzmarktkrise ausbrach, kamen die Ka-
pitalflüsse, die die Leistungsbilanzdefizite der 
„Krisenländer“ zunächst bereitwillig finanziert 
hatten, schlagartig zum Erliegen. Die betrof-
fenen Mitgliedsstaaten waren ihrerseits nicht in 
der Lage, die „Fremdwährung“ Euro zu „dru-
cken“, um der Lage schnell Herr zu werden.

Diese Zahlungsbilanzkrise, die sich als Ban-
ken- und als Haushaltskrise erwies, war wieder-
um der Tatsache geschuldet, dass institutionelle 
Regelungen fehlten, um alle Mitgliedstaaten auf 
einem Entwicklungspfad zu halten, bei dem die 
inländische Nachfrage im Gleichschritt mit der 
heimischen Produktion wuchs, so dass es also 
nicht zu starken Leistungsbilanzüberschüssen 
bzw. -defiziten kommen konnte. Vorausset-
zung hierfür wäre gewesen – und ist es auch in 
Zukunft –, dass die nationalen Inflationsraten 
mittelfristig in allen Mitgliedstaaten in etwa 
gleichhoch ausfallen und dem Preisstabilitäts-
ziel der EZB entsprechen. Gleichzeitig darf die 
Veränderung der Lohnstückkosten (d.h. der 
Nominallöhne abzüglich Produktivitätswachs-
tum) nicht von dieser Inflationsrate abweichen. 
Beide Leitlinien bilden die sog. Goldene Regel 
für die Lohn- und Preisentwicklung in einer 
Währungsunion.

von Willi Koll und Andrew Watt�

Die Krise der Eurozone und ihre Ursachen

Im Anschluss an die globale Wirtschaftskrise 
hat die Europäische Währungsunion eine zwei-
te massive Krise erlitten. Die Wirtschaft geriet 
nach dem tiefen Einbruch 2009 nun in eine 
„double-dip“-Rezession. Die Verschuldungs-
problematik in Griechenland und anderen Mit-
gliedstaaten drohte außer Kontrolle zu geraten. 
Die Arbeitslosigkeit stieg in den südlichen Mit-
gliedstaaten erneut stark an. Eine deflationäre 
Spirale stand bevor. Nur die verspäteten, dann 
aber energischen Aktionen der Europäischen 
Zentralbank sowie die ebenfalls verspätete Ab-
kehr von der ruinösen Austeritätspolitik konn-
ten eine größere Katastrophe verhindern. 

Seitdem erlebt der Währungsraum eine 
längere wirtschaftliche Erholung. Die Arbeits-
losigkeit hat sich weitgehend zurückgebildet, 
wenngleich sie in manchen Ländern noch un-
erträglich hoch ist. Auch hat es eine beeindru-
ckende Reihe von institutionellen Innovationen 
in der economic governance der WWU gegeben. 
So wurde vor allem der Europäische Stabili-
tätsmechanismus (ESM) ins Leben gerufen. 
Er kann stützende Maßnahmen für Mitglieds-
staaten anbieten, deren Staatsanleihen unter 
den Druck der Märkte geraten. Ferner wurden 
bedeutende Schritte in Richtung einer europä-
ischen Bankenunion gemacht.

Entwarnung also? Mitnichten! Wie wir an 
anderer Stelle (Koll/Watt 2018) ausführlich dar-
gelegt haben, leidet die gemeinsame Währung 
nach wie vor unter fundamentalen institutio-
nellen Schwächen. Werden diese nicht beho-
ben, drohen eine Wiederholung der Krise und 
erneut eine existenzielle Gefahr für das ganze 

�	 Dr. Willi Koll war Ministerialdirigent im Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie und im Bundesministerium der Finanzen. Er war langjähriges 
Mitglied im Wirtschaftspolitischen Ausschuss der EU und der OECD sowie 
im Makroökonomischen Dialog der EU.

	 Dr. Andrew Watt ist Referatsleiter Europäische Wirtschaftspolitik im Institut 
für Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK) der Hans-Böckler-
Stiftung (HBS).
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Diese Zusammenhänge haben wir in der o.g. 
Studie ausführlich ausgeführt. Stark verkürzt 
leidet die Währungsunion am Mangel einer 
immanenten Stabilisierung. Stabilisierend wäre 
es, wenn ein – gemessen an der Goldenen Re-
gel – überdurchschnittlicher Anstieg der No-
minallöhne und der Inflationsrate – der Fall 
etwa Spaniens bis zur Krise – über den Verlust 
an Wettbewerbsfähigkeit dämpfend auf die 
Netto-Exportnachfrage und damit ebenso auf 
binnenwirtschaftliches Wachstum, Preise und 
Löhne wirkt. Bei unterdurchschnittlicher Preis- 
und Lohnentwicklung wie im vergleichbaren 
Fall Deutschlands kommt es dann zu einem 
stimulierenden Effekt. In der Währungsunion 
wird dieser Impuls – auf den sich deren Grün-
der wie Sachwalter gleichsam verlassen hatten 
– aber über längere Perioden vom sog. Realzin-
seffekt dominiert. Die EZB gibt für das gesamte 
Eurogebiet einheitliche (kurzfristige) Nominal-
zinsen vor. Im ersten Fall („Spanien“) bedeutet 
höhere Inflation dann niedrigere Realzinsen 
und damit eine Stimulierung von Nachfrage, 
Produktion und Importen. Im Niedriginflati-
onsland („Deutschland“) ist wiederum das Ge-
genteil der Fall. Das Ergebnis ist der Aufbau von 
massiven Divergenzen in der Leistungsbilanz: 
Defizite hier, Überschüsse dort, mit korrespon-
dierenden Divergenzen in der Nettovermö-
gensposition, die sich in der Krise schockartig 
entladen haben.

Dazu kommen einseitige Fiskalregeln. Ho-
hes Nominalwachstum wie im Fall Spanien 
führte zu sprudelnden Staatseinnahmen und 
reduzierten Ausgabenverpflichtungen, was 
den Spielraum für eine expansive Fiskalpolitik 
erweiterte. Im stagnativen Fall wie in Deutsch-
land vor der Krise führten schwache Einnah-
men und höhere gesetzliche Ausgaben zu Pro-
blemen mit den fiskalischen Regeln und im 
Ergebnis zu einer eher restriktiven Politik. Bei-
de Entwicklungen vergrößerten prozyklisch die 
Divergenzen in Binnendynamik und Außenbei-
trag noch weiter. So gesehen war die Krise eine 
„Bereinigung“ einer fundamental untragbaren 
wirtschaftlichen Auseinanderentwicklung auf 
Ebene der Mitgliedsstaaten, die sich allerdings 
im Aggregat des Euroraums ausglich und hier 
eine insgesamt befriedigende Entwicklung vor-
spiegelte. 

Zentrale Rolle von Lohn- und Preisentwick-
lung für Konvergenz und Stabilität im Eu-
roraum

Lohn- und Preisentwicklung spielen wie ge-
zeigt eine zentrale Rolle bei der Wahrung einer 
konvergenten gleichgewichtigen Wirtschafts-
entwicklung und deren Steuerung innerhalb des 
Euroraums. Bisher findet dieser Befund in der 
Praxis aber nicht die Resonanz, die er verdient. 
Ein zentraler Einwand gegen den Vorschlag, die 
Lohnentwicklung und die relevanten Akteure, 
d.h. Sozialpartner und insbesondere Gewerk-
schaften, in das System der wirtschaftspolitischen 
Koordinierung einzubinden, wird mit einer dar-
aus entstehenden Überforderung der Lohnpoli-
tik begründet. Insbesondere seien die Lohnfin-
dungssysteme zwischen den Mitgliedstaaten zu 
unterschiedlich und würden so zu systematisch 
unterschiedlichen Ergebnissen führen (Höpner/
Lutter 2014). Eine europäische Lohnkoordinie-
rung sei illusorisch, von zentralistischen Lohn-
verhandlungen auf transnationaler Ebene gar 
nicht zu reden. Politische Kräfte – nicht zuletzt 
die Troika-Institutionen – hätten zudem in der 
Krise kollektive Lohnfindungssysteme systema-
tisch geschwächt. Daher sei der bewusste Einsatz 
der Lohnpolitik zum Scheitern verurteilt. 

Auch wenn manche dieser Aussagen empi-
risch teilweise richtig sein mögen, kann gezeigt 
werden, dass die Einwände für den hier vorge-
schlagenen Politikansatz entweder nicht relevant 
sind oder überwindbare Hindernisse, nicht aber 
grundsätzliche Probleme darstellen. Die unter-
schiedliche institutionelle Verfasstheit natio-
naler Lohnsetzungssysteme (Watt 2017: 82ff.) ist 
ein Fakt, aber institutionelle Homogenität keine 
Voraussetzung für eine Konvergenz der Ergeb-
nisse. Entscheidend ist die Einhaltung der Gol-
denen Lohnregel in der mittleren Frist. Hierzu 
können unterschiedliche institutionelle Regulie-
rungsformen wie z.B. Mindestlohn, Allgemein-
gültigkeitserklärungen oder Lohnführerschaft 
(„pattern bargaining“) beitragen. Und selbst in 
einem gänzlich dezentralisierten System, wo 
es also eigentlich gar keine „Lohnpolitik“ gibt, 
kann und muss der Mitgliedstaat auf die Ein-
haltung der Goldenen Regel hinwirken. Dazu 
muss er über Nachfragepolitik, also vor allem 
die nationale Fiskalpolitik, auf Löhne und Preise 
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über die Phillips-Kurve� in die richtige Richtung 
einwirken. Allerdings stellt diese fiskalische In-
tervention allenfalls die zweitbeste Lösung dar. 
So könnte sie in Konflikt mit den bestehenden 
fiskalischen Regeln kommen. Regeländerungen 
könnten diesen Konflikt allerdings entschärfen.

Schließlich: es handelt sich bei der lohnpoli-
tischen Vorgabe im Wesentlichen um eine jeweils 
national zu lösende Aufgabe. Hierzu kann eine 
europäische Koordinierung eine unterstützende 
Rolle spielen und entsprechende Initiativen soll-
ten verstärkt werden. Dies ist aber keineswegs 
eine notwendige Bedingung.

Kooperation von Geld-, Lohn- und Fiskalpoli-
tik im Dialog 

Eine gesamtwirtschaftliche Preisentwicklung 
im Einklang mit den nominalen Lohnstückkos-
ten und mit dem Inflationsziel der EZB sichert 
einerseits die Konvergenz zwischen den Mit-
gliedstaaten und vermeidet die Wiederholung 
der schädlichen Divergenzen aus der Vergan-
genheit, andererseits ist sie die Voraussetzung 
für eine wachstums- und stabilitätsorientierte 
Geldpolitik.

Ein solcher Policy-Mix aus Stabilität und 
Prosperität ist aber kein Selbstläufer. Wegen 
der fundamentalen Bedeutung der nachhal-
tigen Einhaltung dieser Goldenen Regel für eine 
Währungsunion ist ein Mindestmaß an Insti-
tutionalisierung unverzichtbar. Deshalb haben 
wir die Einrichtung eines Makroökonomischen 
Dialogs (MED) für den Euroraum und für jeden 
Mitgliedstaat vorgeschlagen (Koll/Watt 2018). 
In Teilnehmerschaft und Aufgabenstellung sind 
beide dem schon existierenden MED auf EU-
Ebene nachgebildet und bringen die verantwort-
lichen Akteure für Fiskalpolitik und Geldpolitik 
sowie die Sozialpartner für einen regelmäßigen 
und strukturierten Dialog an einem Tisch und 
auf Augenhöhe zusammen. Hauptsächliche 
Aufgabe eines MED auf beiden Ebenen ist es, 
aus einer gemeinsamen Analyse der gesamtwirt-
schaftlichen Lage und Perspektiven im Dialog 

�	 Die Kurve stellt den Zusammenhang zwischen Lohnänderungen bzw. Preis-
niveauänderungen auf der einen und der Arbeitslosenquote auf der anderen 
Seite dar.

die wirtschaftspolitischen Herausforderungen zu 
identifizieren und die Beiträge jedes Akteurs zu 
deren Bewältigung mit dem Ziel einer konsisten-
ten Politikausrichtung zu formulieren. Die finale 
Entscheidung trifft jeder wirtschaftspolitische 
Akteur anschließend unabhängig und autonom, 
aber im Lichte des zuvor von allen für optimal 
angesehenen Szenariums.

Wegen der Komplexität und Interdepen-
denzen der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
haben wir zugleich empfohlen, der Politikfor-
mulierung eine wirtschaftswissenschaftliche Di-
agnose und Prognose vorzuschalten. Ein plural 
zusammengesetztes Gremium von Experten soll 
hierfür nachvollziehbar und belastbar günstige 
Politikkonstellationen und Entwicklungssze-
narien, möglichst in quantifizierter Form, auf-
bereiten. Diese werden dann vom politischen 
Dialoggremium bewertet und erleichtern die 
Meinungsbildung dort. Auch derartige Bera-
tungsgremien sind sowohl auf nationaler als 
auch Euroraumebene einzurichten.

Eine win-win-Situation für alle Beteiligten

Warum aber sollten sich die Sozialpartner in 
eine makroökonomische Koordinierung einbin-
den lassen? Und warum sollten andere Akteure 
ein Interesse daran haben? Für beide Tarifver-
tragsparteien ist die Tarifautonomie ein hohes 
Gut. Sie ist Ausdruck einer subsidiären Arbeits-
teilung innerhalb des wirtschaftspolitischen 
Ordnungsrahmens. Allerdings können Tarif-
abschlüsse negative spill-over-Effekte auf die ge-
samtwirtschaftliche Entwicklung haben – seien 
sie deflatorisch oder inflatorisch –, deren Fol-
gen vor allem von den Sozialpartnern selbst zu 
tragen sind. Insofern ist es auch in ihrem wohl-
verstandenen Eigeninteresse, dass sie in ihren 
Abschlüssen Mitverantwortung für die externen 
Effekte ihres Handelns übernehmen.

Dabei ist die Einhaltung der Goldenen Regel 
im Rahmen von Tarifvereinbarungen nichts, 
was den Gewerkschaften von außen aufgenöti-
gt werden müsste. Es entspricht ihrer eigenen, 
bei vielfältigen Gelegenheiten selbst geäußerten 
Zielsetzung einer produktivitätsorientierten 
Lohnsetzung. Der Reallohn – um den es den 
Arbeitnehmervertretern letztlich geht – steigt 
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im Schritt mit der Produktivität, und die mate-
riellen Lebensbedingungen der Arbeiterschaft 
verbessern sich entsprechend. Diese Benchmark 
ist seit langem in Deutschland als Meinhold-For-
mel bekannt; sie ist Gegenstand des Doorn-Ab-
kommens von 1998, des Koordinierungsansatzes 
des Europäischen Metallgewerkschaftsbundes 
(EMB), der Koordinierungsleitlinie des Europä-
ischen Gewerkschaftsbundes (EGB) sowie von 
industriAll (Koll 2013). Das Problem mit der 
Goldenen Regel besteht demnach nicht primär 
in der Akzeptanz, sondern im Mangel, sie in der 
Realität auch einzuhalten bzw. durchzusetzen. 

Hierfür gibt es vielerlei Gründe. Einer davon 
ist die traditionelle Zuordnung von Zielen und 
Instrumenten in der Wirtschaftspolitik (assign-
ment). Demnach ist die Lohnpolitik für die Be-
schäftigung zuständig, während die Geldpolitik 
für die Preisstabilität verantwortlich ist. Diese 
Zuordnung wird unter dem neoklassischen Pa-
radigma mit der Verheißung instrumentalisiert, 
dass die Beschäftigung umso höher ist, je nied-
riger die (Real-)Löhne ausfallen. Diese häufig ge-
äußerte These sieht sich – vor allem seit Keynes 
– gleichermaßen vielfacher Kritik gegenüber. 
Zum einen führen sinkende Nominallöhne bei 
intensivem Wettbewerb zu ebenfalls sinkenden 
Preisen, so dass eine (gleichstarke) Senkung 
des Reallohns erst gar nicht zustande kommt. 
Gleichzeitig steigt in diesem Fall neben der Bin-
nenkaufkraft die preisliche Wettbewerbsfähig-
keit nach außen und damit vor allem in einer 
Währungsunion die Möglichkeit eines beggar-
thy-neighbour-deals, Lohn gegen Arbeitsplät-
ze zu tauschen (Hassel/Rheder 2001). Es steigt 
damit aber auch das Risiko eines deflationären 
Prozesses. 

Es ist zum Zweiten vielfach die Erwartung 
einer Erhöhung der Gewinnmarge, die sich mit 
der Forderung nach Lohnsenkung bzw. Lohn-
moderation verbindet. Ein solches Ergebnis ge-
fährdet die gesamtwirtschaftliche Entwicklung 
und damit die Beschäftigung, wenn höhere Ge-
winn-Margen zulasten der Löhne die Sparquote 
erhöhen und nicht verausgabt werden. 

Im Ergebnis ist im ersten Fall die Lohnsen-
kungsstrategie ein klarer Verstoß gegen das 
Stabilitätsziel der Geldpolitik. Im zweiten Fall 

erreicht sie nicht einmal das von der Neoklassik 
behauptete Ziel, sondern eher ihr Gegenteil.

Beim tradierten Assignment erzielt eine nach 
unten starre Lohnpolitik nur über monetäre Ex-
pansion, d.h. über Geldpolitik, mehr Beschäfti-
gung. Umgekehrt ist die Geldpolitik bei ihrem 
Preisstabilitätsziel auf eine stabilitätsorientierte 
Lohnentwicklung angewiesen, wenn eine Stabi-
lisierungsrezession mit hohen wirtschaftlichen 
und sozialen Kosten vermieden werden soll. 

Dagegen wird deutlich, dass Lohnpolitik 
unmittelbar auf Preisstabilität, Geldpolitik und 
ebenso unmittelbar auf Beschäftigung wirkt. 
Sollte dennoch an der bisherigen formalen Zu-
ordnung von Zielen und Instrumenten festge-
halten werden, wie es z.B. für die Geldpolitik der 
Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union (AEUV) vorsieht, muss auch dieser Inter-
dependenz und Konditionalität Rechnung getra-
gen werden, wie es der AEUV ebenfalls vorsieht. 
Griffig formuliert bedeutet das: in dem Maße, wie 
Lohnentwicklung für Preisstabilität sorgt, kann 
und muss Geldpolitik für Beschäftigung sorgen. 
Aber auch die Umkehrung gilt: nur wenn die be-
rechtigte Erwartung besteht, dass Geldpolitik für 
eine gute konjunkturelle Entwicklung und Be-
schäftigungslage sorgt, sind die Gewerkschaften 
in der Lage und bereit, eine produktivitätsorien-
tierte Lohnpolitik durchzusetzen. 

Deutlich wird sofort auch, was die Verletzung 
der jeweiligen Rolle für gesamtwirtschaftliche 
Konsequenzen hat. So zwingt eine inflationäre 
Lohnpolitik die Geldpolitik zu einer restrikti-
ven Politik mit der Folge eines schockartigen 
Anstiegs der Arbeitslosigkeit. Wenn anderer-
seits die Geldpolitik eine monetäre Expansion 
verweigert, kann sie nicht auf die „Vorleistung“ 
einer stabilitätsorientierten Lohnpolitik rechnen. 
Sollte dann die Lohnpolitik ihre Zuflucht in einer 
Lohnsenkung suchen, wäre am Ende die Geldpo-
litik gezwungen, zu „unkonventioneller Politik“ 
wie massivem Quantitative Easing zu greifen, um 
ihr Preisziel zu erreichen, wie es die letzten Jahre 
nach der Krise belegen. Bei massiv deflationärer 
Lohnentwicklung droht ihr sogar eine Liquidi-
tätsfalle, d.h. die gänzliche Unwirksamkeit. Geld-
politik verliert in beiden Fällen an Reputation 
und zieht Kritik auf sich bis hin zur Gefährdung 
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ihrer politischen Unabhängigkeit. Die Fiskalpo-
litik hätte in beiden Fällen wegen Schwächung 
der Konjunktur unter Haushaltsdefiziten zu lei-
den, die sie zu einer Ausgabenkürzung mit der 
Folge einer prozyklischen Verstärkung des Ab-
schwungs veranlassen könnte. 

Im Ergebnis sollte deutlich werden, dass nach-
haltige Stabilität und Prosperität sowie Vorteile 
für jeden wirtschaftspolitischen Akteur nur von 
einem kooperativen Verhalten von Geld-, Fiskal- 
und Lohnpolitik zu erwarten ist. Klar ist auch, 
dass die Verweigerung von Kooperation am 
stärksten von den Gewerkschaften zu bezahlen 
wäre, da sie mit Phasen deutlich höherer Arbeits-
losigkeit einhergeht. Nichts schwächt gewerk-
schaftlichen Einfluss und Mitgliedschaft stärker 
als massive Unterbeschäftigung. Aber auch die 
Arbeitgeber bezahlen für den Einbruch ihrer 
Auftrags- und Gewinnlage teuer.

Fazit: Koordinierung der Lohnpolitik auf nati-
onaler und europäischer Ebene

Wie hoffentlich überzeugend gezeigt, gibt es 
starke Anreize für die zuvor beschriebene Koope-
ration und Koordination von Geld-, Lohn- und 
Fiskalpolitik und ebenso starke Sanktionen für 
den Fall der Verweigerung. Trotzdem stellt sich 
offenbar eine positive Konstellation nicht von sel-
ber ein. Sie muss organisiert und institutionali-
siert werden. Hierzu dienen unsere vorstehenden 
konzeptionellen und institutionellen Vorschläge, 
die wir an anderer Stelle vertieft ausgeführt ha-
ben (Koll/Watt 2018).

Eine zentrale Bedingung – das sei hier wegen 
ihrer Bedeutung nochmals wiederholt – ist, dass 
die Lohnpolitik die ihr im gesamtwirtschaftlichen 
Policy-Mix zugedachte Rolle nicht nur spielen 
will, sondern auch spielen kann. Beste Vorausset-
zung hierfür ist eine stärkere kollektive und koor-
dinierte Lohnfindung. Anders als viele Jahre zu-
vor gibt es inzwischen auch von EU-Kommission 
und OECD zumindest verbale Unterstützung für 
koordinierte Lohnsetzung auf nationaler Ebene. 
Das gilt sowohl für die Befürwortung kollektiver 
Lohnverhandlungen als auch für die Bewertung 
von Allgemeinverbindlichkeitserklärungen und 

Mindestlöhnen.� In der Umsetzung dieser Rat-
schläge besteht aber noch viel Luft nach oben.

Gefordert sind hier zuallererst die Gewerk-
schaften selber, zunächst im nationalen Rahmen. 
Nicht nur ihre „Wirtschaftspolitiker“, sondern 
auch und gerade ihre „Tarifpolitiker“ müssen 
die Bedeutung der Goldenen Regel für ihre ur-
eigenen Belange, steigende Reallöhne und hohe 
Beschäftigung, verinnerlichen. Unser Vorschlag 
bedeutet aber nicht, dass Tarifpolitik auf strikte 
Compliance mit einer Formel reduziert wird. 
Tarifverträge enthalten viele qualitative und re-
distributive Elemente und auch beim „Gesamt-
wert“ der Abkommen geht es um längerfristige 
Gleichgewichte: ein Aufholen gegenüber voran-
gegangenen Verteilungsänderungen zugunsten 
des Gewinns bleibt nicht nur möglich, es ist er-
wünscht. Anstelle einer „wettbewerbsorientierten 
Lohnpolitik“, in der auf vollen Ausgleich für stei-
gende Produktivität verzichtet wird – mit dem 
Ergebnis, Marktanteile in der Eurozone zulasten 
anderer Mitgliedstaaten, aber dabei auch zulasten 
der eigenen binnenwirtschaftlichen Wachstums- 
und Beschäftigungsdynamik zu gewinnen – muss 
gerade unter dem Regime der WWU wieder eine 
„solidarische Lohnpolitik“ treten (Schulten 2001, 
pp. 17-24; Höpner/Lutter 2014, p. 20). 

Wie wir gezeigt haben, sollten auch die Ar-
beitgeberverbände ein wohlverstandenes Eigen-
interesse an kooperativer Koordinierung haben. 
Tendenzen hin zum Austritt aus den Arbeitge-
berverbänden oder auch Mitgliedschaften ohne 
Tarifbindung (OT) tragen nicht dazu bei (Horn 
2016). Nicht zuletzt hat der Staat eine zentrale 
Rolle. Wo kollektive Lohnverhandlungen statt-
finden, kann zum Beispiel ihr Geltungsbereich 
durch Allgemeinverbindlichkeit ausgedehnt 

�	 “For a given degree of centralization, more effective coordination helps in 
achieving macroeconomic goals (stabilising inflation, tackling unemployment, 
correcting external imbalances).” (European Commission 2011, p. 94). “With 
a more centralized approach, it is more likely that the impact of wage develop-
ments on the performance of the whole economy is taken into account by par-
ticipants…Extensions may help overcome coordination problems…and im-
prove working conditions…In times of severe economic downturn, appropriate 
minimum wages may help to sustain aggregate demand and underpin prices, 
reducing the risk of entrenched deflation. They also impact wage inequalities…” 
(European Commission 2017a, pp.5).

	 „Tarifvertragssysteme, die für eine branchenübergreifende Lohnabstim-
mung sorgen, gehen in der Regel mit einer geringeren Lohnungleichheit und 
besseren Beschäftigungsergebnissen…einher. Die Lohnabstimmung…hilft 
sicherzustellen, dass Tarifverhandlungen die Beschäftigungslage verbessern, 
indem makroökonomischen Bedingungen gebührend Rechnung getragen 
wird.“ (OECD 2018). S. hierzu auch (TUAC 2018).
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werden. Wo sozialpartnerschaftliche Strukturen 
noch schwach sind, soll der Staat sie stärken. An-
gesichts der positiven spill-overs zwischen den 
Ländern gibt es gute Argumente für eine Euro-
päische Initiative zur „Investition“ in effektivere 
sozialpartnerschaftliche Strukturen in den Mit-
gliedstaaten (vgl. Watt 2019). Zielführend wäre 
auch eine verstärkte Beteiligung der Sozialpart-
ner an der Politikformulierung in anderen Berei-
chen. Das gilt insbesondere für das Europäische 
Semester und hier z.B. bei der Formulierung der 
Nationalen Reformprogramme und der Länder-
spezifischen Empfehlungen (ETUC 2018).

Der Europäische Gewerkschaftsbund (EGB) 
als Repräsentant auf der europäischen Ebene soll-
te seine Koordinierungsbemühungen zwischen 
den Mitgliedstaaten intensivieren. WWU-weite 
Tarifabschlüsse – falls überhaupt empfehlens-
wert – sind dabei derzeit noch bloße Denkmög-
lichkeiten (Höpner 2016: 45 u. 47). Eine derart 
„durchgreifende“ Koordinierung ist darüber 
hinaus auch gar nicht notwendig. 

Die besonderen Erfordernisse einer Wäh-
rungsunion bei Preis- und Lohnentwicklung und 
die katastrophalen Folgen ihrer Nichtbeachtung 
haben, wie oben gezeigt, teilweise schon ein Um-
denken befördert. Trotzdem müssen wir feststel-
len, dass Reformbemühungen eher auf anderen 
– wichtigen, aber letztlich weniger fundamen-
talen – Gebieten Fortschritte gemacht haben. 
Nun kommt es auf das Umsetzen einer koopera-
tiven, auf Stabilität wie ausgewogenes Wachstum 
zielenden wirtschaftspolitischen Steuerung unter 
stärkerem Einbezug der Sozialpartner an. Ziel-
führend wäre dabei auch, dass die wirtschaftliche 
und die soziale Dimension der Eurozone nicht als 
separate Pfeiler, sondern als integrale Elemente 
der economic governance gesehen und behandelt 
werden. (European Commission 2017b, Watt 
2019). Für die Sozialpartner gilt es, ihre Kompe-
tenz und Verantwortung für die Lohnentwick-
lung unter den besonderen Anforderungen einer 
Währungsunion wahrzunehmen. Ziele, Motive 
und Vorschläge hierzu möchte dieser Beitrag 
beisteuern. Die wirtschaftspolitischen Akteure in 
der WWU sollten nicht vor die Wahl zwischen 
der Abschaffung der gemeinsamen Währung 
oder einem staatlichen Eingriff in die Tarifauto-
nomie gestellt werden müssen.	 ó
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Integratives und investives Europa
Interview mit Gesine Schwan

spw:	 In der EU wird seit 2015 das Thema Migra-
tion und Migrationsregulierung sehr kon-
trovers diskutiert. Warum eigentlich erst 
seitdem? Hat der Staatenverbund die Ge-
staltung des Politikfelds nach Schengen 
und dem gemeinsamen Binnenmarkt 
verschlafen?

» Gesine Schwan: Ja, das hat er. Das Problem 
in der Politik ist generell, dass man oft sehr 

kurzfristig und kurzsichtig verfährt und erst auf 
Druck reagiert. Und gerade in der Flüchtlings-
frage hat die Politik in Deutschland immer ohne 
längerfristige Planung und Konzept agiert. Man 
hätte in der EU und in Deutschland vor dem Hin-
tergrund des Syrienkriegs natürlich längst vorher 
wissen müssen, dass Flüchtlingsbewegungen be-
vorstehen. Hier liegt einerseits ein persönliches 
Defizit der Bundeskanzlerin vor, die eine Politik 
des „Auf-Sicht-Fahrens“ zu ihrem Programm 
erklärt hat. Andererseits haben wir es mit einem 
strukturellen Problem der Demokratien in der 
EU zu tun. Es wird immer nur das angegangen, 
was dringend notwendig ist, weil man Angst hat, 
sonst bei Wahlen schlecht abzuschneiden. 

spw:	 Seit 2016 sind die Immigrationszahlen in 
die EU erheblich zurückgegangen. In der 
politischen Debatte in vielen Mitglied-
staaten ist jedoch das Thema Zuwande-
rung dominant. Warum und mit welcher 
Konsequenz?

» Gesine Schwan: Die Migrationspolitik 
ist das beste Mittel zur Mobilisierung für 

rechte Parteien, vielleicht auch für extreme Lin-
ke, aber vor allem für Rechte. Gerade Politiker 
wie Victor Orbán, Matteo Salvini und Jarosław 
Kaczyński haben kein Interesse an einer Lösung 
der Flüchtlingsproblematik, weil sie auf das 
Mobilisierungspotenzial, das diese ihnen bietet, 
nicht verzichten wollen. Auf der anderen Seite 
stehen die Staaten in Europa, die Angst haben, 
sich des Themas anzunehmen, weil sie fürchten, 
von den WählerInnen abgestraft zu werden. Di-
ese Angst hat übrigens auch in der SPD-Spitze 
lange vorgeherrscht. Deswegen wird die heikle 
Frage, wie wir in der EU die Aufnahme von Ge-
flüchteten organisieren können, umgangen. Ich 
bin persönlich betrübt, dass weder die Bundes-
regierung noch die SPD mutig genug  waren, 
um dieses Thema anzupacken. Denn es hat eine 
hohe Brisanz – nicht nur aufgrund der Men-
schen, die im Mittelmeer ertrinken, sondern 
auch wegen des Auseinanderdriftens der EU. 
Man darf nicht unterschätzen, welche Zerstö-
rungskraft darin liegt, die Flüchtlingsfrage und 
die Frage, wie die MigrantInnen innerhalb der 
EU solidarisch verteilt aufgenommen werden 
können, unbeantwortet zu lassen.

spw:	K onsensfähig scheint in der EU zwi-
schen den Mitgliedstaaten vor allem 
die Stärkung des Außengrenzschutzes 
zur Verhinderung von Migration zu sein. 
Hierfür kooperiert die EU mit höchst  
fragwürdigen Akteuren, wie der Küs-
tenwache in Libyen, und nimmt deren 
Menschenrechtsverletzungen in Kauf. 
Sie plädieren für die Einrichtung legaler 
Zugangswege in die EU und für eine 
Konzentration auf den Themenkomplex 
der Integration. Was sind die Eckpunkte 
Ihres Konzeptes?

» Gesine Schwan: Es stimmt zwar, dass 
der einzige Konsens zwischen allen 28 

EU-Staaten der Schutz der Außengrenzen ist. 
Es gibt aber inzwischen mehrere Staaten, die 
bereit sind, Geflüchtete auf freiwilliger Basis 
aufzunehmen, weil es für sie moralisch nicht 

û 	Prof. Dr. Gesine Schwan ist 
Präsidentin und Mitgründerin 
der HUMBOLDT-VIADRINA 
Governance Platform und leitet 
die SPD-Grundwertekommissi-
on.

Foto: © Gesine Schwan
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tragbar ist, sich ihrer Aufnahme zu verweigern. 
Denken Sie etwa an die zehn Staaten, die sich 
gerade bereit erklärt haben, die von der „Sea-
watch“ geretteten Menschen in ihre Länder zu 
lassen. Das ist meiner Meinung nach ein gelun-
genes Vorgehen. Jene Staaten, die bereit sind, 
Geflüchtete aufzunehmen, können gemein-
same Regeln für Asylverfahren aufstellen. Sie 
können ihre Kommunen dazu einladen, den 
Geflüchteten Angebote für deren Aufnahme 
zu machen. Es handelt sich hier um ein Markt-
modell. Auf dem Markt wird unter Beteiligung 
der BürgerInnen ausgehandelt, was die Kom-
munen leisten können und wollen und zu wel-
chen Bedingungen sie bereit sind, Geflüchtete 
aufzunehmen. Dafür gibt es positive Anreize. 
Kommunen, die sich für die Aufnahme von 
Geflüchteten entscheiden, bekommen die da-
durch entstehenden Kosten aus einem europä-
ischen Fonds erstattet und zusätzlich erhalten 
sie noch einmal die gleiche Summe für Investi-
tionen. Ich gehe davon aus, dass sich in einem 
solchen Modell genügend Kommunen für die 
Teilnahme begeistern würden. Denn Investiti-
onen in die Infrastruktur sind gerade dringend 
nötig, und 60 Prozent der Investitionen in der 
EU finden auf kommunaler Ebene statt. Dar-
über hinaus ist es wichtig, die Partizipation zu 
stärken. Man kann dieses Konzept gut einbetten 
in eine positive Erneuerung der Demokratie. 
Wenn das Geld für die Kommunen direkt von 
der EU kommt, schafft man es außerdem, bei 
den BürgerInnen ein positives Bild von der EU 
zu zeichnen. Die Grünen haben dieses Konzept 
schon aufgegriffen und in ihr Europawahlpro-
gramm übernommen, ebenso die S&D-Frakti-
on im Europäischen Parlament und der DGB. 
Ich bin überzeugt, dass auch die Partei Die Lin-
ke mitmachen würde. Nun ist die SPD an der 
Reihe, dieses Konzept ebenfalls zu überneh-
men, und da bin ich optimistisch geworden. 
Die SPD müsste hier eine Führungsposition 
einnehmen, statt sich bedeckt zu halten.

spw:	 Die S&D-Fraktion ist in dieser Frage also 
weiter als die SPD in Deutschland?

» Gesine Schwan: Ja, sie ist überhaupt 
ziemlich weit in der Programmarbeit. 

spw:	L ässt sich die SPD in ihrer Flüchtlingspo-
litik von rechts treiben?

» Gesine Schwan: Die SPD als Ganzes 
nicht. Die Jusos haben meinen Vor-

schlag ja übernommen und propagieren ihn 
auch. Aber die SPD-Spitze hatte bisher in der 
Tat Angst, dass ein Teil ihrer WählerInnen eine 
so große Abneigung gegenüber Geflüchteten 
hat, dass die Partei diese WählerInnen verlieren 
würde, wenn sie meine Vorschläge aufgreift. 
Dabei wird aber übersehen, dass die SPD auf 
der anderen Seite neue WählerInnen gewinnen 
könnte. Die SPD-Spitze sollte daher mit mu-
tigen Schritten vorangehen. Ich hoffe, das tut 
sie demnächst.

spw:	W ie lassen sich Ihre Überlegungen in 
Italien oder Ungarn umsetzen, deren 
Regierungen FlüchtlingshelferInnen 
politisch unter Druck setzen und auch 
rechtlich kriminalisieren?

» Gesine Schwan: Das stimmt, das sind 
in dieser Beziehung schwierige Länder. 

Der italienische Innenminister Salvini erfreut 
sich allerdings auch deshalb großer Beliebt-
heit, weil Italien lange von seinen europäischen 
Nachbarn im Stich gelassen worden ist. Es gibt 
übrigens sowohl in Italien als auch in Polen 
Bürgermeister, die sich gegen die Politik ihrer 
nationalen Regierungen wenden. In Polen ha-
ben sich etwa 14 Städte bereit erklärt, Geflüch-
tete freiwillig aufzunehmen. Die Gesellschaften 
sind in Wirklichkeit sehr viel bunter als es die 
jeweiligen Regierungen suggerieren.

spw:	N icht nur die MigrantInnen stehen vor 
der Herausforderung der Integration in 
die Mehrheitsgesellschaften der euro-
päischen Staaten. Auch in diesen Gesell-
schaften gibt es viele nicht oder schlecht 
integrierte Menschen, die sozial benach-
teiligt oder diskriminiert werden.  Mit 
welchen Mitteln kann die Politik das 
Zusammenwachsen fördern, ohne neue 
Spaltungen zu provozieren und vorhan-
dene zu zementieren?

» Gesine Schwan: Wir sollten uns immer 
wieder daran erinnern, dass sich eine 
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pluralistische Gesellschaft, die sich dynamisch 
weiterentwickelt, beständig erneut integrieren 
muss. Man muss immer wieder gemeinsam 
herausfinden, welche Werte in der Gesellschaft 
leitend sind und was man unter Gerechtigkeit 
versteht. In einer Gesellschaft wie unserer, in 
der die Ungleichheit zunimmt, ist es klar, dass 
jene, die sich benachteiligt fühlen, frustriert 
sind, wenn sie der Meinung sind, das Politi-
kerInnen sich primär um die Geflüchteten 
kümmen. Man muss daher vermeiden, dass die 
Benachteiligten hierzulande gegen die Geflüch-
teten ausgespielt werden und diese Gruppen 
miteinander in Konkurrenz geraten. Für eine 
gelungene Integration müssen subjektive Kon-
kurrenzbeziehungen vermieden werden. 

Deswegen schlage ich vor, dass z.B. Gemein-
den und Städte aus Ostdeutschland, die aus de-
mografischen Gründen neue EinwohnerInnen 
brauchen, einen Anreiz bekommen, sich zu 
überlegen, wie sie in den nächsten zehn Jahren 
wachsen und wie sie Geflüchtete dabei integrie-
ren wollen. Und wenn sie neben den Mitteln, 
die sie für die Integration von Geflüchteten er-
halten, noch einmal dieselbe Summe für Inves-

titionen bekommen, stehen die Chancen gut, 
dass sie Schutzsuchende aufnehmen und eine 
win-win-Situation entsteht.

spw:	 Sie denken Integration und Investiti-
onen zusammen. Zielen Sie damit ne-
ben Fragen der Integration und Vertei-
lungsgerechtigkeit auch auf  öffentliche 
Ressourcen für ein sozial-ökologisches 
Wirtschaftswachstum ab? 

» Gesine Schwan: Ja, das sind Möglich-
keiten, die mein Konzept durchaus be-

günstigt. Wenn man die Aufnahme von Ge-
flüchteten dezentral organisieren will, kann 
man sehr viel zielgenauer investieren – etwa in 
erneuerbare Energien, Mobilität etc. –, weil man 
weiß, wo es Bedarfe und Chancen gibt. Wenn 
man die Phantasie der Menschen durch ihre Ei-
gentätigkeit anregt, kann man mehr bewegen, 
als wenn man nur finanzielle Mittel zur Ver-
fügung stellt. Es geht mir nicht nur um Chan-
cengleichheit und Umverteilung. Vielmehr 
möchte ich zugleich demokratische Teilhabe 
und Selbstbestimmung stärken. Wir brauchen 
in einer Demokratie BürgerInnen mit demo-
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kratischer Erfahrung. Das geht nicht von heute 
auf morgen. Aber im nordrhein-westfälischen 
Altena wurde mein Modell etwa vom Bürger-
meister schon 2015 spontan ausprobiert. Die 
Stadt hat 100 Geflüchtete mehr erbeten, weil sie 
so Schule und Kita erhalten konnten und der 
Bevölkerungsrückgang gestoppt  wurde. 

spw:	 Viele teils kommunitaristisch argumen-
tierende Kritiker betonen aber nicht die 
sozioökonomischen, sondern die kultu-
rellen Probleme von Migration und Inte-
gration. Was entgegnen Sie?

» Gesine Schwan: Zunächst einmal ent-
gegne ich, dass diese modische Gegenü-

berstellung eine Irreführung der BürgerInnen 
und völlig unsinnig ist. Sie überlagert angeb-
lich den Gegensatz zwischen arm und reich 
und die Unterscheidung zwischen links und 
rechts, nämlich die Unterscheidung zwischen 
denen, die sich für die gleiche Freiheit und die 
Würde des Menschen einsetzen und denen, 
die das nicht tun. Wenn man behauptet, dass 
nur diejenigen, die keine Fremden aufnehmen 
wollen, für ihre innere Gemeinschaft eintreten, 
ist das eine aberwitzige Argumentation und im 
Grunde eine Rückwendung zu nationalsozia-
listischem Gedankengut. Dieser irreführende 
Versuch, einen neuen Gegensatz einzuführen, 
empört mich. Wenn wir schon als SPD durch 
neoliberale Politik dazu beigetragen haben, 
Ungleichheiten zu vergrößern, sollten wir diese 
wieder überwinden, anstatt die Ressentiments 
derjenigen, die sich jetzt benachteiligt fühlen, 
zur Richtschnur unseres kulturellen Verhaltens 
zu machen.

spw:	W ie erklären sie sich in der Politikwis-
senschaft das Aufkommen dieser Mode, 
wie sie etwa von Wolfgang Merkel ver-
treten wird?

» Gesine Schwan: Ich habe mit Wolfgang 
Merkel in der Grundwertekommission 

viel darüber gestritten. Ich halte diese neue 
Mode für Versuche, auf dem Markt der Mei-
nungen zu brillieren. In der Politikwissenschaft 
bilden sich viele Diskursblasen heraus, die 
nicht viel Berührung mit der konkreten Politik 
haben. In der SPD steckt hinter dieser Unter-

scheidung möglicherweise auch ein schlechtes 
Gewissen, dass man einige Menschen vernach-
lässigt hat. Diese Unterscheidung ist definitiv 
keine sozialdemokratische Position. Die SPD 
war immer internationalistisch. Sie ist nicht 
von Nationalstaaten als Akteuren ausgegangen, 
sondern von Klassen. 

spw:	W elche wohlfahrtsstaatlichen Elemente 
und Projekte brauchen wir in Europa, 
um Migration sozial-integrativ zu ge-
stalten?

» Gesine Schwan: Ich finde es problema-
tisch, den Begriff Wohlfahrtsstaat weiter 

zu verwenden. Er hat einen guten Klang, ist 
mir aber zu sehr auf den Nationalstaat fokus-
siert. Die Gewerkschaften fordern, dass man 
Tarifverhandlungen auf europäischer Ebene 
führt, dass man europäische Mindestlöhne 
und Sozialstandards braucht. Die Angleichung 
der Mindestsicherungssysteme ist notwendig, 
um die Lebensverhältnisse in Europa einander 
anzunähern und über ökonomische Puffer ge-
gen Krisen zu verfügen. Bundesfinanzminister 
Olaf Scholz hat hier mit der Arbeitslosenrück-
versicherung – also der Möglichkeit, dass ein 
Staat, der wegen einer plötzlich hohen Arbeits-
losenquote Probleme bei der Finanzierung der 
Arbeitslosenversicherung bekommt, sich von 
anderen Staaten zur eigenen Stabilisierung 
Kredite geben lassen kann – einen guten Vor-
schlag vorgelegt. Das sind vorsichtige Schritte 
für europäische Solidarität.

spw:	 Sehen Sie über die unterschiedlichen 
sozialstaatlichen Systeme in Europa hin-
weg Schnittmengen und Möglichkeiten 
für eine solidarischere bzw. sozialdemo-
kratische Wohlfahrtsstaatlichkeit in der 
EU?

» Gesine Schwan: Es gibt Überlegungen, 
das Europäische Semester so zu gestal-

ten, dass man nicht nur auf Kriterien der Haus-
haltspolitik fokussiert, sondern stärker Aspekte 
wie den Abbau der Arbeitslosigkeit und ande-
re soziale Kriterien hinzuzieht. Eine weitere 
Möglichkeit wäre es, vermehrt in den Ländern 
Ost- und Südeuropas zu investieren, wie es der 
französische Präsident Emmanuel Macron vor-
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geschlagen hat, um so einen sozialstaatlichen 
Ausgleich zu schaffen.

spw:	W as sollten progressive Kräfte in Euro-
pa tun, wenn es auf europäischer Ebene 
keine Mehrheit für Maßnahmen eines 
inklusiven Europas gibt? Sollten einzel-
ne Staaten vorangehen? Eine Allianz der 
Willigen? 

» Gesine Schwan: Ich plädiere in der 
Flüchtlingsfrage für die Nutzung der 

„Verstärkten Zusammenarbeit“, das wäre ja eine 
Koalition der Willigen. Wenn man politische 
Reformen in einem größeren Rahmen anstrebt, 
bietet es sich an, zunächst einmal experimen-
tell vorzugehen, wenn man nicht sofort Mehr-
heiten für seine Vorschläge findet. Es besteht 
dabei zwar immer die Gefahr, dass andere Län-
der ausgeschlossen bleiben. Aber gerade bei der 
Einwanderungspolitik steht es ihnen ja offen, 
sich den Reformen zu einem späteren Zeitpunkt 
noch anzuschließen. So würde kein Europa ers-
ter und zweiter Klasse entstehen.

spw:	W ie vermeiden wir eine strategische 
Sackgasse für das Soziale Europa, in der 
nationalistische, rechtsgerichtete Sozial-
politik auf nationaler Ebene wie derzeit 
in Polen auf der einen und neoliberale 
Deregulierung hin zu einer marktkon-
formen Demokratie auf der europä-
ischen Ebene auf der anderen Seite die 
Alternativen sind, vor der sich die Wähle-
rInnen gestellt sehen?  

» Gesine Schwan: Der Vorsitzende der 
polnischen Regierungspartei „Recht 

und Gerechtigkeit“, Jarosław Kaczyński, hat 
sich bei der letzten Wahl seine Mehrheit durch 
Sozialversprechen gesichert und nicht mit der 
Ankündigung, die Unabhängigkeit des Verfas-
sungsgerichts abzuschaffen oder mit antideut-
scher Propaganda. Damit hat er bis heute Erfolg, 
weil die heute oppositionelle Bürgerplattform 
davor eine ziemlich neoliberale Politik gemacht 
hat und das Land gespalten war: Auf der einen 
Seite standen die ärmeren ländlichen Gebiete in 
Ostpolen, auf der anderen die wohlhabenderen 
Städte in Westpolen. Es wurde viel nichtpol-
nisches Kapital ins Land geholt, davon haben 

aber nur wenige profitiert, während viele sich 
benachteiligt gefühlt haben. Wenn man Nati-
onalismus, wie er heute in Teilen Polens vor-
herrscht, vermeiden will, muss man verhin-
dern, dass eine so große Ungleichheit entsteht, 
wie wir sie in den letzten Jahren in Polen erlebt 
haben. Auf der anderen Seite muss man aber 
auch dem linken Nationalismus, wie wir ihn ge-
rade bei der Fraktionsvorsitzenden der Linken, 
Sahra Wagenknecht, beobachten können, ent-
gegentreten. Linke Politik darf die Schwachen 
nicht gegeneinander ausspielen, wie Wagen-
knecht das leider immer wieder tut. Vor allem 
die Diskreditierung des geistigen Liberalismus 
ist vollkommen unangebracht. Man muss sich 
immer vor Augen führen, dass es zwei Sorten 
von Liberalismus gibt. Der politische Liberalis-
mus fordert das gleiche Recht aller Menschen 
auf Würde und Selbstbestimmung und verbie-
tet ihre Instrumentalisierung. Das kommt etwa 
bei Kant ganz deutlich zum Ausdruck. Der öko-
nomische Liberalismus dagegen sieht die Men-
schen nur als Instrumente, etwa als Produkti-
onsfaktoren, die man betriebswirtschaftlich als 
KonsumentInnen oder InvestorInnen einsetzt. 
Wenn die unregulierte Marktwirtschaft zu im-
mer mehr Ungleichheit führt, entsteht eine Si-
tuation, in der die Demokratie als Ausdruck des 
politischen Liberalismus und der Freiheit der 
BürgerInnen dem Markt zu unterliegen droht, 
weil die Regierungen nicht mehr die Politik um-
setzen können, die sie anstreben. Das kann dar-
an liegen, dass die Unternehmen transnational 
agieren, während die Staaten weiterhin national 
Politik machen. Oder die Unternehmen sind so 
stark geworden, dass auch die EU machtlos ist, 
weil die Unternehmen nationalstaatliche Inter-
essen gegeneinander ausspielen können. Ein 
Beispiel ist etwa die Unternehmensbesteuerung. 
Hier kommt es zu keiner EU-einheitlichen Re-
gulierung, weil etwa Irland, Luxemburg und 
Malta ihre eigenen nationalstaatlichen Interes-
sen verfolgen. Wenn man hier Mehrheitsent-
scheidungen fällen könnte, wäre das hilfreich. 

spw:	 Vielen Dank für das Gespräch.	 ó
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Stichwort  

Wirtschafts- 

politik
von Arne Heise�

Deutschland sieht sich gerne als Exportwelt-
meister. Sind deutsche Produkte nicht in aller 
Welt hoch begehrt? Sind nicht gerade mittel-
ständische Betriebe ein Garant der deutschen 
Exportstärke als Ausweis der Leistungsfähigkeit 
des Standortes Deutschland und der deutsche 
Exportüberschuss deshalb eben unvermeidlich? 
Diese Einschätzungen sind nicht immer unum-
stritten gewesen: Zur Hochzeit der Standortdis-
kussion in den 1990er und frühen 2000er Jahren 
– als die Arbeitslosigkeit in Deutschland über 
den EU-Durchschnitt stieg und Deutschland als 
‚Kranker Mann Europas‘ galt – wurde das salden-
mäßig unabweisbare Gegenstück zum Exportü-
berschuss – die negative Kapitalbilanz – als Hin-
weis auf eine Standortschwäche interpretiert und 
angebotspolitische Maßnahmen eingefordert und 
auch durchgesetzt. Und der deutsche Exportü-
berschuss wird nicht erst seit Donald Trump von 
den Handelspartnern Deutschlands mit einiger 
Skepsis bedacht, muss ihm doch ebenso unver-
meidlich ein Handelsbilanzdefizit auf Seiten der 
Handelspartner innerhalb und außerhalb der EU 
gegenüberstehen. 

Die starke Außenhandelsposition Deutsch-
lands ist ein wesentliches Kennzeichen des 
deutschen Entwicklungsmodells nach dem 2. 
Weltkrieg. Bereits zu Zeiten des Bretton-Woods-
Systems verkehrte sich die anfänglich negative 
Leistungsbilanz (West-)Deutschlands in einen 
Überschuss, der sich während des Europäischen 
Währungssystems (EWS) und seit der Europä-
ischen Währungsunion (EWU) persistent steiger-
te – nicht von ungefähr kommt die Bezeichnung 
‚neo-merkantilistische Strategie‘, wenn dieses Ent-
wicklungsmodell diskutiert wird. Fraglich ist nun 
zweierlei: (1) Handelt es sich hierbei tatsächlich 
um eine gewählte Strategie, zu der dann offen-
sichtlich auch Alternativen vorstellbar wären und 
(2) erlebt Deutschland tatsächlich gegenwärtig 
einen kaum wahrgenommenen Strategiewechsel, 

�	 Dr. Arne Heise ist Professor für Volkswirtschaftslehre an der Universität 
Hamburg.

Erlebt Deutschland einen Paradigmen-
wechsel in der Wirtschaftspolitik?

wie vom Institut für Makroökonomie und Kon-
junkturforschung (IMK) jüngst behauptet�?

Zur These der selbstgewählten Strategie gehört, 
dass die Akteure und deren Motivationen klar 
benannt werden müssen. Kern der ‚neo-merkan-
tilistischen Strategie‘ ist eine ‚Lohnmoderation‘, in 
deren Folge die preisliche Wettbewerbsfähigkeit 
der Wirtschaft und mithin die Exportchancen 
der Unternehmen steigen. Da ‚Lohnmoderati-
on‘ zumeist als Reallohnmoderation verstanden 
wird, impliziert diese Strategie eine Substitution 
von binnenwirtschaftlicher durch außenwirt-
schaftliche Nachfrage. Ob dies allerdings ge-
samtwirtschaftlich aufgeht, ist unklar: Nur in 
einem so genannten ‚Profit-led‘-Szenario könnte 
die Lohnmoderation expansiv wirken, in einem 
‚Wage-led‘-Szenario hingegen würde Lohnmo-
deration insgesamt einen gesamtwirtschaftlichen 
Nachfrageausfall bedeuten. Die ‚Profit-led/wage-
led‘-Forschung hat allerdings Schwierigkeiten 
damit, identifizieren zu können, ob sich ein Land 
– also Deutschland – in einem ‚Profit-led‘- oder 
einem ‚Wage-led‘-Szenario befindet. Außerdem 
ist umstritten, ob Nominallohnabschlüsse – über 
die in der Realität ja zwischen Arbeitnehmern 
und Arbeitgebern nur verhandelt werden kann 
– tatsächlich kausale Auswirkungen auf die Re-
allöhne haben. Schließlich könnte der persistente 
Leistungsbilanzüberschuss Deutschlands auch 
das ungeplante Ergebnis der spezifischen insti-
tutionellen Verankerung der Lohn- und Geld-
politik in Deutschland sein: Die starke Betonung 
der Preisstabilität in der Verfassung der Bundes-
bank und die spezifische Tarifvertrags- und Ar-
beitsmarktinstitutionalisierung hat nicht nur zu 
– im internationalen Vergleich – moderateren 
Nominallohn- und Preisentwicklungen geführt, 
sondern die Bundesbank zum regionalen Wäh-
rungshegemon und die DM zur Ankerwährung 
gemacht. In Quasi-Festkurssystemen – wie dem 
Bretton-Woods-System und dem EWS – ist die 

�	 Gustav A. Horn/Sebastian Watzka; Ist Frankreich ein Sanierungsfall oder 
Deutschland? IMK Policy Brief, Düsseldorf 2018



spw 1 | 2019 57Analyse & Strategie

Ankerwährung aber tendenziell unterbewertet 
und erleichtert damit den Aufbau von Leistungs-
bilanzüberschüssen. Und in der Europäischen 
Währungsunion führen moderate Nominal-
lohnsteigerungen zu unterdurchschnittlichen 
Lohnstückkostenentwicklungen und damit zu 
regionalen Ungleichgewichten, die die Wäh-
rungsunion langfristig sprengen können, wenn 
es nicht zu Verhaltensänderungen in der Lohn-
bestimmung kommt. Dies wäre zu erwarten, 
wenn es zu einer Abstimmung der Lohnpolitik 
in der Eurozone oder einer institutionellen Har-
monisierung der Kollektivvertrags- und Arbeits-
marktsysteme gekommen wäre – was allerdings 
weder geschah, noch wirklich angesichts der 
historischen Pfadabhängigkeiten und kulturellen 
Differenzen realistisch gewesen wäre.

Woher also sollte der vom IMK diagnosti-
zierte Strategie- bzw. Paradigmenwechsel weg 
von der neo-merkantilistischen Strategie hin zur 
die eigenen Binnenwirtschaft stärkenden Lohn-
politik – sozusagen ein Einschwenken auf einen 
‚Wage-led‘-Pfad – kommen? Einsicht der Tarif-
parteien? Veränderungen im institutionellen 
Gefüge? Gesellschaftliche Unterstützung für eine 
expansivere Nominallohnpolitik? Letzteres kann 
getrost ausgeschlossen werden, denn schließlich 
wäre dann der Paradigmenwechsel wohl nicht 
so unbemerkt vollzogen worden. Und die insti-
tutionellen Reformen – die Agenda-Politik – seit 
Beginn der Währungsunion haben eher in die 
entgegengesetzte Richtung gewirkt. Einzig die 

Einführung des Mindestlohns könnte als institu-
tionelle Stärkung des Lohnfindungsprozesses an-
gesehen werden. Allerdings wirkt sich dies eher 
auf die Lohndispersion als die durchschnittliche 
Lohnentwicklung aus. Sind also die Tarifpar-
teien endlich einsichtig geworden? Ein Blick auf 
die Abbildung bestätigt diesen Eindruck nicht: 
Die Tarifentwicklung zeigt eine recht erstaunli-
che Kontinuität, die sogar auf die Arbeitsmark-
tentwicklung nur mäßig reagiert – insgesamt 
ist hier keinerlei Strukturbruch erkennbar. Die 
effektive Nominallohnentwicklung entfernt sich 
allerdings zunehmend von der Tarifentwicklung, 
was durch den abnehmenden Deckungsgrad 
der Tariflöhne und die Arbeitsmarktreformen 
erklärt werden kann – allerdings begann diese 
Entwicklung schon vor der Agenda-Politik. Die 

Schließung der Lücke zwischen Tarif- und Effek-
tivlohnentwicklung nach 2010 geht offenbar auf 
die sich verbessernde Arbeitsmarktlage, allenfalls 
in geringen Teilen auf die Einführung des Min-
destlohns, sicher aber nicht auf eine veränderte 
Strategie zurück.

Von einem Paradigmenwechsel des deutschen 
Entwicklungsmodells ist also nichts zu erkennen, 
wohl aber eine prozyklische Lohnpolitik. Ein 
wirklicher Paradigmenwechsel, der eine Prio-
risierung der Binnenmarktentwicklung vor die 
Orientierung auf Exporterfolge stellt, muss al-
lerdings auch mehr umfassen als eine strukturell 
expansivere Lohnpolitik.	 ó

Quelle: Europäische Wirtschaft, Stat. Anhang Frühjahr 2018 und WSI-Tarifarchiv

0

2

4

6

8

10

12

19
90 91 92 93 94 95 96 97 98 99

20
00 1 2 3 4 5 6 7 8 9

20
10 11 12 13 14 15 16 17

Nominallöhne Tarifverdienste ALQ

Abbildung: Lohnentwicklung und Arbeitsmarkt in Deutschland, 1990 - 2017



spw 1 | 201958 Analyse & Strategie

Die aktuelle Zahl  50:50
von Michael Reschke� 

50:50 im Reißverschlussverfah-
ren sind ab 2020 die Listen 

der Parteien zu Landtagswahlen in Branden-
burg geschlechterparitätisch zu besetzen. Das 
Paritätsgesetz in Brandenburg, jüngst Ende 
Januar mit den Stimmen der rot-roten Regie-
rungsfraktionen mit Unterstützung der Grü-
nen beschlossen, ist das erste Paritätsgesetz in 
Deutschland. Es kann und sollte Vorbild sein 
auch für andere Bundesländer (Berlin hat sich 
dazu bereits positiv geäußert) und den Bund. 
Andere Länder wie bspw. Frankreich sind be-
reits denselben Weg gegangen. 

Die Idee eines Paritätsgesetzes ist nicht neu. 
Und doch markiert es einen weitgehenden, 
aber konsequenten und stimmigen Schritt in 
den Bestrebungen, Frauen nicht nur formal 
mit gleichen Rechten auszustatten, sondern di-
ese Rechte auch mit Leben zu füllen. Die aktu-
elle Geschlechterverteilung im Bundestag zeigt 
deutlich auf, wie sehr die Selbstregulation des 
politischen Systems hier bisher versagt hat: Der 
Frauenanteil im Bundestag insgesamt beträgt 
gerade einmal 30,7 Prozent. Betrachtet man 
die einzelnen Fraktionen zeigt sich eine Spann-
weite von 10,8 Prozent bei der AfD, über 19,9 
Prozent bei der CDU, über 41,8 Prozent bei der 
SPD bis zu 58,2 Prozent bei den Grünen. 

Nun kann eingewandt werden, dass Selbst-
verpflichtungen zu paritätischen Listen, wie 
sie sich SPD, Grüne und LINKE auferlegt ha-
ben, offenbar große und ausreichend Wirkung 
entfalten können. Warum dann also noch eine 
zusätzliche gesetzliche Regelung? Diese Selbst-
verpflichtungen werden aber eben nicht von 
allen Parteien getragen und auch nicht mit 
Leben gefüllt. Und insofern bleibt das Gap der 
rund 20 Prozentpunkte des Beispiels Bundes-
tag bestehen und der Outcome der bisherigen 
politischen Mechanismen unserer Demokra-
tie in dieser zentralen gesellschaftspolitischen 
Frage unzureichend.

�	 Michael Reschke ist Politikwissenschaftler, Mitglied der spw-Redaktion und 
lebt in Berlin.

Klar ist, es braucht mehr als „nur“ pari-
tätische Wahllisten. Auch die Verteilung der 
Mandatsträgerinnen über die jeweiligen Aus-
schüsse ist eine zentrale Frage. Und die Dis-
kussion hierzu ist ja lebendig. Anhand der 
Paritätsgesetze wird diese zusätzlich befeuert 
werden. Schauen wir noch einmal nach Bran-
denburg: Die beiden Parteien, die ihre bishe-
rigen Routinen am stärksten überprüfen und 
umstellen müssen, AfD und CDU, treten auch 
in der Kritik am lautstärksten auf. Sie zweifeln 
die Verfassungsmäßigkeit an. Lange bevor das 
Gesetz überhaupt bei einer Landtagswahl erst-
mals gelten wird (regulär erst bei der Landtags-
wahl im Jahr 2024) verhandeln bereits Gesell-
schaft und Institutionen über die Frage einer 
angemessenen Frauenförderung. 

Diese Debatte findet nicht im luftleeren 
Raum statt. Im Gegenteil: So stark, laut und 
präsent auch Antifeminismus, Frauenhass 
und konservative Rollenbilder jüngst wieder 
geworden sind, insbesondere in den sozialen 
Netzwerken, so sind auch konkrete und sym-
bolische Anerkennungen für Frauen und für 
mehr reale Gleichstellung erfolgt. Das Jubiläum 
100 Jahre Frauenwahlrecht wird breit gefeiert, 
der Weltfrauentag am 8. März ist in Berlin zum 
gesetzlichen Feiertag erklärt wurden, gesetz-
liche Ausgestaltung und Verbreitung von Frau-
enquote und Entgeltgleichheit beschäftigen die 
Politik. 

Die Sozialdemokratie tut gut daran, dieses 
ureigene Thema auch weiterhin offensiv zu 
bespielen. Und sie sollte es noch präsenter 
und expliziter mit ihren jüngsten, von vielen 
herbeigesehnten Sozialstaatsplänen verknüp-
fen. Denn: Die Grundrente ist weiblich. Von 
den gegenwärtigen Reformvorschlägen wer-
den insbesondere Frauen profitieren. Und so 
berühren sich hier strukturelle ökonomische 
und politische Teilhabeaspekte. Oder anders 
ausgedrückt: Die soziale Frage trifft auf die 
Demokratiefrage. Und wer, wenn nicht die So-
zialdemokratie, sollte sich dieser Aufgabe an-
nehmen.	 ó
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Hochschule neu denken – gute Lehre voranbringen
von Ernst Dieter Rossmann�

„Die Einheit von Forschung und Lehre“, wie 
sie der große preußische Universitätsgründer 
Wilhelm von Humboldt im 19. Jahrhundert pro-
pagiert hat, ist bis in die Gegenwart hinein gewiss 
ein schönes Ideal. Es erzählt die Geschichte von 
einer überschaubaren Gemeinschaft der aus ei-
gener Forschung heraus Lehrenden und der über 
Teilhabe an dieser Forschung Lernenden. Die 
Wirklichkeit der modernen Hochschulen kennt 
diese Einheit auch jetzt noch, indem die Hoch-
schulen als Institution der akademischen Berufs-
bildung zugleich immer noch die bedeutendsten 
Forschungskapazitäten in der deutschen Wissen-
schaft umfassen. Und sie kennt diese Einheit auch 
immer noch in der Form von hoch engagierten 
Professoren, die zugleich intensiv forschen und 
mit Begeisterung lehren. Aber diese Einheit prägt 
ganz gewiss nicht mehr durchgängig den indivi-
duellen Studienverlauf der großen Mehrheit der 
Studierenden. Umso wichtiger ist es, die Fixie-
rung auf die dominant gewordene Forschungs-
leistung der Hochschulen abzulösen durch eine 
neue Synthese von Forschung und Lehre. 

Die Lehre muss ins Zentrum rücken.

Hier müssen sich alle ehrlich machen. Na-
türlich sollen die Hochschulen die zentralen 
Institutionen für die freie Wissenschaft und 
die exzellente Forschung bleiben. Aber das darf 
doch nicht dazu führen, den Auftrag und die 
Verpflichtung zur guten Lehre für alle nicht mit 
gleicher Intensität wahrzunehmen und Ressour-
cen und Reputationen und Innovationen hieran 
auszurichten. Es ist höchste Zeit.

•	 Die Zahl der Studierenden in Deutschland ist 
so hoch wie nie. Gab es 2007 noch 1,7 Milli-
onen Studierende, waren es zehn Jahre spä-
ter schon eine Million mehr und es ist davon 
auszugehen, dass die Zahl von 2,84 Millionen 
Studierenden in den nächsten Jahrzehnten 
noch anwachsen wird. Weitere Berufsfelder 
mit hohen Fachkräftebedarfen im Erzie-

�	 Dr. Ernst Dieter Rossmann, SPD-MdB, ist Vorsitzender des Ausschusses für Bil-
dung, Forschung und Technikfolgenabschätzung des Deutschen Bundestages.

hungs-, Gesundheits- und Pflegebereich 
werden eine Teil-Akademisierung erleben. 
Die akademische Weiterbildung wird deut-
lich zulegen. Die Internationalisierung wird 
viele zusätzliche Studierende nach Deutsch-
land führen

•	 Die Hochschulen sind so stark ausdiffe-
renziert wie noch nie in der Geschichte des 
Hochschulwesens mit Universitäten, Hoch-
schulen für angewandte Wissenschaft, Fach-
hochschulen, dualen Hochschulen, Fern-
hochschulen und weiteren hybriden Formen. 
Auch die Studierenden unterscheiden sich 
mehr denn je nach ihren schulischen und 
weiteren biografischen, sprachlichen und 
kulturellen Voraussetzungen. Die Alters-
spanne an den Hochschulen wächst. Fach-
liche Vorbildung wie Lebenserfahrung gehen 
auseinander. Familienverantwortung und 
berufliche Bindungen spielen in das Studi-
um hinein. Gute Lehre muss diese Potenziale 
heben können. Gleichzeitig gilt es, die damit 
korrespondierende Diversität der Lehrenden 
zu nutzen. 

•	 Abbruchquoten an den Hochschulen von bis 
zu 30 Prozent, bei der Hälfte hiervon schon 
in den ersten Studiensemestern, sind eine 
Herausforderung für die schulische Bildung, 
die Propädeutik und die Studienberatung. Sie 
verlangen nach einer besonders intensiven 
Beschäftigung mit diesen Fragen in hiervon 
vorrangig betroffenen Fachrichtungen, was 
Studienaufbau und Organisation betrifft. 
Die neuen Möglichkeiten der digitalen Ver-
mittlung werden in die Methodenvielfalt der 
Hochschuldidaktik zu integrieren sein. Die 
akademische und die berufliche Erstausbil-
dung wie die Weiterbildung mit ihren Um-
stiegs- und Durchstiegsmöglichkeiten sind 
besser zu verknüpfen. 

•	 Didaktisch-methodische Fähigkeiten sind 
im Hochschulbereich genauso wenig wie in 
anderen pädagogischen Professionen quasi 
naturgegeben. Zu dieser Fehleinschätzung 
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trägt nicht nur die interne wie externe Priori-
tät für die Forschungskompetenz gegenüber 
der Lehrkompetenz bei. Das grundsätzliche 
Missverständnis, dass Erwachsenenbildung 
ohne spezifische Didaktik und Methodik 
erfolgreich sein kann, ist leider noch immer 
auch für die Hochschullehre allzu sehr wirk-
sam. 

Die gute Lehre stärker in den Mittelpunkt 
der Hochschulpolitik zu stellen ist letztlich ein 
Gebot der Bildungsökonomie im Ganzen wie 
der Zeit- und Lebensressourcen der einzelnen 
Studierenden. Die soziale Dimension in Form 
von Studienfinanzierung, Wohnungsversorgung 
und Familienaufgaben ist dabei immer mitzu-
denken. 

Der politische Rahmen muss ausgereizt wer-
den. 

Engagierte Studierende in den Fachschaften, 
Asten und Hochschulgruppen haben diesen 
Fokus schon immer eingefordert wie auch Rek-
torate und Hochschulverbände nachgezogen 
haben. Am Ende hat auch das politische System 
wichtige gesetzliche, finanzielle und programma-
tisch-konzeptionelle Weichenstellungen vorge-
nommen.  Grundentscheidungen hierfür sind in 
den Regierungszeiten von SPD und Bündnis 90/ 
Die Grünen ab 1998 getroffen und dann auch in 
anderen Regierungskonstellationen in Bund wie 
in den Ländern ausgebaut worden. 

•	 Allen NC�-Regelungen zum Trotz sind die 
Hochschulen weiter geöffnet worden, weit-
gehend frei von Studiengebühren geblieben 
und in ihren Studienkapazitäten massiv ge-
wachsen.

•	 Zwar haben sich die Relationen von Studie-
renden zu Professoren verschlechtert. Die 
überraschend positive Bewertung des Studi-
ums in Deutschland durch die Studierenden 
ist auch dem Umstand geschuldet, dass die 
Hochschulen hohe eigene Anstrengungen 
erbracht haben und den relativen Mangel an 
Professoren durch eine wachsende Zahl von 
Lehrbeauftragten aller Art und in schwie-
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rigen Beschäftigungsverhältnissen kompen-
siert haben.

•	 Zu den finanziellen Voraussetzungen hierfür 
haben Bund und Länder seit 2007 mit meh-
reren milliardenschweren Hochschulpakten 
beigetragen, in die der Bund wie die Länder 
zusammen 38 Milliarden Euro investiert ha-
ben, die dann noch durch Sonderprogram 
me wie z.B. einen speziellen Qualitätspakt 
Lehre mit einem Zehnjahresvolumen von 
insgesamt zwei Milliarden Euro verstärkt 
worden sind. 

•	 Mit mehreren Verfassungsänderungen ist 
es letztlich gelungen, die gemeinsame Ver-
antwortung von Bund und Ländern so im 
Grundgesetz zu verankern, dass der Bund 
sich an der Grundfinanzierung der Hoch-
schulen dauerhaft beteiligen kann. Er darf im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe Bildung 
auch dauerhaft bei der Förderung der Lehre 
mitwirken. Noch nie in der Geschichte des 
Grundgesetzes war die Lehre derart explizit 
und prominent angesprochen. 

Daraus kann und muss jetzt etwas gemacht 
werden. 

Die Grundfinanzierung und die Qualität der 
Lehre sind zu verbinden. 

Die Hochschulen in Deutschland sind er-
kennbar unterfinanziert und die Kostenkalkula-
tion pro Studienplatz von 26.000 Euro im Hoch-
schulpakt muss dringend aufgestockt werden. 
Die Länder sind die Träger der Hochschulen. 
Sie leisten mit Abstand den höchsten Finanzie-
rungsanteil. Nach den Zahlen des Nationalen 
Bildungsberichts von 2018 betrug ihr Aufwand 
mit über 25 Milliarden Euro rund 75 Prozent 
der Gesamtaufwendungen für die Hochschu-
len. Sie müssen ein Interesse an einer gesicher-
ten und aufwachsenden Grundfinanzierung der 
Hochschulen haben. Die bisher befristeten Mit-
tel des Bundes aus dem Hochschulpakt müssen 
in diese Grundfinanzierung ab 2021 dauerhaft 
eingeflochten werden. Eine auskömmliche und 
garantierte Grundfinanzierung schafft dann die 
Grundlage für mehr Professoren und mehr un-
befristete Stellen in der Lehre, die gewiss nicht 
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das einzige, aber eben doch ein zentrales Mit-
tel für eine nachhaltige Verbesserung der Leh-
re sind. „Mit jahrelang gesammelter Expertise 
lehrt man besser als in einem Kurzzeitjob“, sagte 
die Vorsitzende des Wissenschaftsrates Martina 
Brockmeier am 27.01.2019 in einem Interview 
mit der Süddeutschen Zeitung. 

Mit dem Blick auf die nachhaltige Stärkung 
des Hochschulbereichs müssen sich die Länder 
verpflichten, diese Mittel der Grundfinanzie-
rung kontinuierlich zu erhöhen. Der Bund sollte 
hier mit dem eigenen guten Beispiel als Anreiz 
vorangehen, wie er auch darauf dringen muss, 
dass die Mittel für eine dauerhafte Grundfinan-
zierung sich nach Pflichtkriterien wie verbind-
liche Lehrverfassungen und Lehrprofile an den 
Hochschulen und objektiven Indizes für gute 
Lehre wie zurückgehenden Abbruchquoten und 
erfolgreichen Studienabschlüssen bemisst. 

Die nachhaltige Stärkung der Grundfinan-
zierung soll den Hochschulen, die ja mit Recht 
auf ihre einzigartige Verbindung von Autonomie 
und Verantwortung bestehen, die Möglichkeit 
geben, mehr feste Beschäftigungsverhältnisse 
zu begründen und planbare Karrierewege auch 
in die gute Lehre zu schaffen. Das Tabu, das ge-
genwärtig noch über spezielle Lehrprofessoren 
und entsprechende Personalkategorien im wie-
derbelebten Mittelbau gelegt wird, muss fallen 
können. Eine Verpflichtung von Professoren 
und anderem Lehrpersonal zur didaktisch-me-
thodischen Weiterbildung muss genauso wie in 
allen anderen Lehrbereichen selbstverständlich 
werden. Materielle Leistungsanreize darf es nicht 
nur im Forschungsbereich geben. Sie müssen 
auch für die Spitzenlehre selbstverständlich wer-
den. Weshalb gibt es persönliche Freisemester 
für die Konzentration auf ein Forschungsvorha-
ben, aber nicht für die Vorbereitung einer neuen 
innovativen Lehrsequenz und deren Medialisie-
rung? Der Kreativität sollten hier keine Grenzen 
gesetzt sein. Innovation tut not. 

Klare Förderstrukturen stärken die gute Leh-
re und schaffen Profil.

Die Lehre an den Hochschulen braucht dafür 
Innovationswettbewerbe und sie braucht dann 
auch den Transfer der guten Praxis in die Breite 

aller Hochschulen. Mit dem „Qualitätspakt Leh-
re“ ist hier zwischen dem Bund und den Ländern 
ein Instrument gefunden worden, dass auch für 
die Zukunft unbedingt fortgesetzt werden sollte. 
Die Zwischenbilanz nach fast zehn Jahren „Qua-
litätspakt Lehre“ mit Projekten an 156 Hochschu-
len in Deutschland bestätigt dieses Instrument. 
Und sie zeigt zugleich auf, wie notwendig eine 
Fortsetzung ist, um Transfer, Vernetzung und 
Förderung als zentrale Aufgaben für die Zukunft 
weiterzuführen.  

Die Möglichkeiten, über die Instrumente der 
erweiterten Lernwelten mit blended-learning-
Konzepten bis hin zu nationalem und interna-
tionalem home-studying und virtuellen Hoch-
schulen besondere Gruppen von Studierenden 
zu erreichen, sind noch nicht ausreichend in den 
laufenden Förderprogrammen für innovative 
Lehrformate abgebildet. Weitere offene Frage-
stellungen sind beispielsweise: Wie gehen die 
Hochschulen in der Lehre produktiv mit den 
jetzt schon fast 60.000 Studierenden ohne ein 
Abitur um? Was bedeutet der rasante Zuwachs 
an Quereinsteigern in die Lehrertätigkeit für die 
Aus- und Weiterbildung an den Hochschulen? 
Wie wird die Kombination von akademischer 
Erstausbildung und akademischer Weiterbildung 
didaktisch-methodisch an den Hochschulen um-
gesetzt? Ist die Lehre an den Hochschulen schon 
ausreichend auf die Erfordernisse von Inklusion 
im tertiären Sektor eingestellt? Nach welchen 
Konzepten soll die Ausbildung der Lehrkompe-
tenz der Hochschullehrenden selbst organisiert 
werden?  

Bund und Länder sollten sich dazu verstehen, 
ein solches wettbewerbliches Programm für die 
Entwicklung guter Hochschullehre dauerhaft 
gemeinsam zu finanzieren, um einzelne Hoch-
schullehrer oder Institute befristet zusätzlich zu 
unterstützen. Ein solcher Qualitätswettbewerb 
kann auf gesamte Hochschulen ausgedehnt wer-
den, um Potentiale zum besseren Studienma-
nagement, zur besseren Kapazitätsplanung oder 
auch zur Nachwuchsförderung und zu neuen 
Personalkategorien in Praxis zu erproben. 

Die Sammlung, Aufbereitung und der Trans-
fer der Erkenntnisse und Modelle aus solchen 
wettbewerblichen Programmen wird von zen-
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traler Stelle aus zu organisieren sein. Der Wis-
senschaftsrat, der sich in den letzten Jahren mit 
mehreren Gutachten und Empfehlungen sehr 
verdienstvoll in diese Strukturentwicklung einge-
bracht hat, schlägt hierzu eine „eigenständige Or-
ganisation“ für die Lehre vor, ein IQL als Institut 
für die Qualität der Lehre. Die Hochschulrekto-
renkonferenz hat eigene Vorschläge eingebracht, 
durch die die HRK� und die einzelnen Hoch-
schulrektoren selbst sehr stark in die Verantwor-
tung für die gute Lehre genommen würden. Das 
würde gewiss ein starkes Zeichen setzen und der 
Lehre an den Hochschulen mehr Profil geben.

Ein Zeichen von größter Ausstrahlung nach 
innen bis hin in den internationalen Raum 
lässt sich auch durch eine mutige Entscheidung 
für eine noch zu gründende Deutsche Lehrge-
meinschaft (DLG) als Pendant zur Deutschen 
Forschungsgemeinschaft (DFG) setzen. Die 
deutsche Wissenschaftspolitik hat hier jetzt eine 
große Chance, klare Förderstrukturen mit Profil 
über das nächste Jahrzehnt hinaus zu entwickeln 
und dann zu realisieren. Diese Chance sollte jetzt 
nicht vertan werden.

Die aktuellen Verhandlungen brauchen eine 
offene Perspektive. 

Aktuell sind die Verantwortlichen aus den 
Landesregierungen und der Bundesregierung 
in der Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz 
(GWK) dabei, nicht nur den Hochschulpakt und 
seine Überführung in die Grundfinanzierung zu 
verhandeln, sondern auch den „Qualitätspakt 
Lehre“ und seine Fortsetzung sowie den „Pakt 
für Forschung und Innovation“, der sich vorran-
gig auf die Forschungsförderung bezieht. Nach 
den bisherigen Planungen soll es dabei bis zum 
3. Mai zu einem Lösungsvorschlag kommen, da-
mit dieses Ergebnis dann bei der Konferenz der 
Ministerpräsidenten mit der Bundeskanzlerin im 
Sommer diesen Jahres beschlossen werden kann. 
Weil weder die GWK noch die MPK� einen Ver-
fassungsrang haben, sollte es hierbei auch noch 
zu intensiven Rückkopplungen mit dem Parla-
ment kommen. 

�	 Hochschulrektorenkonferenz

�	 Ministerpräsidentenkonferenz

So ist noch zu klären, welchen Finanzrah-
men Bund und Länder für die nächsten Jahre 
zusätzlich in die Grundfinanzierung einbringen 
wollen. Zwischen 1,88 Milliarden und 2,2 Milli-
arden Euro sind hier in Rede. Wie komplex der 
Verteilungsschlüssel gewählt wird, ist noch hoch-
umstritten. Hier sollte ein Index gefunden wer-
den, der Studienanfängerzahlen und Absolven-
tenzahlen kombiniert mit Studierendenzahlen 
insgesamt und auch Grundstandards der guten 
Lehrverfassung an den Hochschulen  

Schwierig ist hier wie immer in solchen Ver-
handlungen die Balance zwischen den Stadt-
staaten und Ostländern. Kein Bundesland darf 
als „Verlierer-Land“ den ganzen Prozess blockie-
ren dürfen. Prinzipiell wichtig ist auch die ange-
messene Berücksichtigung der Leistungen der 
Fachhochschulen/Hochschulen für Angewandte 
Wissenschaft, denn gerade diese Hochschulen 
haben besonderes geleistet in der Bewältigung 
der wachsenden Studierendenzahlen und dürfen 
jetzt nicht abgehängt werden, wenn es um Qua-
litätsverbesserung und eine aufgewertete Perso-
nalstruktur geht. 

Beim „Qualitätspakt Lehre“ herrscht prin-
zipielle Einigkeit über die Fortsetzung des Pro-
gramms und die Mobilisierung von 200 Millio-
nen Euro jährlich durch den Bund für die nächste 
Programmphase. Uneinigkeit herrscht über die 
Länderverpflichtungen genauso wie über die Or-
ganisationsformen. Sollen tragende Akteure wie 
die Hochschulrektorenkonferenz in die Verant-
wortung hinein genommen werden, z.B. wenn 
es um die Governance für gute Lehre oder die 
Organisation einer Plattform zur Qualitätsent-
wicklung geht? Wie behält eine Institution für die 
Qualität der Lehre eine ausreichende Eigenstän-
digkeit, damit sie unabhängig von denen arbeitet 
und entscheidet, die eine Förderung aus dem In-
novationsprogramm für die gute Lehre erhalten? 
Auch hier wird gelten, dass ein großer Wurf nicht 
gleich gelingen muss. Die notwendige Evaluati-
on wird dann in einigen Jahren die Chance zu 
weiteren Verbesserungen in der Zukunft geben. 
Entscheidend ist, dass das Thema der guten Leh-
re weiterhin im Zentrum der Hochschulpolitik 
steht und es genügend Anschlussstellen für ein 
grand design gibt. Die Perspektiven müssen of-
fen bleiben.	 ó
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Warum in die Ferne schweifen?
Angesichts der Herausforderungen linker Politik ein Blick auf die SP Schweiz

von Helmut Martens�

Die Ökonomie wird erst ökonomisch,
die Demokratie wird erst demokratisch,
wenn die Ökonomie demokratisch wird.

1.	K onfrontiert mit den Folgen eines ‚Epo-
chenbruchs‘

Nach dem Ausbruch der Weltfinanzkri-
se 2008 haben nicht nur prominente wissen-
schaftliche Beobachter wie etwa Jürgen Haber-
mas (2008) von einer Zeitenwende gesprochen 
oder, wie Paul Krugman (2009) angesichts einer 
drohenden neuen Weltwirtschaftskrise mit der 
Wiederkehr von Keynes gerechnet. Für kurze 
Zeit konnte man das Wort von der Zeitenwen-
de hierzulande sogar aus dem Mund führender 
Politiker hören� – und der Vorsitzende der IG 
Metall, Berthold Huber (2010), versuchte, eine 
Debatte über einen Kurswechsel für Deutsch-
land anzustoßen. Wir haben damals im Forum 
Neue Politik der Arbeit (FNPA) mit unseren 
bescheidenen Möglichkeiten eine Diskussion 
über einen Kurswechsel in der EU begonnen 
(Scholz u.a. 2009) und zugleich dazu aufge-
fordert, Wirtschaftsdemokratie neu zu denken 
(Martens/Scholz 2010, Martens 2010). Unter 
dem Eindruck der Krisenentwicklung rechne-
ten wir mit Chancen auf Resonanzen. Doch 
die deutsche Exportwirtschaft mit ihrer di-
versifizierten Qualitätsproduktion erholte sich 
rasch. Die Politik half mit schier unbegrenzt 
verfügbaren Steuergeldern, die Weltfinanzkri-
se einzudämmen, indem sie ‚systemrelevante‘ 
Banken subventionierte. Die darüber massiv 
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und dachte vielleicht auch an Keynes. Aus der Sicht von Angela Merkel und 
Peer Steinbrück hingegen war im Frühjahr 2009 schon der ‚halbe Keynes‘ 
eher des Teufels. Paul Krugman jedenfalls sieht da die Politik der EU mit Sor-
ge und schimpft Steinbrück einen Repräsentanten erbärmlicher politischer 
Führung mit vollkommen unwissenden Hasstiraden, wie man solche in den 
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angewachsene Staatsverschuldung hat sie da-
nach in eine ‚Schuldenkrise‘ umdefiniert, ange-
sichts derer nun die BürgerInnen ‚den Gürtel 
enger schnallen‘ müssten. Innerhalb der EU 
gehörte die deutsche Wirtschaft aber zu den 
Gewinnern der Weltfinanzkrise. Verlierer wa-
ren da vor allem die südeuropäischen Staaten. 
Die gewerkschaftlichen Debatten hierzulan-
de blieben bald stecken; und parteipolitisch 
spielten Überlegungen zu einer Demokratisie-
rung der Wirtschaft, die eher an alte Konzepte 
anknüpften, ohnehin nur in der Linkspartei 
eine Rolle.� Was wir seither erleben, sind der 
‚Triumph gescheiterter Ideen‘ des neoliberalen 
Projekts (Lehndorff 2014), weiter voranschrei-
tende gesellschaftliche Spaltungsprozesse, eine 
Refeudalisierung prägender sozialer, ökono-
mischer wie politischer Strukturen unserer 
Gesellschaft (Neckel 2013, Zinn 2015, Martens 
2016) und das Kaufen von Zeit (Streeck 2015) 
für eine Politik des ‚Weiter-so‘. Gleichzeitig 
türmen sich die multiplen Krisenprozesse zu 
immer größeren Problemwolken auf und das 
Vertrauen der WirtschaftsbürgerInnen in die 
Problemlösungskompetenz der politischen 
Parteien schwindet. Keine Partei ist davon in 
Deutschland derzeit so sehr betroffen wie die 
Sozialdemokratie. Sie hat zu Beginn des Jahr-
tausends mit der Agenda 2010 ein Kernstück 
ihres politischen Selbstverständnisses preisge-
geben; manche sagen, sie hätte ihre Seele ver-
kauft. Aber auch die konservativen Parteien 
sind im Zeichen eines anwachsenden und zu-
nehmend aggressiven Rechtspopulismus einem 
spürbaren Erosionsdruck ausgesetzt. Bei der 
CSU wird dies gerade besonders deutlich. Und 
auch die längst zu einem reinen Wirtschafts-
liberalismus mutierten Liberalen unterliegen 
tiefgreifenden Veränderungsprozessen. Selbst 
die moderaten, immer noch im Horizont ne-
oliberalen Denkens verbleibenden europapo-

�	 Zu meiner Unterscheidung von „alter“ und „neuer Wirtschaftsdemokratie“ 
siehe Martens 2015. Zur späteren Debatte im Umfeld der Linkspartei siehe 
Demirovic 2018.
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litischen Impulse Emmanuel Macrons stoßen 
bei deutschen Konservativen und Wirtschafts-
liberalen weiterhin auf Denkblockaden.

Solidarität mag in solcher Lage noch von der 
Politik beschworen werden. Doch im Grunde 
ist sie zu einem für praktisches politisches Han-
deln weithin folgenlosen Grundwert gewor-
den. Darüber, worauf sie gründet und was sie 
zu einer Kraft für die Gestaltung einer wirklich 
solidarischen Gesellschaft (die wie jede Gesell-
schaft auf unserer Fähigkeit zur Zusammenar-
beit beruht (Sennett 2014), auch in unserer in-
zwischen so sehr neoliberal auf das Ego im Spiel 
des Lebens (Schirrmacher 2013) geprägte Zeit) 
machen könnte, – wird kaum einmal systema-
tisch nachgedacht.�

In der Schweizer Sozialdemokratie sind 
Vorstellungen, eine demokratische, ökologische 
und solidarische Wirtschaft zum Durchbruch 
zu bringen, hingegen Beschlusslage. Voraus-
setzung dafür ist offenkundig ein seit langem 
‚vorlaufender‘ Diskussions- und Selbstver-
ständigungsprozess, der seit mehr als zehn 
Jahren bemerkenswert grundlegend und um-
fassend geführt wird. An seinem Beginn steht 
ein im Jahr 2004 von zwölf Personen gegrün-
detes Denknetz SP Schweiz, das 2018 über 
1200 Mitglieder zählt, darunter 90 Aktive in 
verschiedenen thematischen Arbeitsgruppen 
(Wermuth/Zwicky 2018a). Schon 2006 findet 
sich im ‚Jahrbuch Denknetz‘ ein Artikel un-
ter der Überschrift Radikale Demokratie statt 
Korporatismus, in dem es in den abschließen-
den Thesen heißt:

Demokratisierung statt Korporatismus: 
Von zentraler Bedeutung ist der Bruch mit 
allen Formen des Korporatismus, seien dies 
traditionelle Formen oder neokorporatisti-
sche Arrangements. Politische Orientie-
rungen müssen heute entlang der sozialen 
Konflikte entwickelt werden und nicht ent-
lang der diversen politischen Konsensme-
chanismen (Hervorhebung im Original).

�	 Das letzte sozialwissenschaftliche Buch deutscher Sprache, in dem dies 
versucht worden ist, stammt von Rainer Zoll (2000). Zu meinem jüngsten 
Anstrengung über den Begriff der Solidarität neu nachzudenken – anknüp-
fend an Rainer Zoll, Richard Sennett und auch Albert Camus – vgl. Martens 
2018a.

In Deutschland hingegen ist genau ein 
solcher neuer Krisenkorporatismus prägend 
geworden (Urban 2013, 198ff). Die Debatten 
über einen Kurswechsel für Deutschland sind 
hingegen nur eine kurze Episode geblieben. 
Mit einer Position, wie sie in der Schweizer 
Sozialdemokratie offenbar seit zehn Jahren 
immer mehr an Boden gewonnen hat, wäre 
man in den deutschen Gewerkschaften weit 
links außen und hätte vermutlich sehr geringe 
Resonanz. Aber auch die parteipolitischen 
Debatten sind in beiden Ländern höchst un-
terschiedlich. Das Positionspapier SP Schweiz 
belegt das deutlich. Darin geht es vor allem um 
die Art und Weise des Wirtschaftens und die 
Vision (…) einer sozialen und ökologischen 
Wirtschaftsdemokratie. Im Blick auf die SP 
Schweiz haben Cèdric Wermuth und Pascal 
Zwicky (2017) jüngst Thesen zum transforma-
torischen Aufbruch der Sozialdemokratie vor-
gelegt. Make Social Democracy Great Again! 
Lautet die Überschrift. Sie sagen, dass eine 
zukunftsfähige Sozialdemokratie transforma-
torisch, also über den Kapitalismus hinauswei-
send sein müsse. Sie fordern einen Linkspopu-
lismus mit emanzipatorischem Charakter und 
argumentieren, die sozialdemokratische Partei 
des 21. Jahrhunderts werde feministisch sein, 
oder sie werde nicht sein. Weiter sprechen sie 
von einem neuen Zeitalter linker Selbstermäch-
tigung jenseits des ‚Wartens auf den Staat‘, und 
sie plädieren dafür, im Dialog zwischen insti-
tutioneller Politik und Zivilgesellschaft einen 
stabilen Rahmen für die Weiterentwicklung und 
Stärkung von Initiativen von unten zu schaffen. 
Und Christian Levrat schreibt im Vorwort des 
Positionspapiers der SP Schweiz, das seit dem 
Parteitag vom Dezember 2016 Beschlusslage 
ist, es gehe darum ein neues wirtschaftspoli-
tisches Aktionsfeld für die SP zu öffnen. Es gehe 
um unterschiedliche Projekte und Unternehmen, 
die eines gemeinsam haben. Sie widersetzen sich 
den Regeln der kapitalistischen Wirtschaft, die 
uns immer wieder als einzig mögliche Wirt-
schaft verkauft wird. An das Positionspapier 
anschließend hat die SP Schweiz im Frühjahr 
2017 einen Aktionsplan verabschiedet, mit 
dem über vier Jahre hinweg im Rahmen einer 
wirtschaftsdemokratischen Offensive (Wer-
muth/Zwicky 2018b) fokussiert einzelne Pro-
jekte verfolgt werden sollen. 



spw 1 | 2019 65Analyse & Strategie

2.	W ohin nach dem kurzen Schreck über 
die ‚Zeitenwende‘ und der Politik des 
‚Weiter-so‘?

Man reibt sich die Augen. Die deutsche So-
zialdemokratie hat im Wahlkampf zur Bun-
destagswahl 2017 auf eine Wiederanknüpfung 
an ihr reformpolitisches Jahrzehnt zu Zeiten 
Willy Brandts gesetzt. Es ging also im Grunde 
um ihre Version einer Rückbesinnung auf die 
soziale Marktwirtschaft – bei zugleich einer et-
was verschämten und halbherzigen Kritik ihrer 
Agenda 2010. Doch die Menschen haben nach 
einer ganz kurz belebten Phase der Hoffnung 
auf einen wirklichen Kurswechsel gemerkt, dass 
Antworten auf die großen Herausforderungen 
und Zukunftsfragen nach dem Epochenbruch 
ausgeblieben sind.� In der deutschen Sozialde-
mokratie wird nun zwar seit der Niederlage bei 
der letzten Bundestagswahl über eine notwen-
dige Erneuerung der Partei diskutiert. Was das 
bedeuten soll, ist jedoch noch weithin unklar. 
Jürgen Habermas sagt, die SPD sei verzagt und 
mutlos (SZ 06.07.2018) Eine Debatte bis hin 
zu einem Aktionsplan wie in der SP Schweiz 
scheint innerhalb der deutschen Sozialdemo-
kratie  nahezu undenkbar. Manche Sozialdemo-
kraten hierzulande blicken auf den Aufbruch 
der Labour Party unter Jeremy Corbin – gegen 
hinhaltenden Widerstand der Mehrheit seiner 
Fraktion im House of Parlaments (Kuhls 2016a 
und b). Oder sie sind beeindruckt von den Mo-
bilisierungserfolgen, die Bernie Sanders‘ im 
Vorwahlkampf der Demokraten erreicht und 
die er als unsere Revolution bezeichnet hat (San-
ders 2017). Aber die Entwicklungen in der SP 
Schweiz, die schon lange vor der Weltfinanzkri-
se eingesetzt haben, werden hierzulande bislang 
kaum registriert. Auch Andrea Ypsilanti (2018) 
hat in ihrem Plädoyer für eine zukunftsweisende 
linke Politik im Wesentlichen die Entwicklun-
gen in Großbritannien und in den USA im 

�	 Zur Erinnerung: Die Kernthese der Debatten im Forum neue Politik der Ar-
beit (www.fnpa.eu, Scholz u.a. 2006) war, dass der Neoliberalismus, dem in 
Deutschland eben die rot-grüne Regierungskoalition mit der Agenda 2010 
- unter dem Druck bereits zunehmend ‚entbetteten‘ Ökonomie im Zeichen 
eines progressiven Liberalismus der regierenden Demokraten in den USA 
und von New Labour in Großbritannien - noch einmal besondere Schub-
kraft verliehen hat, zwar der ‚Geburtshelfer‘ von etwas Neuem sei, nicht aber 
dieses Neue selbst. Der Neoliberalismus hat über mehrere Jahrzehnte hinweg 
epochale Veränderungen forciert, ist aber inzwischen ein krisenbehaftetes, 
vom Scheitern bedrohtes und angezähltes Projekt, auf das bei Strafe sonst 
zunehmend katastrophaler Folgen neue sozial-ökologisch nachhaltige und 
damit zukunftsweisende Antworten gesucht und gefunden werden müssen.

Blick – und außerdem die sozialen Konflikte 
und neuen sozialen Protestbewegungen in ei-
nigen südeuropäischen Ländern. Ob das be-
merkenswerte Plädoyer, das sie zu Anfang des 
Jahres 2018 vorgelegt hat, im Zuge der ange-
kündigten grundlegenden Erneuerung der Par-
tei Resonanzen auslösen wird, bleibt abzuwar-
ten. Ihr geht es um eine öko-soziale Erneuerung 
unserer Gesellschaft und ihrer demokratischen 
Verfassungswirklichkeit. Die Frage einer Demo-
kratisierung von Arbeit und Wirtschaft wirft sie 
eher am Rande auf. Doch ihr Buch erweist sich 
in unserer Lage als hoch anregend, denn auch 
sie wirft einen Blick auf die Herausforderungen, 
die vor uns liegen, und auch sie fragt nach 
transformatorischen Perspektiven. Sie sieht bei 
der SPD als Volkspartei noch ‚Offenheiten‘, wo 
andere eher skeptisch sind und viele die Partei 
deshalb längst verlassen haben.

Man sollte sich allerdings klar machen, wie 
sehr und grundsätzlich in Deutschland nach 
1945, beginnend mit der verhinderten Neuord-
nung (Schmidt 1971), die Optionen einer trans-
formatorischen Perspektive immer verstellt 
gewesen sind. Das kann man hervorragend in 
Werner Abelshausers (2009) Matthöfer-Biogra-
phie nachgezeichnet finden. Für den Sozialisten 
Hans Matthöfer bleiben am Ende seines Lebens, 
so Werner Abelshauser, nur die Aporien der Poli-
tik. Dass der Horizont der Sozialdemokratie (…) 
immer über den Kapitalismus hinaus gereicht 
hat (Positionspapier Schweiz, 2016, 13) ist über 
deren Programme belegt. Hier trifft das leider 
so nicht zu – auch wenn es hier den ‚Orientie-
rungsrahmen 85‘, oder in den Gewerkschaften 
der 1970er Jahre die Debatte um Investitions-
lenkung gegeben hat. Es sei daran erinnert, dass 
der radikale Sozialist Albert Camus (2010) sich, 
zehn Jahre nach Kriegsende und in seinem Fall 
stärker aus französischer Perspektive, immer 
noch als Prometheus in der Hölle empfunden 
hat und noch nicht sah, wie man da wieder 
herauskommen könnte. Eine Erweiterung des 
Blickfeldes, wie sie die SP Schweiz heute als 
selbstverständlich ansieht, müsste hierzulande 
neu gelernt werden.� Jedenfalls stellt sich die 

�	 Bei meinem Blickwinkel mag eine Rolle spielen, dass der des Wissenschaftlers 
eben etwas anders ist als der der Politikerin. Die ist – unvermeidlicher Weise 
– immer dichter beim Optimismus des Willens. Ich hingegen suche – ebenso 
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Frage, weshalb die Schweizer Sozialdemokraten 
heute bemerkenswert offensiv eine transfor-
matorische Perspektive zu entwickeln suchen, 
während die SPD ihre Erneuerung, und die Ge-
werkschaften eine Rückgewinnung erweiterter 
Handlungsoptionen, eher, und bislang vermut-
lich allenfalls als Rückbesinnung auf eine ‚wirk-
liche‘ soziale Marktwirtschaft denken wollen 
und können. Wir sind in unseren Debatten im 
FNPA mit der These, dass der Weg dahin zu-
rück im Ergebnis des Epochenbruchs versperrt 
sei,� nie wirklich durchgedrungen. Der Glau-
be an die Zukunftstauglichkeit vermeintlich 
uneingeschränkt bewährter und institutionell 
befestigter alter Muster von Arbeitspolitik blieb 
hierzulande weithin ungebrochen.

Zur Beantwortung der Frage, weshalb das in 
der SP Schweiz anders ist� und deshalb einen 
illusionslosen Blick auf die Umbrüche der Zeit 
ermöglicht, können einem eine Reihe von Ge-
sichtspunkten einfallen: 

•	 Die Schweiz ist ein kleines Land, konserva-
tiv und eine ‚Herzkammer‘ des Finanzkapi-
tals.

•	 Die SP Schweiz ist im Rahmen der dortigen 
Konkordanzdemokratie gewissermaßen 
zugleich Teil der Regierung und in der Op-
position – und sie ist, wie das Land, nicht 
in die EU und die Politikmechanismen der 
EU-Administration eingebunden.

•	 Es gibt dort, anders als in Deutschland, 
keinen Grund für den übersteigerten An-
tikommunismus, der hier immer prägend 
war. 

•	 Es gibt überdies vermutlich wichtige Beson-
derheiten der eigenen Tradition (Allmende, 
Genossenschaften), eine ausgeprägte ple-
biszitäre demokratische Tradition, in den 
Organisationen, die in der Arbeiterbewe-
gung wurzeln, vielleicht auch eine weniger 

unumgänglich – kritischer im Pessimismus des Gedankens nach Anknüp-
fungspunkten dafür, diesen Optimismus beizubehalten (Martens 2018b).

�	 Siehe dazu die Spandauer Thesen in Scholz u.a. 2006.

�	 Siehe in diesem Zusammenhang das Positionspapier SP Schweiz vom De-
zember 2016 sowie Cèderic Wermuth 2017.

durchschlagende deutsche Ideologie�, jeden-
falls keine Geschichte von Spaltungen.

Hingegen gilt in Deutschland eben:

•	 Die Geschichte der SPD ist eine, die stets 
auch geprägt ist von Spaltungen.

•	 Das, was Albert Camus die Deutsche Ideo-
logie nennt, oder worauf Richard Sennetts 
Unterscheidung von politischer und sozialer 
Linker in gleicher Weise zielt10, hatte immer 
hohes Gewicht in allen Parteien der deut-
schen Arbeiterbewegung.

•	 Die SPD ist aus ihrer ganzen Geschichte 
heraus auch geprägt davon, staatstragend 
sein zu wollen – und dann auch immer wie-
der irgendwie zu müssen,

•	 Die SPD rechnet es sich bis auf den Tag als 
ihren mit der Agenda 2010 verknüpften 
Erfolg an, dass die deutsche Wirtschaft im 
globalen Wettbewerb so erfolgreich daste-
he, und die Eckpfeiler einer angebotsorien-
tierten Ökonomie prägen ihr wirtschaftspo-
litisches Denken. 

•	 Und mit diesem Denken ist sie schließlich, 
der darüber (noch) gefestigten hegemoni-
alen Stellung Deutschlands innerhalb der 
EU fest verpflichtet, ganz maßgeblich am 
Niedergang der Sozialdemokratie vor allem 
in den südeuropäischen Ländern beteiligt 
– und deshalb zugleich ein Schlüssel dafür, 
dem eventuell doch noch wirksam gegenzu-
steuern.

�	 Albert Camus verwendet diesen Begriff in der Mensch in der Revolte (2016, 
390f) polemisch für den prophetischen Marxismus, der die politische Linke 
der ersten und zweiten Internationale maßgeblich geprägt hat – und stellt 
ihm seinen mittelmeerischen Geist entgegen, an den, auf der Höhe der Zeit 
neu interpretiert, Ypsilanti (2018, 208) anzuknüpfen vorschlägt. Beide wei-
sen damit einige Nähe zu der Unterscheidung von politischer und sozialer 
Linker auf, die Richard Sennett (2014) in seinem jüngsten Buch vorgenom-
men hat. 

10	Richard Sennett  (2014, 61-68) verweist dazu auf die Handlungsansätze in 
der Geschichte der Arbeiterbewegung, die nicht zuerst auf die Zentralisie-
rung der eigenen Machtmittel gesetzt haben, sondern – so auch unter Zu-
rückstellung intern tendenziell verfeindender Richtungsentscheidungen 
– auf die Stärkung von Zusammenarbeit und zunehmend selbstbestimmte 
Kooperation der Arbeitenden. Er geht auf Beispiele in Chicago, Barcelona 
und Moskau ein. Die Nähe zu Camus Anarchosysndikalismus ist unüber-
sehbar. Ich bin in einer meiner letzten Veröffentlichungen (Martens 2018a) 
auf die in diesem Punkt sehr ähnlichen Argumentationen von Sennett und 
Camus näher eingegangen.
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Andrea Ypsilanti ist mit ihren Überlegungen 
dicht bei der sozialen Linken Richard Sennetts, 
und sie verfolgt im Grundsatz einen radikalde-
mokratischen Ansatz, der der SPD der 1970er 
Jahre nur in schwachen Ansätzen eigen war. 
Aber sie setzt – anknüpfend an ihre Bewertung 
der Reformprojekte der 1970er Jahre und ihre 
Analyse der heutigen Herausforderungen – be-
merkenswerte Akzente für ein ‚transformato-
risches‘ Reformprogramm. Ihre Kernpunkte 
lauten: (1) Arbeitszeitverkürzung – auf Grund-
lage der immensen Produktivitätsfortschritte 
und im Hinblick auf Zeitgewinn für ein befrei-
tes Leben, mit Zeit für Demokratie als Lebens-
form – gewinnt einen zentralen Stellenwert. 
Das gilt (2) auch für Neuansätze zur Schaffung 
sozialer Sicherheit. Das bedeutet für sie eine 
starke Akzentsetzung auf ein bedingungsloses 
Grundeinkommen. Damit verknüpft sich (3) 
die Überzeugung, dass es darum gehen müsse, 
zu arbeiten um zu leben. Es geht also darum ein 
anderes Leben anzustreben, und die Bedeutung 
der Utopie wird damit für Politik wieder wich-
tig. All das geht (4) nicht ohne einen offensiven 
Umgang mit der Eigentumsfrage, und den for-
dert sie unter Bezugnahme auf Pierre-Joseph 

Proudhon, also den Widerpart des Marxismus 
als der deutschen Ideologie, wie Albert Camus 
in Der Mensch in der Revolte nicht ohne Pole-
mik formuliert hat. Sie wendet sich (5) gegen 
die falsche (grüne) Versöhnung von Ökologie 
und Ökonomie – und unsere Imperiale Lebens-
weise, wie sie unter Bezugnahme auf das Buch 
von Ulrich Brandt und Markus Wissen (2017) 
formuliert. Schließlich ist all das für sie (6) nur 
denkbar, wenn angesichts der Krise der Re-
präsentation eine Erneuerung der Demokratie 
gelingt. Über die denkt sie dann aber im We-
sentlichen nur im Blick auf den ‚klassischen‘ 
öffentlichen Raum nach. Ein neuer Schub der 
Demokratisierung von Arbeit und Wirtschaft, 
der in der Programmatik der SP Schweiz einen 
herausgehobenen Stellenwert hat, wird von ihr 
programmatisch nicht gefordert. 

Ihre Überlegungen zur Notwendigkeit ei-
ner radikalen Reformpolitik und einer grundle-
genden Transformation, von denen aus es dann 
weiter zu Albert Camus‘ Drehbuch geht, sind 
wichtig. Unerörtert bleibt aber die arbeitspo-
litische Debatte, wie wir sie hierzulande im 
Rahmen des Forums Neue Politik der Arbeit 
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seit langem führen – sicherlich mit sehr be-
grenztem Erfolg. In diesem Zusammenhang 
dürfte der Blick auf die SP Schweiz nützlich 
sein. Programmatik und Aktionsplan zielen 
auf nicht weniger als auf Demokratie als sozial-
demokratisches Hegemonieprojekt, das explizit 
gegen rechtspopulistische Angriffe auf unsere 
Demokratie gerichtet ist.11 Die Demokratisie-
rung von Arbeit und Wirtschaft wäre in einem 
so weit gefassten Rahmen ein wichtiges, letzt-
lich unverzichtbares Teilprojekt. Es geht um 
einen der ‚Schlüssel‘ sowohl für die unum-
gängliche Erneuerung der Demokratie wie 
auch für eine radikale Veränderung der Steu-
erungsmechanismen der Wirtschaft. Für den 
sozial-ökologischen Umbau der Gesellschaft, 
im je nationalen Rahmen wie auch im Blick auf 
die EU, ist diese Debatte unverzichtbar. Und im 
untrennbaren Zusammenhang damit, bleibt 
die unumgängliche Stärkung des Selbertuns der 
Arbeitsbürger*innen, auf das Frieder O. Wolf 
in den Debatten des Forums Neue Politik der 
Arbeit immer wieder hingewiesen hat,12 für so-
zialökologische Reformen, die den Namen Re-
form wieder verdienen würden, entscheidend. 
Mondragon an einer Stelle beispielhaft anzu-
sprechen13, ist da wichtig, reicht aber nicht aus.

3.	 Eine demokratische, ökologische und 
solidarische Wirtschaft zum Durchbruch 
bringen14

In den Debatten des Forums Neue Politik 
der Arbeit ist seit 2010 das Konzept einer Neuen 
Wirtschaftsdemokratie (Martens 2010) zuneh-
mend prägnanter herausgearbeitet worden. Im 
Unterschied zu der ‚alten‘ Wirtschaftsdemokra-
tie, haben wir den Demokratieaspekt besonders 
stark gemacht – was nicht heißt, dass wir uns 
darauf begrenzen; die ökonomische Dimensi-
on spielt selbstverständlich ebenso ihrer Rol-
le.15 Neue Wirtschaftsdemokratie zielt zunächst 

11	Siehe dazu die Tagungsdokumentation auf www.fnpa.eu.

12	Siehe zu den damit verknüpften Gestaltungsherausforderungen ‚neuer Ar-
beit‘ zuerst Wolfs Argumentation (2001) in dem Reader zu der sfs-Veranstal-
tungsreihe Arbeit der Zukunft – Zukunft der Arbeit aus dem Jahr 2001.  

13	Das diesem Aufsatz vorangestellte Zitat stammt von einer älteren Homepage 
der Genossenschaft Mondragon. 

14	So lautet der Titel des Positionspapiers der SP Schweiz

15	Diese Akzentsetzung auf eine starke Demokratie in – in expliziter Abgren-
zung zu den autoritären Populisten, die weltweit auf dem Vormarsch sind 
– ist eine wichtige Gemeinsamkeit unserer Debatte mit der der SP Schweiz.

– und das betrifft eben die ökonomische Di-
mension – auf Wiedereinbettung des Marktes 
in politische Rahmensetzungen. In diesen Zu-
sammenhang gehören:

•	 die Regulierung der Finanzmärkte,

•	 eine Stärkung öffentlichen Eigentums und 
öffentlicher Investitionen,

•	 die Förderung von Genossenschaften

•	 und eine Stärkung gesamtwirtschaftlich 
steuernder Eingriffe – national und europä-
isch.

Neue Wirtschaftsdemokratie zielt also sehr 
wohl auf demokratisch legitimierte Eingriffe 
nicht nur in unternehmerische Entschei-
dungsprozesse, sondern, auf unterschiedlichen 
Handlungsebenen und mit entsprechenden In-
strumenten, auch in den Markt.

•	 Beginnend am Arbeitsplatz zielt eine an-
dere, in den Worten des Positionspapiers 
der SP-Schweiz gerechtere Verteilung wirt-
schaftlicher (Entscheidungs)Macht also auf 
die Einschränkung von Eigentumsrechten 
und nicht frontal auf die Eigentumsfrage.

•	 Sie rechnet nicht, wie die ‚alte‘ Wirt-
schaftsdemokratie des ADGB16, an die das 
DGB-Grundsatzprogramm von 1949 noch 
einmal anknüpfte, auf einen zunehmend 
krisenfreien organisierten Kapitalismus 
(Hilferding),17 in dem es nur noch darauf 
ankommen würde Austauscheliten an die 
Schalthebel wirtschaftlicher Macht zu brin-
gen.

•	 Die Erwartung ist also nicht, so die Interes-
sen der Arbeitenden zur Geltung zu brin-
gen, womit sich in den 1920er Jahren die 
Vorstellung eines fast gleitenden Übergangs 
zum Sozialismus verknüpfte – und der heu-
te die Erwartung entspräche, durch einen 

16	Allgemeiner Deutscher Gewerkschaftsbund: von Juli 1919 bis Mai 1933 der 
Dachverband der Freien Gewerkschaften in Deutschland

17	Zur Unterscheidung von ‚alter‘ und ‚neuer‘ Wirtschaftsdemokratie im Zuge 
einer Auseinandersetzung mit dem Versuch von Victor Agartz, an das alte Kon-
zept des ADGB nach 1945 neu anzuknüpfen, siehe ausführlich Martens 2015.
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Ausbau der Mitbestimmung sozusagen die 
soziale Marktwirtschaft wiederherstellen 
und vervollkommnen zu können. 

•	 Neue Wirtschaftsdemokratie setzt vielmehr 
stark auf das Gestaltungs- und Demokra-
tisierungspotential der Arbeitenden Wirt-
schaftsbürger selbst – und damit rückt eben 
das emanzipatorische Potential von neuer 
Arbeit oder Wissensarbeit ins Zentrum der 
Überlegungen.

•	 Sie ist somit ein Reformansatz im Kapita-
lismus. Weitergehende Transformationen 
sind damit eine Frage, die durch eine ‚Neue 
Wirtschaftsdemokratie‘ offengehalten, bzw. 
wieder geöffnet wird, auf die sie aber noch 
nicht die Antwort ist.

Und bei all dem ist die These zentral, dass 
‚Neue Wirtschaftsdemokratie‘, wie vorne ge-
zeigt, ihre entscheidende Basis in neuer Arbeit 
hat.

•	 Das ist insofern gut, als man sie dann leich-
ter europäisch denken kann.

•	 Die Montanmitbestimmung war, wie Ulrich 
Borsdorf (1986) anlässlich des vierzigjäh-
rigen Jubiläums der WSI-Mitteilungen sehr 
zutreffend geschrieben hat, die isolierte 
Pragmatisierung einiger Grundgedanken der 
Wirtschaftsdemokratie für die Kräfteverhält-
nisse der Nachkriegszeit.

•	 Die isolierte Pragmatisierung eines neun-
zig Jahre alten Konzepts dürfte heute aber 
schwerlich Lösungsansätze auf der Höhe 
der Zeit bieten. Man muss Wirtschaftsde-
mokratie wie Arbeit neu denken.

•	 Das führt zu einem Reformansatz im Kapi-
talismus, der freilich Öffnungen über ihn 
hinaus neu schaffen könnte.

•	 Um diesen Reformansatz wirklich zu ent-
falten, wären aus unserer Sicht die Gewerk-
schaften besonders gefordert, die das The-
ma gegenwärtig sehr pragmatisch angehen, 
nämlich anknüpfend an alte Programma-
tiken und Mitbestimmungserfahrungen.

Wenn man den gegenwärtigen Stand der 
wissenschaftlichen Debatten und die Defensive 
und den Pragmatismus der deutschen Gewerk-
schaften unter diesem Blickwinkel betrachtet, 
muss man sagen: Wir stehen noch ziemlich am 
Anfang damit, Wirtschaftsdemokratie neu zu 
denken. Doch wenn man Wirtschaftsdemokra-
tie auf der Höhe der Zeit neu denken will, sollte 
man auch den Blick dafür schärfen, dass wir uns 
mitten in einem tiefgreifenden Umbruchspro-
zess befinden. Die Alternative zu einer ‚Neuen 
Wirtschaftsdemokratie‘ ist ja nicht, dass alles so 
bleibt, wie es ist, sondern dass sich die Verhält-
nisse in der Logik einer politisch entfesselten 
Marktökonomie weiter verschlechtern. In den 
sozialen Konflikten, die kommen werden, geht 
es also so oder so um Veränderungsalternativen 
– und zwar im Hinblick auf das demokratische 
Projekt der Moderne. Oder in den Worten des 
Politikwissenschaftlers Markus Pausch (2017): 
Es geht, angelehnt an das Denken Albert Ca-
mus, um Demokratie als Revolte gegen die All-
tagsdiktaturen des Marktes im Zeichen einer 
Globalisierung im neoliberalen Geist. 

Grundsätzlich gilt, dass die Schnittstellen 
zwischen den rasch an Grenzen gestoßenen 
Debatten des FNPA und Beschlusslage und Ak-
tionsplan der SP Schweiz bemerkenswert sind 
– trotz eines stärker auf seinen ökonomischen 
Kern fokussierten Verständnisses von Wirt-
schaftsdemokratie bei uns. Der gemeinsame 
Workshop mit Repräsentanten der SP Schweiz 
im September 2018 hat das gezeigt.18 Was auf-
fiel, waren aber auch einige Unterschiede:

(1)	Die SP-Schweiz (bzw. deren Denknetzwerk) 
haben ihre Arbeit bemerkenswert früh 
(2004) aufgenommen – jedenfalls gemessen 
an der kurzen Kurswechseldebatte bei uns.

(2)	Die Forderung nach einer starken De-
mokratie, danach Demokratie von einer 
Herrschafts- hin zu einer Lebensform zu 
entwickeln, wird für die SP Schweiz zum 
Kern eines Hegemonieprojekts gemacht. 
Einerseits wird so, wie in unserer Debat-
te, der direkte Angriff auf die Bastionen 

18	Vorbereitende Arbeitspapiere und Ergebnisse des Workshops werden auf 
der Homepage des FNPA (www.fnpa.eu) ausführlich dokumentiert.
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der Wirtschaft (Eigentumsfrage, Probleme 
wirtschaftlicher Steuerung) umgangen. Das 
trägt den konservativen Mehrheiten in der 
Schweiz Rechnung. Andererseits gewinnt 
das Projekt dennoch beachtliche Radikalität 
– und es kann eher an den Alltag der Men-
schen anknüpfen.  

(3)	Unter anderem wird viel Gewicht auf den 
Genossenschaftsgedanken gelegt. Es gibt 
marktbeherrschend starke Konsumgenos-
senschaften und spezifische Traditionen, an 
die dabei angeknüpft werden kann. 

(4)	Die Kapitalismuskritik ist bemerkenswert 
radikal formuliert – nicht nur in dem par-
teipolitisch nicht gebundenen Denknetz 
(angemessene Akzentuierung der multiplen 
Krisenprozesse, Aufnahme von Debatten-
strängen weit links von den sozialdemokra-
tischen Diskursen hierzulande). 

(5)	Die kritische Gegenwartsanalyse der SP 
Schweiz weitet sich so zu einer radikalen 
Herrschaftskritik (Genderfrage, ökolo-
gische Krise), während die Debatten der 
politischen Linken hierzulande sehr stark 
nur die soziale Frage in den Vordergrund 
rücken.  

(6)	Es ist bemerkenswert, wie stark die SP 
Schweiz den Transformationsaspekt betont, 
und zwar (a) anknüpfend an gute Traditi-
onen der Sozialdemokratie und (b) auf der 
Linie, es gelte, das Neue im Alten zu entwi-
ckeln, was eigentlich nur bedingt der zentra-
listisch ‚von oben‘ her denkenden sozialde-
mokratischen  Tradition entspricht.19 

Wenig überraschend spielte auf unserer ge-
meinsamen Veranstaltung die Frage eine große 
Rolle, welche Erfahrungen die SP Schweiz bei 
ihren Versuchen macht, so auch in den öffent-
lichen Diskurs zu kommen.20 Ihr Anspruch 

19	Einmal mehr geht es hier um Richard Sennetts Unterscheidung von poli-
tischer und sozialer Linker. Es fällt auf, dass es bei den Schweizer Sozialde-
mokraten hier und da Bezüge auf den spanischen Syndikalismus gibt. Wer-
muth/Zwicky (2018a) sprechen in Bezug auf das Positionspapier und den 
Aktionsplan von einer leicht libertär-anarchistischen Note. Ganz im Sinne 
von Andrea Ypsilanti wird Camus auch hier wieder aktuell. 

20	In der SZ vom 23. 05. 2018 finden sich ein längerer Bericht im Wirtschaftsteil 
und ein Kommentar im Politikteil, in denen berichtet, und tendenziell posi-

ist es ja, tatsächlich ein linkes Hegemoniepro-
jekt anzugehen, wobei man sich nicht nur auf 
Gramsci beziehen könnte, sondern wieder-
um auch auf Camus. Uns begegnet in der SP 
Schweiz eine sehr andere, vor allem eine sehr 
offensive Argumentation, wie man sie sich 
hierzulande in der Sozialdemokratie bislang 
nicht vorstellen kann und wie es sie auch im 
gewerkschaftlichen Kontext nicht gibt. Es fällt 
auf, dass die multiplen Krisenentwicklungen in 
allen ihren Dimensionen aufgegriffen werden 
und dagegen versucht wird, konkrete Utopien 
zu formulieren. Der hierzulande medial noch 
weithin ungebrochen herrschende neoliberale 
Diskurs, wird mit einer solchen wirtschafts-
demokratischen Offensive massiv angegriffen. 
Man ist versucht, mit Rosa Luxemburg zu sagen 
(sinngemäß): die erste revolutionäre Tat besteht 
darin, die Wahrheit auszusprechen – oder mit 
der Lyrikerin Ingeborg Bachmann: den Men-
schen ist die Wahrheit zuzumuten.	 ó
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von Richard Saage� 

Das Ziel dieser Aufsatzsammlung ist u.a., das 
vergessene oder besser verdrängte Potenzial der 
USPD zu aktualisieren, die sich 1916 aufgrund 
der Gewährung eines neuen Kriegskredits von 
der Mehrheitssozialdemokratie (MSPD) löste. 
Zugleich macht der vorliegende Sammelband 
Front gegen ein dichotomisches Geschichts-
bild, das von den Polen MSPD auf der einen 
und KPD auf der anderen Seite beherrscht wird. 
Diese Polarisierung hat zur Folge, dass sie die 
USPD als politischen Faktor marginalisiert oder 
weitgehend ausblendet. Was übrig bleibt, ist ein 
Schwarz-Weiß-Szenario, das einer Gut-Böse-
Logik folgt: Für die einen ist die SPD die Noske-
Partei, die ihre eigene humanistische Tradition 
verraten hat. Für die anderen ist die KPD ein 
williges Instrument der stalinistischen Diktatur, 
die dem sozialistischen Projekt mit totalitären 
Mitteln einen irreparablen Schaden zufügte. 
Dass die USPD möglicherweise mit Protago-
nisten wie Hugo Haase, Karl Kautsky, Rudolf 
Hilferding, Eduard Bernstein u.a. die program-
matische und intellektuelle Kapazität hatte, aus 
dieser Sackgasse auszubrechen, bleibt als Thema 
in dieser geschichtshistorischen Konfrontation 
auf der Strecke. Einer solchen Verengung der 
Geschichte der Arbeiterbewegung wollen Uli 
Schöler und Thilo Scholle als Herausgeber mit 
ihrem Sammelband entgegenwirken.   

Um die dualistische Logik des großen Schis-
mas als Orientierungsmuster der Deutung der 
aus dem Jahr 1916 herrührenden Entwick-
lungslinien der Arbeiterbewegung zu unter-
laufen, haben die meisten der 32 AutorInnen 
die biografische Methode gewählt. Sie hat den 
Vorteil, die groben Lagerzuordnungen dadurch 
zu relativieren, dass die Motivation der Akteure 
und ihre sozio-kulturelle Befindlichkeit be-
rücksichtigt werden. So geraten Gewissensent-

�	 Dr. Richard Saage, geb. 1941, ist Prof. i.R. für Politische Theorie und Ideen-
geschichte an der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg und Ordent-
liches Mitglied der Sächsischen Akademie der Wissenschaften.

Rezension: Weltkrieg – Spaltung – Revolution.  
Sozialdemokratie 1916-1922

scheidungen, persönliche Krisen und Überzeu-
gungen, subjektiv gefärbte Abwägungsmuster 
in Entscheidungssituationen etc. in den Fokus, 
die per se gegen eine Schwarz-Weiß-Malerei 
stehen. Andererseits gab es aber auch Frage-
stellungen, die den Akteuren vorgegeben waren 
und auf die sie eine Antwort geben mussten. Es 
ist daher sehr sinnvoll für die Strukturierung 
des Stoffs, dass die Herausgeber ein Frageraster 
für die Autoren entwickelten, das der Zeit ab 
1917 weitgehend Rechnung trägt und gleich-
zeitig die Positionen der Akteure vergleichbar 
macht. In welche Netzwerke waren die Prota-
gonisten eingebunden? Für welche Werte stan-
den sie? Nahmen sie Stellung in den Debatten 
über Räte und/oder Parlamentarismus? Wie 
bewerteten sie die Gewalt als mögliches Mittel 
der Politik? Lösten die Umwälzungen seit 1917 
Änderungen der subjektiven Präferenzen und 
Überzeugungen aus?

Es ist nicht möglich, die über dreißig Kurz-
portraits im Detail zu besprechen. Doch im 
Interesse des Lesers scheint es angebracht, sie 
wenigstens im Folgenden Revue passieren zu 
lassen. Der Band beginnt nach der instruktiven 
Einleitung von Uli Schöler und Thilo Scholle mit 
Jens Eberts Beitrag über die Reflexion sozialde-
mokratischer Politik und des Kriegsthemas in 
Feldpostbriefen während des Ersten Weltkriegs. 
Es folgen zwei Beiträge über Perspektiven sozi-
aldemokratischer Außen- und Europapolitik. 
Willy Buschak setzt sich mit den Konzeptionen 
Max Cohens, Hermann Kranolds und Georg 
Ledebours auseinander. Moritz Rudolph the-
matisiert Joseph Blochs Idee eines Kontinental-
europas im Zusammenhang mit dem Großen 
Krieg. Die beiden folgenden Beiträge dringen 
zum Kern des Sammelbandes vor: dem Weg 
der SPD in die Spaltung. Bernward Anton trägt 
neue Erkenntnisse über Wolfgang Heine und 
die „Erfindung“ der Burgfriedenspolitik vor. Sie 
wird konfrontiert mit Hugo Haases Rolle in der 
Weltkriegszeit, die der Haase-Biograf Ernst-Al-
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bert.Seils.kenntnisreich.kommentiert..Im.Um-
kreis.der.Opposition.gegen.die.sozialdemokra-
tische.Kriegspolitik.rundet.Gisela.Notz.diesen.
Abschnitt.mit.dem.Aufstieg.Luise.Zietz’.von.der.
Heimweberin.bis.zu.ihrer.Wahl.als.Vertreterin.
der.USPD.in.die.verfassungsgebende.National-
versammlung.und.den.Reichstag.ab.

Es.ist.ein.Verdienst.dieser.Studie,.das.Dra-
ma.des.großen.Schismas.vom.Vorstand.und.
Fraktion.der.SPD.im.Reichstag.auf.die.Gewerk-
schaft.s-.und.Regionalebene.heruntergebrochen.
zu.haben..So.zeichnet.Christian.Zech.den.par-
teipolitischen.Wandel.und.die.gewerkschaft.-
liche. Weichenstellung. am. Beispiel. der. ideo-
logischen.Standortbestimmung.bei.Siegfried.
Aufhäuser. vor. dem. Hintergrund. des. Ersten.
Weltkrieges.nach..Nach.Rainer.Tosstorf.hin-
terließ.Robert.Dißmann.nach.seinem.frühen.
Tod.1926.„auf.dem.linken.Flügel.sowohl.der.
SPD.wie.der.Gewerkschaft.en.eine.Lücke,.die.
(..).nicht.mehr.ausgefüllt.werden.konnte“.(S..
141)..Und.Christian.Führer.wendet.sich.dem.
Gewerkschaft.sführer.Carl.Legien.zu,.der.ein.
dezidierter.Verfechter.des.„Burgfriedens“.war..
Die.Rubrik.„Regionaluntersuchungen“.eröff.-
net.Bernd.Rother..Er.unterfüttert.den.Zugriff..
auf.die.Wurzeln.des.Parteischismas.mit.einem.
regionalgeschichtlichen. Vergleich. der. bei-
den.Kleinstaaten.Anhalt.und.Braunschweig..
Auch.Mike.Schmeitzner.thematisiert,.wie.sich.
komparativ.Räterepubliken.als.Diktaturen.des.
Proletariats.in.Bremen,.München,.Leipzig.und.
Gotha.1918/19.herausbilden.konnten..Rolf.Re-
gener.zufolge.widerspiegelt.sich.im.politischen.
Profi.l.von.Heinrich.Peus.und.Heinrich.Deist.
der.eigentümliche.Weg.der.anhaltinischen.So-
zialdemokratie.im.Ersten.Weltkrieg.

Am.umfangreichsten.dokumentiert.freilich.
der.vorliegende.Sammelband.die.Debatte.über.
parlamentarische.Demokratie.und/oder.Dikta-
tur.des.Proletariats.als.Modelle.der.politischen.
Neuordnung.Deutschlands..In.Stellung.gebracht.
werden. als. Diskussionsteilnehmer. Philipp.
Scheidemann,. Gustav. Bauer. und. Hermann.
Müller.(Bernd.Braun),.Otto.Braun.(Siegfried.
Heimann),.Rudolf.Hilferding.(Stefan.Hilger),.
Karl.Kautsky.(Uli.Schöler),.Georg.Ledebour.
(Holger.Czitrich-Stahl),.Ernst.Däumig.(Volker.
Stalman),.Paul.Levi. (Th. ilo.Scholle),.Antonie.

Pfülf. (Felicitas. Söhner),. Alfred. Henke. (Jörg.
Wollenberg),.Mathilde.Jacob.(Ottokar.Luban),.
Clara.Zetkin.(Maria.Vogt),.Erhard.Auer.(Mar-
kus.Schmalzl),.Friedrich.Ebert.(Walter.Mühl-
hausen). und. Arthur. Crispien. (Christopher.
Paesob).. Aber. die. innersozialdemokratische.
Spaltung. war. von. Anfang. an. auch. begleitet.
von. Wiederannäherungsversuchen.. In. die-
sem.Kontext.untersucht.Teresa.Löwe-Bahners.
Eduard.Bernsteins.Stellung.in.der.deutschen.
Sozialdemokratie.1918.bis.1920..Lothar.Wie-
land.widmet.seinen.Beitrag.Heinrich.Ströbels.
Kampf.gegen.die.nationalistisch-militaristische.
Ideologie..Detlef.Lehnert.schildert.Paul.Löbes.
Einsatz.für.den.Parlamentarismus.und.gegen.
die.Radikalisierung.von.Teilen.der.USPD..Peter.
Faselt.analysiert.Adolf.Brauns.Ideal.der.Par-
teieinheit,.während.Philipp.Kuff.erath.sich.mit.
der.Transformation.der.sozialistischen.Wohl-
fahrtspolitik.zwischen.1914.und.1922.im.Span-
nungsfeld.zwischen.MSPD.und.USPD.befasst..
Hartmut.Krause.kommt.zu.dem.Schluss,.dass.
der.Parlamentarier.und.dezidierte.Gegner.der.
Kriegskredite.Georg.Ledebour.weder.ein.Tak-
tiker.noch.ein.Brückenbauer.war,.„sondern.ein.
sozialistischer.Internationalist,.ein.‚Querdenker.
zwischen.allen.Stühlen’“.(S..456)..Peter.Brandt.
stellt.in.seinem.Nachwort.zusammenfassend.zu.
Recht.fest,.„wie.wenig.hermetisch.geschlossen.
die.innerparteilichen.Lager.vor.und.nach.der.
USPD-Gründung.waren.–.und.das.auch.in.den.
ersten.Jahren.der.Weimarer.Republik“.(S..460).

Aus.naheliegenden.Gründen.muss.der.Re-
zensent.es.bei.dieser.skizzenhaft.en.Topologie.
des.vorliegenden.Sammelbandes.belassen,.ob-
wohl.die.meisten.Aufsätze.einen.vertiefenden.
Kommentar.verdienten..Doch.sollte.zumindest.
näher.auf.die.Beiträge.von.Bernward.Anton.

Uli.Schöler/
Th. ilo.Scholle.(Hg.):.

Weltkrieg – Spaltung 
– Revolution. Sozialde-
mokratie 1916-1922

Dietz:.Bonn.2018,.465.S.,.30.€
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über „Wolfgang Heine und die ‚Erfindung der 
Burgfriedenspolitik‘“ und von Ernst-Albert Seils 
über „Hugo Haase in der Weltkriegszeit“ näher 
eingegangen werden, weil sie die Pole markie-
ren, in deren Spannungsbogen sich das Spal-
tungsdilemma der Sozialdemokratie abspielte. 
Anton kann zeigen, dass die Burgfriedenspoli-
tik der MSPD nicht das spontane Produkt der 
nationalen Euphorie der Mobilmachung im 
August 1914 war, sondern schon während des 
Friedens in der Vorkriegszeit durch eine eng 
vernetzte Minorität auf dem rechten Flügel der 
Partei tief in der SPD verankert war. Als einer 
ihrer Architekten muss Wolfgang Heine gelten, 
wie Anton belegen kann. Der Kern seines An-
satzes bestand darin, dass er „realpolitisch“ ei-
nen Deal mit der Regierung anstrebte: Die SPD 
arbeitet konstruktiv im Parlament mit, „etwa 
durch Zustimmung zum Etat, insbesondere bei 
Militärausgaben“ (S. 74). Im Gegenzug erwar-
tet die SPD von der Regierung die Gewährung 
von „Volksrechten“. Zwar war dieser Ansatz 
zunächst nichtmehrheitsfähig. Aber er war, so 
Anton, trotz seines fiktiven Erwartungshori-
zonts auf Parteitagen und Konferenzen stets 
präsent. Als festgefügte Infrastruktur konnte 
er dann mit dem Ausbruch des Großen Krieges 
eine hegemoniale Eigendynamik entfalten, die 
zur Exkludierung der Gegner der Burgfriedens-
politik führte.

Demgegenüber gebührt Hugo Haase, so 
Seils, das Verdienst, durch seinen konsequent 
pazifistischen Kurs auf der Grundlage der 
Richtlinien des internationalen Kongresses 
in Stuttgart 1907 für eine gewaltfreie Lösung 
der nationalen und internationalen Konflikte 
gekämpft zu haben. Zwar sah er sich als Frak-
tionsvorsitzender gezwungen, 1914 vor dem 
Reichstag zu begründen, warum die SPD den 
Kriegskrediten zustimmte. Aber er ließ keinen 
Zweifel daran, dass diese Erklärung im Gegen-
satz zu seiner Gewissensentscheidung stand. 
Ihr entsprach, dass Haase im März 1916 mit an-
deren SPD-Abgeordneten gegen einen neuen 
Kriegskredit stimmte und damit die Spaltung 
der Fraktion auslöste. Dieser Schritt brachte 
ihm wüste Beschimpfungen führender sozi-
aldemokratischer Kreditbefürworter ein. Die 
Kluft in der Gewaltfrage zwischen Haase und 
der MSPD vertiefte sich weiter in der Revolu-

tion von 1918/19. Der Gewaltspirale von rechts 
und links eine Absage erteilend, stand Hugo 
Haase für eine auf Verständigung setzende so-
zialdemokratische Alternative zur Fortsetzung 
der Burgfriedenspolitik der MSPD in Gestalt 
der Kooperation mit den militärischen Eliten 
des Kaiserreichs und dem auf Gewalt setzenden 
Putschismus der Kommunisten.

Gewiss, die von Haase geprägte Linie der 
USPD, für die das reine Rätesystem Ernst Däu-
migs keine Alternative zur parlamentarischen 
Demokratie war, blieb in Deutschland ein tem-
poräres Phänomen. Ein Teil ihrer Mitglieder 
kehrte 1922 zur SPD zurück, ein anderer Teil 
verschaffte den Kommunisten eine Massen-
basis. Aber reicht dieser Tatbestand aus, die 
Konzeption Haases ins Reich der Illusionen 
zu verbannen? Wohl kaum. Im Nachbarland 
Österreich gelang es der SDAP, sich von den 
Fesseln ihrer ursprünglichen Burgfriedenspo-
litik zu befreien. Dieser Schritt befähigte sie, 
vieles zu verwirklichen, wofür die USPD stand: 
Kooperation statt Konfrontation mit der Räte-
bewegung, Aufbau einer republikkonformen 
Volkswehr statt Zusammenarbeit mit dem Mi-
litär des alten Regimes, und an die Stelle eines 
„reinen“ Parlamentarismus oder eines „reinen“ 
Rätesystems deren Kombination im Sinne einer 
sich gegenseitig korrigierenden Balance. So ge-
sehen zeigt der Sammelband, dass die Rolle der 
Sozialdemokratie in der deutschen Revolution 
von 1918/19 nicht auf das Niveau einer Noske-
Partei heruntergestuft werden kann. Teile der 
USPD, deren Leitfigur Hugo Haase war, gingen 
als humanistisches Korrektiv ihrer Mutterpar-
tei in die Geschichte ein. Dies gezeigt zu haben, 
macht den eigentlichen Wert des vorliegenden 
Bandes aus: Er ist daher jenen Lesern zur Lektü-
re zu empfehlen, die „das Ziel der sozialdemo-
kratischen Identitätsvergewisserung durch die 
Aneignung und Vermittlung ihrer Geschichte“ 
(Rüther/Rudolph) anstreben.	 ó
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rezension: zeitschrift für geschichtswissenschaft 
– helga grebing

Zeitschrift  für Geschichtswissenschaft 

Heft..9/2018

Metropol.Verlag,.
Berlin.2018,.13.€

von Thilo Scholle1

Mit.Helga.Grebing.(1930.–.2017).ist.am.25..
September.2017.–.dem.Tag.nach.der.denkwür-
digen.Bundestagswahl.–.eine.der.letzten.großen.
Historikerinnen.der.ArbeiterInnenbewegung.
verstorben,.die.sowohl.mit.hohen.wissenschaft.-
lichen.Ansprüchen.forschten,.sich.selbst.aber.
zugleich.auch. als. Aktive. des. sozialdemokra-
tischen.Teils.der.Bewegung.verstanden..Helga.
Grebing.war.zugleich.eine.der.ersten.Frauen,.die.
es.gegen.viele.Widerstände.und.Widrigkeiten.
in.den.akademischen.Betrieb.und.auf.„ordent-
liche“.Universitätslehrstühle.schafft..en..Gebo-
ren.in.eine.Arbeiterfamilie.in.Berlin,.wuchs.sie.
während.der.NS-Zeit.dort.auf..Als.Jugendliche.
auch. Mitglied. in. NS-Massenorganisationen.
(was.sie.nie.verschwieg),.gehörte.die.Beschäft.i-
gung.mit.dem.Nationalsozialismus.sowie.seinen.
ideologischen.und. tatsächlichen.Grundlagen.
zu.einem.der.frühen.Schwerpunkte.ihrer.wis-
senschaft.lichen.Arbeit..Nach.ihrer.Hochschul-
reife.an.einer.„Vorstudienanstalt“.der.Berliner.
Humboldt-Universität.studierte.sie.dort.und.an.
der.Freien.Universität.u.a..Geschichte.und.Ger-
manistik..Promoviert.wurde.sie.1952.mit.einer.
Arbeit.zum.Th. ema.„Zentrum.und.katholische.
Arbeiterschaft..in.der.Weimarer.Republik.1918.
–.1933“..In.den.nächsten.dreizehn.Jahren.war.
Grebing.u.a..als.Lektorin,.Abteilungsleiterin.an.
der.VHS.München.sowie.als.Referentin.bei.der.
hessischen.Landeszentrale.für.politische.Bildung.
tätig..Mit.ihrer.Habilitation.bei.Iring.Fetscher.in.
Frankfurt.im.Fach.Politikwissenschaft..zum.Th. e-
ma.„Konservative.Kritik.an.der.Demokratie.in.
der.Bundesrepublik.nach.1945“.stieg.sie.wieder.
in.den.wissenschaft.lichen.Betrieb.ein..Seit.1972.
Professorin.in.Göttingen,.wurde.sie.von.1988.bis.
zu.ihrer.Emeritierung.Professorin.und.Leiterin.
des.Instituts.zur.Erforschung.der.europäischen.
Arbeiterbewegung.in.Bochum.

Politisch-wissenschaft.lich.nahm.Helga.Gre-
bing.ihren.Ausgangspunkt.durchaus.auch.beim.
Werk. von. Karl. Marx. –. mit. dem. Anspruch,.

1. Th. ilo.Scholle.ist.Mitglied.der.spw-Redaktion,.Jurist.und.lebt.in.Lünen.

dieses. undogmatisch. weiterzudenken.. Ihr.
Überblicksband.„Der.Revisionismus“.aus.dem.
Jahr.1977.nimmt.denn.neben.Eduard.Bern-
stein.auch.so.unterschiedliche.Marxisten.wie.
Max.Adler,.Ernst.Bloch,.Karl.Korsch.und.die.
jugoslawische.„Praxis-Gruppe“. in.den.Blick..
Immer.wieder.befasste.sie.sich.mit.dem.Leben.
und.Werk.Fritz.Sternbergs,.der.sich.mit.seinen.
Werken. und. seinem. Wirken. irgendwo. zwi-
schen.den.Strömungen.der.Arbeiterbewegung.
bewegte,.und.den.sie.einige.Jahre.vor.seinem.
Tod.im.Jahr.1963.in.München.noch.persönlich.
kennenlernte.2

Der.Erinnerung.an.Helga.Grebing. ist.die.
vorliegende.Ausgabe.der.„Zeitschrift..für.Ge-
schichtswissenschaft“. gewidmet.. Nach. einer.
Einleitung.von.Karsten.Rudolph.und.Christel.
Wickert.skizziert.Bernd.Faulenbach.Grebings.
wissenschaft.liches.Werk..Uli.Schöler.wendet.
sich.dem.Verhältnis.von.Grebing.zu.Fritz.Stern-
berg.und.seiner.Frau.Lucinde.Worringer.zu,.die.
nach.Sternbergs.Tod.für.viele.Jahrzehnte.Hel-
ga.Grebings.Begleiterin.und.Lebensgefährtin.
wurde..Christina.Morina.schildert.ihre.Zeit.als.
junge.Wissenschaft.lerin,.in.der.Helga.Grebing.
ihre.warmherzige.und.interessierte.Ratgeberin.
war..Jürgen.Kocka.hebt.die.Beschäft.igung.mit.
der.Geschichte.der.Bewegung.als.wichtigen.Be-

2. Siehe.dazu.zuletzt.Helga.Grebing,.Klaus-Jürgen.Scherer.(Hg.):.Streiten.für.
eine.Welt.jenseits.des.Kapitalismus..Fritz.Sternberg.–.Wissenschaft.ler,.Vor-
denker,.Sozialist..Paderborn.2017.
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standteil sozialdemokratischer Arbeit hervor. 
Helga Grebing gewidmet ist zudem ein sehr er-
hellender Beitrag von Mike Schmitzner zu anti-
semitischen Parlamentsdebatten in Sachsen im 
Jahr 1921.

Die Arbeiten von Helga Grebing bieten auch 
heute noch spannende Anknüpfungspunkte 

zur Beschäftigung mit und zur inhaltlichen 
Einordnung der Geschichte der ArbeiterInnen-
bewegung. Neben der auch in allen Beiträgen 
des vorliegenden Heftes deutlich werdenden 
liebens- und schätzenswerten Persönlichkeit 
Helga Grebings wird daher auch ihr Werk da-
für sorgen, sie nicht in Vergessenheit geraten 
zu lassen.	 ó

Sammelrezension: Wissenschaftliches zu Marx

– sowohl durch Befürworter wie auch Gegner. 
Unterstrichen wird der Bezug auf das Marxsche 
Diktum, die Verhältnisse nicht nur kritisch zu 
interpretieren, sondern zu verändern. „Das 
Programm zur Überwindung des Kapitalismus 
kann unserer Meinung nach nur das Programm 
einer umfassenden Demokratisierung sein, 
mitsamt der Umformung der bestehenden Ei-
gentumsverhältnisse“.

Yann Wermuth und Cédric Wermuth erläu-
tern in ihrem Beitrag einige Grundprämissen 
ihres Zugriffs auf Marxsches Denken. Wichtig 
ist ihre Betonung, Ideologiekritik nicht als Dis-
kurskritik zu betreiben, sondern mit dem Ziel 
der Veränderung der Verhältnisse. Vania Alleva 
und Andreas Rieger wenden sich „Klassen ges-
tern – heute“ zu und plädieren dafür, Dienstleis-
tungsangestellte und ProduktionsarbeiterInnen 
zusammenzudenken. Christoph Jünke und Beat 
Ringger skizzieren Eckpunkte eines „Humanis-
mus bei und nach Marx“, der u.a. eine stärkere 
„Herausarbeitung menschlicher Handlungsfrei-
heit innerhalb der marxistischen Gesellschafts-
theorie“ entfalten solle. Nicht überzeugend ist 
der Beitrag von Regula Rytz, der Marx unter 
Zugrundelegung des Kommunistischen Ma-
nifests das Potential zum Ökologen abspricht 
und dabei andere Textstellen, in denen die Er-
kenntnis der umweltvernichtenden Wirkung 
des Kapitalismus angelegt ist, ignoriert. Pascal 
Zwicky mustert aktuelle soziologische Debatten 
durch, die auf „Transformation“ statt „Revolu-
tion“ setzen. Ebenfalls etwas einfach wirkt die 
Argumentation von Beat Ringger im Beitrag 
„Karl Marx und der Kommunismus“, in der das 
Scheitern weitergehender Revolutionen in den 

von Thilo Scholle

Einem „Autor_innenkollektiv“ von sechs 
Personen ist ein schönes präzises Bändchen zu 
„Mythen über Marx“ gelungen. Ziel sei, mög-
lichst allgemeinverständlich gängige Thesen zu 
Marxens Werk ins rechte Licht zu setzen. Dies 
gelingt den AutorInnen sehr gut. Angesprochen 
werden Fragen nach Verstaatlichung, Men-
schenrechten, Umweltschutz und Antisemitis-
mus bis hin zur Diskussion um die Arbeitswert-
lehre und den „tendenziellen Fall der Profitrate“. 
Dabei kommen die AutorInnen zu durchaus 
nuancierten Urteilen, etwa wenn sie ein Defi-
zit im Marxschen Umgang mit den Geschlech-
terverhältnissen ausmachen oder vor einem zu 
einfachen „Erklär mit Marx jede aktuelle Krise“ 
warnen. Letztlich werden die AutorInnen damit 
Marx als einem dynamischen Denker gerecht, 
der nach wie vor entscheidende Ansätze und 
Impulse zur Gesellschaftsanalyse bietet.

Gleichfalls interessant ist der von Cédric 
Wermuth und Beat Ringger für den schwei-
zerischen Verein „Denknetz“ herausgegebene 
Band „MarxnoMarx“. Das „Denknetz“ wird 
getragen u.a. von der schweizerischen Sozial-
demokratie und den schweizerischen JUSO 
sowie von Einzelpersonen. Der vorliegende 
Band vereinigt 27 jeweils kurze Beiträge, die 
auf unterschiedliche Weise auf das Marxsche 
Oeuvre Bezug nehmen möchten. In ihrer Ein-
leitung halten die beiden Herausgeber fest, die 
Welt schreie förmlich nach der Frage, „warum 
sie so ist, wie sie ist“. Wer diese Frage ernsthaft 
angehe, werde erkennen, dass die heutigen Ge-
sellschaften eben nicht um die Bedürfnisse der 
Menschen herum organisiert seien. Abzulehnen 
sei die quasi-religiöse Überhöhung von Marx 
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Jahren.1918/19.vor.allem.mit.dem.„Seitenwech-
sel“.damaliger.sozialdemokratischer.Parteifüh-
rungen.zum.Bürgertum.erklärt.wird..Fraglich.
ist.auch,.ob.der.Bezug.auf.„Care“.im.Sinne.von.
„Sorge-Tragen“.wie.vom.Autor.vorgeschlagen.
das.passende.Paradigma.für.eine.Überwindung.
des.Kapitalismus.sein.kann..Nicht.überzeugen.
kann. zudem. der. Beitrag. von. Avji. Sirmoglu.
und.Peter.Streckeisen.zum.„Bedingungslosen.
Grundeinkommen“,.der.neben.der.Auff.orde-
rung.zum.Kampf.gegen.die.Lohnarbeit.auch.
die.Feststellung.enthält,.eine.Kombination.aus.
dem. „Bedingungslosen. Grundeinkommen“.
und.einem.Recht.auf.Arbeit.sei.möglich–.ohne.
sich.mit.den.Fragen.auseinanderzusetzen,.wie.
ein.solches.Recht.praktisch.umgesetzt.werden.
könnte,.und.welche.möglicherweise.auch.nach-
teiligen.Konsequenzen.die.Einführung.eines.
Grundeinkommens.für.die.Verhandlungsmacht.
abhängig.Beschäft.igter.haben.könnte.

wissenschaftliche anschlüsse

Der.im.Jahr.2012.verstorbene.Frankfurter.
Philosophie-Professor.Alfred.Schmidt.hat.nicht.
nur. grundlegende. Überlegungen. zu. wissen-
schaft.lichen.Prämissen.von.Marx.–.beispiels-
weise.zum.Verständnis.von.„materialistischer.
Methode“.–.geliefert,.sondern.sich.auch.früh.
über.die.Bedeutung.der.Natur. im.Werk.von.
Marx.Gedanken.gemacht..Die.Herausgeber.des.
vorliegenden.Bandes.Bernd.Görlich.und.Mi-
chael.Jeske.möchten.entsprechend.die.Etappen.
im.Werk.Schmidts.aufzeigen..Vorangestellt.ist.
eine.lesenswerte.Einleitung.der.Herausgeber,.
in. der. sie. herausstellen,. das. spezifische. des.
Schmidtschen.Ansatzes.sei.die.Suche.danach.
gewesen,.was.mit.dem.„Materialistischen“.in.
der.Marxschen.Th. eorie.eigentlich.gemeint.sei..
Enthalten.sind.sodann.acht.Texte.und.Th. esen-
papiere.Schmidts..In.„Zum.Erkenntnisbegriff..
der.Kritik.der.politischen.Ökonomie“.schreibt.
Schmidt,.für.„Marx.gibt.es.keine.sozialen.Tat-
sachen.an.sich,.die.sich.neutral.und.abgelöst.
vom. natürlichen,. historisch-ökonomischen,.
psychologischen. und. politischen. Schicksal.
der.Menschen“.untersuchen.ließen..Auch.die.
Frühschrift.en.Marxens.seien.im.Ganzen.nur.
aus.der.historisch-ökonomischen.Analyse.des.
Kapitals.zu.verstehen..Interessant.ist.auch.ein.
Gespräch.von.Schmidt.mit.Bernhard.Görlich.

Autor_innenkollektiv
Mythen über Marx
Die.populärsten.Kritiken,.
Fehlurteile.und.
Missverständnisse

Betz.und.Fischer,.Berlin.2018
134.Seiten,.8.€

Beiträge zur Marx-
Engels-Forschung/ 
Neue Folge 2014/15
Zu den Studienmaterialien 
von Marx und Engels

Argument.Verlag,.Hamburg.2016
300.Seiten,.19.90.€

Beiträge zur Marx-
Engels-Forschung/ 
Neue Folge 2016/17
Marx, Engels und 
utopische Sozialisten

Argument.Verlag,.Hamburg.2017
296.Seiten,.20.€

Matthias Bohlender/ 
Anna-Sophie Schönfelder/ 
Matthias Spekker (Hrsg.)
„Kritik im Handgemenge“
Die.Marx’sche.Gesellschaft.s-
kritik.als.politischer.Einsatz

Transcript.Verlag,.Bielefeld.2018
352.Seiten,.39,99.€

Jens Grandt
Karl Marx Friedrich Engels 
– neu ediert und neu 
erschlossen
Rezensionen.und.Refl.exionen

Verlag.Westfälisches.Dampfb. oot,.
Münster.2018,.244.Seiten,.25.€
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zu „Materialismus und Subjektivität“. Dort be-
tont er den Unterschied zwischen Natur- und 
Sozialgeschichte. Hier grenzt er sich von Lenin, 
aber auch von Kautsky ab, der die Einheit von 
menschlicher und vormenschlicher Evolution 
absolutiert habe. Im Text „Für einen ökolo-
gischen Materialismus“ arbeitet Schmidt die 
Umweltbezüge bei Marx und Engels heraus 
und unterstreicht, dass ein Bewusstsein für die 
naturzerstörende Wirkung des Kapitalismus in 
den Ansätzen beider Denker deutlich wird.

Der Relevanz von Marx als Ökonom widmet 
sich der umfangreiche Sammelband von Lucas, 
Pfriem und Thomasberger. In ihrer Einleitung 
halten die Herausgeber fest, Ziel des Bandes sei, 
„konkrete Erkenntnisse zu gewinnen und Leh-
ren zu ziehen für die Kritik und Veränderung 
dessen, was wir immer noch als Kapitalismus 
bezeichnen“. Seit einigen Jahren habe sich der 
Begriff „Große Transformation“ entwickelt, 
dem aber noch jegliche gesellschaftstheore-
tische Fundierung fehle. Die AutorInnen der 
fünfzehn Beiträge gehen der Frage nach der 
Marxschen Aktualität mit unterschiedlichen 
Schwerpunktsetzungen aber gleichermaßen 
großem Respekt gegenüber dem ökonomischen 
Denker Marx nach.

Hans A. Frambach ordnet Marx‘ Werk als ein 
im Wesentlichen philosophisches ein, das Öko-
nomie nur als einen Teil des gesellschaftlichen 
Lebens begreife. Mehrere Beiträge widmen sich 
der Arbeitswertlehre und dem „Transforma-
tionsproblem“ der Werte in Preise bei und im 
Anschluss an Marx, wobei Frank Beckenbach 
die Möglichkeit, hier mit Marx weiterzudenken 
kritisch, Bertram Schefold im Ergebnis eher 
offen diskutiert. Claus Thomasberger widmet 
sich „Marx‘ Beitrag zu einer transformativen 
Wissenschaft“, der u.a. in zwei „epochalen Ent-
deckungen“ bestanden habe: „das ökonomische 
Problem in einer komplexen Gesellschaft“ und 
die Erkenntnis, dass „die bürgerliche Antwort 
auf dieses Problem die Ursache der Verkehrung 
ist, die die Menschen zu Gefangenen der Ergeb-
nisse ihrer eigenen Handlungen“ mache. Marx‘ 
Oeuvre erscheine als lebenslanger, letztendlich 
unvollendeter Versuch, neue, die Verkehrung 
vermeidende Antworten auf das ökonomische 
Ausgangsproblem zu finden. Die Gesetze der 

Wirtschaft seien weder Naturgesetze noch ju-
ristische Gesetze. Rainer Lucas und ein Auto-
rInnenteam um Uwe Schneidewind versuchen 
Stadt- und Regionalentwicklung mit Marxschen 
Themen zu verbinden. Burghard Flieger entwi-
ckelt aus dem Marxschen Werk einen positiven 
Zugang zu Produktionsgenossenschaften.

Dass das Verhältnis von Marxismus und Fe-
minismus nicht spannungsfrei ist, wurde schon 
von vielen AutorInnen betont. Der Sammel-
band von Alexandra Scheele und Stefanie Wöhl 
vereint 14 Beiträge, die sich den Bezügen von 
Marxismus und Feminismus aus unterschied-
lichen Perspektiven nähern. In ihrer Einleitung 
halten die Herausgeberinnen fest, dass die so-
ziale Frage nicht losgelöst von der Geschlech-
terfrage diskutiert werden dürfe. Nancy Fraser 
verbindet in ihrem Beitrag prägnant Feminis-
mus und Kapitalismuskritik. Diskussionsbe-
dürftig ist der Einwurf von Ingrid Kurz-Scherf, 
Marx sei in seinem Denken „konsequent euro-
zentristisch“ gewesen: Letztlich gehe es darum, 
„das emanzipatorische Versprechen im Werk 
von Karl Marx von seinen Verzerrungen in der 
Engführung auf einen vermeintlich geschlechts-
losen und ethnizitätsfreien Klassenkampf zu 
befreien“. Weitere Beiträge widmen sich „Care“ 
und „sozialer Reproduktion“, und versuchen 
auf verschiedenen Wegen, Bezüge zur Marx-
schen Arbeitswertlehre herzustellen. Spannend 
ist u.a. der Beitrag von Fabienne Décieux und 
Luzie Sennewald, die feministische Ansätze in 
die Regulationstheorie einbetten und deren 
Zusammenführung als „Reproduktions- und 
Regulationsweise“ entwickeln. Hier schließt 
auch Stefanie Wöhl in ihrem Beitrag an, der 
soziale Reproduktion als „umkämpftes Verhält-
nis“ erfassen möchte. Insgesamt handelt es sich 
um einen sehr interessanten Band, der kundig 
Marxsche und im Anschluss an Marx verfasste 
Werke mit feministischen Ansätzen verbindet 
und insbesondere durch die Beziehungen zur 
Staatstheorie und zur Regulationsschule in-
teressante Packenden findet, um feministische 
Ansätze in einen umfassenden Analyseansatz 
marxscher Theorie einzubeziehen.

Das Verhältnis von Marxismus und Sozi-
ologie müsste demgegenüber eigentlich recht 
spannungsfrei sein, könnte man den Marxschen 
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Denkansatz.doch.als.(auch).soziologische.Me-
thode.begreifen..Die.in.dem.von.Tine.Haubner.
und.Tilman.Reitz.herausgegebenen.Band.„Mar-
xismus.und.Soziologie“.versammelten.Beiträge.
changieren.etwas.zwischen.dem.Anspruch,.am.
jeweiligen.Th. ema.die.Herleitung.von.Marx.un-
mittelbar.deutlich.zu.machen.oder.sich.eher.im.
weiteren.Kontext.von.Denkansätzen.mit.Bezug.
auf.Marx.zu.bewegen,.beispielsweise.im.Beitrag.
zur.Lacanschen.Psychoanalyse..U.a..präsentiert.
Marcel.van.der.Linden.einen.pluralen.Ansatz.
zur.Frage,.wer.denn.„die.Arbeiter_innen“.seien,.
Éric.Pinault.gibt.einen.Überblick.über.ökono-
mische.„Finanzialisierung“.und.Klassen.und.
Tine.Haubner.widmet.sich.der.(unbezahlten).
Laienpfl.egearbeit.und.Ausbeutung..Interessant.
ist.auch.der.Text.von.Tilman.Reitz,.der.sich.
einem.Vergleich.von.marxscher.Ökonomiet-
heorie.und.Neoklassik.zuwendet..Diese.habe.
vor.allem.den.Vorteil,.„elegant“.immer.neue.
Faktoren.zu.ergänzen,.die.die.Tauschsituation.
beeinflussen.. Jan.Rehmann.widmet. sich.der.
„Aktualität.der.Marx’schen.Religionsanalysen“..
Abgeschlossen.wird.der.Band.mit.Texten.zu.
Migration,.Ökologie.und.Digitalisierung..Die.
Beiträge.bieten.letztlich.zwar.keinen.größeren.
Überblick. über. Anwendungsmöglichkeiten.
Marxschen. Denkens. in. den. verschiedenen.
Teilbereichen.der.wissenschaft.lichen.Soziologie.
–.sie.bieten.aber.durchaus.ernsthaft.e.Ansätze,.
mit.Bezug.auf.oder.unter.Einsatz.von.Marx-
scher.Methodik.aktuellen.gesellschaft.swissen-
schaft.lichen.Fragen.zu.Leibe.zu.rücken.

werkinterpretationen und Forschungsma-
terialien

Vom.Aufb. au.her.etwas.gewöhnungsbedürf-
tig.ist.der.Band.von.Jens.Grandt..Versammelt.
sind.Rezensionen,.die.der.Autor.zwischen.1994.
und.2017.in.verschiedenen.Tageszeitungen.pu-
bliziert.hat..Verbunden.sind.diese.Beiträge.teil-
weise.durch.kurze.überleitende.Texte.sowie.mit.
einigen.neu.geschriebenen.„Refl.exionen“.–.wo-
bei.für.die.LeserInnen.nicht.immer.ganz.klar.ist,.
in.welchem.Textteil.man.sich.gerade.befi.ndet..
Die.Texte.selbst.bieten.aber.einen.interessanten.
Überblick.über.die.Editionsgeschichte.der.neu-
en.Marx-Engels-Gesamtausgabe.(MEGA)..Der.
Autor.stellt.neu.erschienene.Bände.vor,.berich-
tet.von.Tagungen.im.Umfeld.der.MEGA.und.

Tine Haubner/ 
Tilman Reitz (Hrsg.)
Marxismus und Soziologie
Klassenherrschaft 
Ideologie.und.
kapitalistische.Krisendynamik

Beltz.Juventa.Verlag,.
Weinheim.2018
276.Seiten,.29.95.€

Rolf Hecker
Springpunkte 
Beiträge.zur.Marx-Forschung.
und.„Kapital“-Diskussion

Karl.Dietz.Verlag,.Berlin.2018
318.Seiten,.18.€

Internationale Marx-
Engels-Stift ung (Hrsg.)
Marx-Engels-
Jahrbuch 2015/16

De.Gruyter.Verlag,.Berlin.2016
310.Seiten,.49.€

Dies. (Hrsg.)
Marx-Engels-
Jahrbuch 2014

De.Gruyter.Verlag,.Berlin.2015
244.Seiten,.49.€

Eike Kopf
Ein gelungener Wurf 
Studienanregungen.zu.
Marx.und.Engels

PapyRossa.Verlag,.Köln.2018
318.Seiten,.26.€

MARX-ENGELS
JAHRBUCH

2015/16

DE GRUYTER
AKADEMIE FORSCHUNG

MARX-ENGELS

JAHRBUCH

2014

DEGRUYTER

AKADEMIE FORSCHUNG

MEJB 2014 Berlin 2015 © Internationale Marx-Engels-Stiftung
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blickt insgesamt aus einer neugierigen und un-
dogmatischen Perspektive auf die Entwicklung 
des Werkes von Marx und Engels.

Einen etwas eigenwilligen Plan verfolgt auch 
Eike Kopf. Der Autor streift in unterschiedlich 
langen Kapiteln durch das Werk von Marx und 
Engels und mischt dabei lange Originalzitate 
oder Auszüge aus den Werken beider mit sei-
nen eigenen einordnenden oder überleitenden 
Passagen – allerdings längst nicht an allen Stel-
len, so dass viele Übergänge und Zusammen-
hänge etwas unklar bleiben. So wirken etliche 
der Textstellen zwar intellektuell durchaus an-
regend, dürften für die erstmalige Befassung 
mit dem Werk von Marx und Engels aber zu 
wenig in ihren jeweiligen Kontext eingebettet 
sein. Beispielhaft gilt dies für ein etwa 70 Seiten 
langes Kapitel „Marx und Engels über Grundei-
gentum“, dessen Gedankenführung nur schwer 
zugänglich ist. Zudem sind eine Reihe der zi-
tierten Marxschen Texte Text-Fragmente, die 
weiterer Erläuterung bedurft hätten. Völlig un-
klar in Funktion und Bedeutung ist zudem der 
Schluss, in den der Autor u.a. einen Brief des 
chinesischen Revolutionärs Sun Yatsens sowie 
diverse Nachrichten über wirtschaftspolitische 
Entwicklungen in der Volksrepublik China in 
den Band aufgenommen hat.

Mit „Springpunkte“ legt Rolf Hecker, maß-
geblich an der Herausgabe der MEGA beteiligt, 
einen Sammelband mit Texten aus den letzten 
Jahrzehnten vor. Vorgestellt wird insbesondere 
die Entstehungs- und Editionsgeschichte der 
„Kapital“-Bände der MEGA, die Debatten um 
die Marxsche Werttheorie sowie Marx-Rezepti-
onen im 19. Jahrhundert. Die Texte geben einen 
sehr lesenswerten Einblick in den Marxschen 
Schaffensprozess, das ihn umgebende intellek-
tuelle Netzwerk wie auch in die Debatten seiner 
Zeit. Entstanden ist so ein unaufgeregter Blick 
auf Marx, der konsequent als dynamischer 
Denker und nicht als Inhaber eines abgeschlos-
senen Konzeptes vorgestellt wird.

Die Beiträge im Sammelband „Kritik im 
Handgemenge“ gehen zum größten Teil auf 
Vorträge an der Universität Osnabrück im Jahr 
2017 zurück. Ziel ist die Sichtbarmachung des 
„Handgemenges“ – sowohl in Bezug auf die 

Marxschen Auseinandersetzungen mit seinen 
theoretischen und politischen Widersachern 
wie auch mit Blick auf die Entwicklung aktu-
eller politisch-wissenschaftlicher Anschlüsse. 
U.a. zeichnet Matthias Bohlender die Ausein-
andersetzungen im jung-hegelianischen Spek-
trum nach. Material für Kontroversen bietet 
der Text von Matthias Spekker, der sich dem 
Thema „Produktivkraftentfaltung und kom-
munistisches Bewusstsein“ und der (meist 
sehr polemischen) Marxschen Auseinander-
setzung mit zeitgenössischen Kommunismen, 
insbesondere im Kommunistischen Manifest, 
zuwendet: Auch Marxsche Vorstellungen von 
der Revolution sowie der wissenschaftlichen 
Ökonomiekritik hätten sich nach wie vor aus 
feuerbachianischen Annahmen gespeist. Die-
ser Zusammenhang sei mit dem marxschen 
Produktivkraftentfaltungsparadigma nicht 
überwunden, sondern lediglich „invisibilisiert“ 
worden – auch bei Marx sei die Vorstellung, am 
Ende der gesellschaftlichen und ökonomischen 
Entwicklung könne so etwas wie Kommunis-
mus stehen eine Setzung und nicht notwendige 
Folge des theoretischen Ausgangspunktes.

Schwerpunkt des Jahrgangs 2015/16 des als 
Begleitung der MEGA erscheinenden Marx-
Engels-Jahrbuchs bilden englischsprachige Bei-
träge zum Thema „MEGA and Marxian Dis-
courses on Economic Crises“. Im Mittelpunkt 
steht bei mehreren Beiträgen die Rekonstruk-
tion der Marxschen Arbeitsweise u.a. durch 
Auswertung unterschiedlicher Exzerpthefte 
(Fiehler sowie Takenaga). Interessant ist auch 
der Beitrag von Seongjing Jeong zum Thema 
„Marx’s Communismas Associations of Free 
Individuals“, in dem der Autor unterstreicht, 
dass es für Marx essentiell gewesen sei, kommu-
nistische Tendenzen bereits in der bestehenden 
Gesellschaft auszumachen. Etwas weniger aus-
sagekräftig bleibt seine Diskussion des Marx-
schen Arbeitsbegriffs und der Möglichkeiten 
der Überwindung der Arbeit. 

Die Beiträge im Jahresband 2014 widmen 
sich einem breiten Spektrum. Eröffnet wird 
der Band mit der Abschiedsvorlesung der Ber-
liner Jura-Professorin Rosemarie Will, die die 
Marxschen Auseinandersetzung mit Recht 
und Grundrechten lesenswert und differenziert 
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nachzeichnet.. Deutlich. wird,. dass. Marx. die.
Bedeutung.von.Recht.und.bürgerlicher.Gesell-
schaft..erkannte..Skeptisch.ist.Will,.ob.sich.bei.
Marx. nicht. auch. Ansätze. der. Überwindung.
der.Menschenrechtsordnung.der.bürgerlichen.
Gesellschaft..fi.nden.lassen.–.eine.Entwicklung,.
die.die.Autorin.ablehnt..Timm.Graßmann.wid-
met.sich.den.ökonomischen.Studien,.die.Marx.
bei.seinen.frühen.Aufenthalten.in.Manchester.
betrieb. und. zeichnet. damit. auch. Ausgangs-
punkte. für. die. Entwicklung. der. Marxschen.
Beschäft.igung.mit.der.Ökonomie.nach..Kohei.
Saito.schreibt.über.Aspekte.der.Marxschen.Be-
trachtung.der.Natur.und.arbeitet.dabei.heraus,.
dass.sich.bei.Marx.nicht.nur.Refl.exionen.über.
die.Konsequenzen.der.Erschöpfung.von.Böden,.
sondern.auch.über.den.Klimawandel.nachvoll-
ziehen. lassen..Nötig. sei.die.Regulierung.des.
Stoffwechsels. des. Menschen. mit. der. Natur..
Lesenswert.sind.zudem.zwei.Überblicksartikel.
über.die.aktuelle.Marx-Rezeption.in.China.und.
in.Frankreich.

Eine. interessante. Zusammenstellung. bil-
den.die.Texte.des.Jahresbandes.2015.der.„Bei-
träge. zur. Marx-Engels-Forschung“. mit. dem.
Th. ema.„Zu.den.Studienmaterialien.von.Marx.
und.Engels“..Carl-Erich.Vollgraf.wendet.sich.
beispielsweise. den. Marxschen. Studien. über.
die.Natur.zu.und.arbeitet.heraus,.„dass.ökolo-
gisches.Denken.zu.den.Grundzügen.von.Marx‘.
Materialismus.gehört“..Michael.Krätke.liefert.
einen.spannenden.Text.über.„Marx.und.die.
Weltgeschichte“..Insbesondere.von.der.„Neuen.
Marx-Lektüre“.grenzt.Krätke.sich.ab.und.hält.
fest,.man.könne.die.Marxsche.Th. eorie.nicht.
begreifen,.„wenn.man.sie.nicht.als.notwendige.
Elemente.der.Erklärung.eines.ökonomischen.
Entwicklungsprozesses.in.historischer.Zeit.und.
im.geopolitischen.Raum“.verstehe..Nach.Marx.
gebe.es.nicht.den.einen,.sondern.viele.Kapita-
lismen..Enthalten.sind.darüber.hinaus.u.a..drei.
Texte.zu.Friedrich.Engels‘.120..Todestag,.die.mit.
manchen.weniger.bekannten.Details.aufwarten,.
etwa.zu.Engels‘.Versuchen,.Persisch.zu.lernen.

Aufmerksamkeit. verdienen. auch. die. Bei-
träge. im. Jahresband. 2016/17,. die. sich. dem.
schwierigen.Verhältnis.von.Marx.und.Engels.
zu.utopischen.Sozialisten.widmet..So.hält.Carl-
Erich.Vollgraff..fest,.Marx.und.Engels.hätten.bis.

Rainer Lucas/ 
Reinhard Pfriem/ 
Claus Th omasberger (Hrsg.)
Auf der Suche nach dem 
Ökonomischen 
– Karl Marx zum 
200. Geburtstag

Metropolis.Verlag,.Marburg.2018
492.Seiten,.34.80.€

Alexandra Scheele/ 
Stefanie Wöhl (Hrsg.)
Feminismus 
und Marxismus

Beltz.Juventa.Verlag,.
Weinheim.2018
249.Seiten,.29.95.€

Alfred Schmidt
Marx als Philosoph
Studien.in.der.Perspektive.
Kritischer.Th. eorie
Herausgegeben.von.Bernd.Görlich.
und.Michael.Jeske

Zu.Klampen.Verlag,.Springe.2018
204.Seiten,.22.€

Eva Weissweiler
Lady Liberty.
Das.Leben.der.jüngsten.
Marx-Tochter.Eleanor

Verlag.Hoff.mann.und.Campe,.
Hamburg.2018,.416.Seiten,.26.€

Cédric Wermuth/ 
Beat Ringger (Hrsg.)
MarxnoMarx
33.Linke.zur.Frage,.wie.das.
Werk.von.Marx.heute.wieder.
fruchtbar.gemacht.werden.kann

Edition.8,.Zürich.2018
228.Seiten,.19.80.€
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zuletzt (auch) in utopischen Dimensionen ge-
dacht – allerdings als Weiter-Entwicklung aus 
der Wissenschaft heraus. Michael Brie zeichnet 
die Bezüge Marxens zu Robert Owen nach und 
hält fest, Owen sei aus verschiedenen Gründen 
auch unser Zeitgenosse – u.a. weil er die Fra-
ge gestellt habe, „wie eine Überflussgesellschaft 
gestaltet werden kann, ökonomisch, sozial, 
kulturell, wie ihre Produktions- und Lebens-
weise aussehen müsste“. Alexander Amberger 
schließlich versucht die Entwicklung von Uto-
pie als Möglichkeit der Systemkritik sowie als 
Potential für die Transformation hin zu einer 
postkapitalistischen Gesellschaft zu skizzieren.

Eleanor Marx

Der Familienmensch Marx ist schon immer 
Gegenstand vielfältiger Kontroversen gewesen, 
insbesondere mit Blick auf das Verhältnis von 
Marx zu seinen Töchtern. Mit der vorliegenden 
überarbeiteten Neuausgabe eines Textes aus 
dem Jahr 2002 legt Eva Weissweiler eine hoch-
interessante Biographie der jüngsten Marx-
Tochter Eleanor, genannt „Tussy“ vor. Geboren 
bereits 1855 in London bestand zwischen ihr 
und Marx zeitlebens ein sehr enges und zu-
gleich ambivalentes Verhältnis. Einerseits auch 
politische Vertraute, so griff Marx doch massiv 
in ihr (Beziehungs-)Leben ein, in dem er ihre 
Verbindung zum französischen Schriftsteller 
Lissigaray verhinderte. Ihr eigenes Händchen 
in Bezug auf Männer war wenig besser, ver-
liebte sie sich doch in den recht halbseidenen 
Edvard Aveling, der sie letztlich nur hinterging 
und ausnutzte.

Gut und detailreich stellt die Autorin Elea-
nors eigene intellektuelle Leistungen als Über-
setzerin, Publizistin, aber vor allem auch als 
Organisatorin und Agitatorin in der englischen 
Arbeiterbewegung heraus. Deutlich wird, dass 
sie weit mehr war als „nur“ Marxens Tochter, 
sondern einen eigenen Platz in der Geschichte 
der Arbeiterbewegung verdient. Nicht überzeu-
gend in den Griff bekommt die Autorin dem-
gegenüber die Entwicklung des Verhältnisses 
von Eleanor zu Engels und der deutschen So-
zialdemokratie nach Marxens Tod. Hier scheint 
sie in ihrer Einordnung der Dinge recht ein-
seitig Eleanors – nicht immer unangreifbarer 

– Bewertung zu folgen. Engels wird in seinen 
letzten Lebensjahren als ein Mann geschildert, 
der zu viel trank, nicht mehr alles mitbekam 
und weitgehend unter der Fuchtel der von Karl 
Kautsky geschiedenen Louise Freyberger stand,  
die als Agentin von August Bebel bei ihm ein-
geschleust worden war. Bebel, der mit Louise 
ein Verhältnis gehabt habe, habe über sie an 
den Marxschen und Engelschen Nachlass kom-
men wollen. Sein eigenes Buch über die „Frau 
und den Sozialismus“ sei hochproblematisch. 
Eleanor sei zudem durch Engels und Bebel vom 
Marxschen Nachlass ferngehalten worden.

So gerät die Einordnung eines sicherlich 
schwierigen und spannungsreichen Bezie-
hungsgeflechts zwischen Engels, den Marx-
Töchtern, ihren Männern, Louise Freyberger, 
August Bebel und den deutschen und österrei-
chischen Sozialdemokraten doch recht einseitig 
– zumal oft unklar bleibt, auf welche Quellen sie 
ihre Behauptungen stützt und auch der weitere 
Forschungsstand eher selektiv Beachtung zu 
finden scheint. Wenig beachtet wird, dass En-
gels trotz aller von der Autorin bemühten Dis-
tanz letztlich Eleanor und ihren Mann Edvard 
Avelingin bei Auseinandersetzungen stets ge-
stützt hatte. Die Autorin bekommt zudem nicht 
ganz in den Griff, welchen Anteil an Eleanors 
dann letztlich zum vermutlichen Selbstmord 
im Jahr 1898 führender Entwicklung jeweils 
ihre lange psychische Krankengeschichte, die 
Auseinandersetzung um das Marxsche Erbe 
oder die wiederholten Demütigungen durch 
Aveling hatten. Und dass Karl Kautskys zweite 
Ehefrau Luise Ronsperger konsequent „Louise“ 
geschrieben wird, wirft kein gutes Licht auf das 
Lektorat des Buches.

So gelingt der Autorin eine – im Stil teils et-
was romanhafte – Tussy Marx sehr wertschät-
zende Biographie, die gut zu lesen ist, mit ihren 
Einordnungen insbesondere der letzten Le-
bensjahre aber nicht überzeugen kann.	 ó
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DL21 Forum demokratische Linke
Die Linke in der SPD.

DL 21 Aktuell

Von Hilde Mattheis�

Mit den Beschlüssen zum Sozialstaat 2025 
haben wir eine gute Grundlage gelegt für mehr 
Gerechtigkeit. Weitere Schritte müssen folgen. 
Insbesondere aber muss jetzt aufgezeigt wer-
den, wie wir die Umsetzung hinbekommen 
wollen. Denn nur durch das Tun werden wir 
unsere Glaubwürdigkeit als Partei der sozialen 
Gerechtigkeitstärken. Der Verweis darauf, dass 
die angestrebten Ziele mit dem jetzigen Koali-
tionspartner nicht umgesetzt werden können, 
ist nicht geeignet, uns dauerhaft aus dem Um-
fragetief zu führen.

In den begleitenden Pressekommen-
taren wurde die Partei allerdings zu Recht-
gelobt. Das Recht auf Arbeit, die Forderung 
nach zwölf Euro Mindestlohn, die Verlänge-
rung der Bezugsdauer von ALG I für ältere 
Arbeitnehmer*innen und das Recht auf Wei-
terbildung nach drei Monaten Arbeitslosigkeit 
auch für andere Altersgruppen bewerten wir 
als wichtige Schritte hin zu einem Sozialstaat, 
der Teilhabe fördert und Menschen würdiger 
unterstützt. Die nächsten Punkte müssen z.B. 
die Neuberechnung der Regelsätze und die 
komplette Abschaffung der Sanktionen sein.

Andrea Nahles kommentierte bereits vor 
der Klausursitzung, dass von dem generellen 
Prinzip des „Förderns und Forderns“ nicht 
abgewichen werden solle, denn der Staat wolle 
gewiss sein, dass jede/r Einzelne auch bereit 
sein müsse, Leistung zu bringen, egal in wel-
cher Lebenssituation er/sie sich befinde.Darü-
ber müssen wir in der Partei diskutieren.

„Fördern und Fordern“ entstammen der 
Philosophie des Nobelpreisträgers Amartya 
Sen. Für Sen ist Armut nicht nur ein Mangel 

�	 Hilde Mattheis, MdB, ist Bundesvorsitzende des Forums DL21

Klare Kante in der Sozialpolitik gefragt

an Geld, sondern ein Mangel an Entwicklungs-
chancen. Nach Sen bemisst sich das Wohlerge-
hen eines Menschen an den verschiedenen Le-
benssituationen, die dieser erreichen kann und 
sich jeweils frei entscheiden kann. Damit hat 
Sen die Grundlage zu der neoliberalen Sicht 
„jeder ist seines Glückes Schmied“ geliefert. 

Diese Theorie ist stark umstritten und wird 
von uns abgelehnt, da sieden Aspekt der Ver-
teilungsgerechtigkeit völlig ausblendet und mit 
einemBlick von oben herab die strukturell un-
gleiche Verteilung kaschiert. Und gerne wird 
diese Theorie auch dazu benutzt, um zu ver-
decken, dass Einkommen und Vermögen ganz 
wesentlich über die Handlungsspielräume des 
Einzelnen in der Gesellschaft entscheiden. 

Wir haben also noch einiges zu tun. Als 
Ausgang für Fragen der Gerechtigkeit ist für 
uns die Verteilungsgerechtigkeit maßgeblich, 
von der sich alle anderen Gerechtigkeitsgedan-
ken bis hin zur Leistungsgerechtigkeit ableiten. 
Auf weniger sollten wir uns nicht einlassen.  

Um den Abschied vom Sozialstaat wieder 
umzukehren, muss die SPD gerade im Bereich 
der Sozialpolitik klare Grundsätze verkör-
pern:

Der Staat muss seine Bürger*innen schüt-
zen und sich um seine Bürger*innen küm-
mern. Soziale Sicherheit heißt nicht Kampf 
gegeneinander, sondern solidarisches Mitein-
ander. Profitinteressen haben in den Bereichen 
der sozialen Sicherheit wie Rente, Pflege, Ge-
sundheit, Bildung nichts zu suchen. Sozialpo-
litik setzt gerechte Verteilungspolitik voraus. 
Nur wenn wir uns klar nach diesen Prinzipien 
verorten, werden wir nicht nur zwei Prozent-
punkte zulegen, sondern größeren Zuspruch 
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bekommen. Weniger wird als zu wenig be-
wertet werden.

Kurz vor den ersten Veröffentlichungen 
zum Sozialstaat 2025 gab Arbeitsminister 
Heil seine Rentenpläne bekannt und als ob 
dies nach einem Regieplan laufe, hatten sich 
große nördliche Landesgruppen der SPD ge-
troffen und es wurden Interviews gegeben, 
die genau darlegen sollten, wer die Partei aus 
dem Tief führen könne und wer dies nach-
weislich nicht kann. Sogar ein möglicher 
vorzeitiger Ausstieg aus der GroKo wurde 
thematisiert.

Werden es die Europa- und die Land-
tagswahlen sein, die als Anlass dienen sol-
len, an der Partei- und Fraktionsspitze einen 
Wechsel zu erwirken oder soll dies über eine 
Zermürbungstaktik passieren? Diese Mut-
maßungen werden angestellt und sind nicht 
abwegig.

Wir als DL21 haben uns nicht nur immer 
klar kritisch zur GroKo geäußert und aufge-
zeigt, welche anderen Regierungsmöglich-
keiten es auf der Grundlage des Bundestags-
wahlergebnisses 2017 gibt. 

Wir werden uns dieses Jahr klar darauf 
konzentrieren, den Bundesparteitag im 
Herbst vorzubereiten. 	 ó

Tel.: (02 21) 44 85 45  |  mail@papyrossa.de  
www.papyrossa.de

Den neoliberalen Mainstream mit seinen Schwä-
chen zu konfrontieren und für das Soziale zu 
streiten: danach strebt Heinz-J. Bontrup seit Jahr-
zehnten. Zu seiner Würdigung haben sich namhafte 
Weggefährten mit Beiträgen zusammengefunden, 
darunter Christoph Butterwegge, Frank Bsirske, 
Rudolf Hickel, Axel Troost und Karl Georg Zinn.

P a p y R o s s a  V e r l a g

Ralf-M. Marquardt
Peter Pulte (Hg.)

Mythos soziale
MaRktwiRtschaft
Arbeit, Soziales und 
Kapital | Festschrift für 
Heinz-J. Bontrup

Paperback
978-3-89438-692-4
454 Seiten   |   € 28,00

Claudia Pinl 
ein caPPuccino
füR die aRMen
Kritik der Spenden-
und Ehrenamtsökonomie

Paperback
978-3-89438-677-1
159 Seiten |   € 12,90

In den vom Sozialabbau geschaffenen Nischen 
breiten sich eine regelrechte Spendenindustrie 
und billige Freiwilligenarbeit aus. Claudia Pinl wen-
det sich gegen die Rückkehr zum mittelalterlichen 
Mildtätigenwesen und plädiert für den Sozialstaat 
als Garant gesellschaftlichen Zusammenhalts.
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Einladung: Machtperspektive für ein linkes reformbündnis: 
Jetzt mit Inhalt füllen!
15./16. März 2019, Ev. Schule Berlin zentrum, wallstraße 32, 10179 Berlin

Hierbei.geht.es.auch.darum,.zu.verstehen,.
wie. sich. im. digitalen. Kapitalismus. alte. Un-
gleichheiten.reproduzieren.und.durch.welche.
Mechanismen.neue.Ungleichheiten.entstehen..
Ob.und. in.welchem.Maße.die.Dynamik.der.
Digitalisierung. zu. sozialen. Öffnungen. oder.
eher.zur.Schließung.sozialer.Chancen.beiträgt,.
hängt.nicht.nur.von.den.Technologien.selbst,.
sondern.sehr.wesentlich.von.ihrer.solidarischen.
Regulierung,. Nutzung. und. wohlfahrtsstaat-
lichen.Ressourcen.ab..Damit. ist.die.zentrale.
Frage.verknüpft.,.wie.die.monopolisierte.Macht.
der.digitalen.Konzerne.und.großer.Investoren.
begrenzt.werden.kann..Wenn.gerade.die.mo-
derne. Arbeitnehmermitte. den. Eindruck. ge-
winnt,.Digitalisierung.sei.nicht.demokratisch.
gestaltbar,. wird. sich. die. soziale. Verunsiche-
rung.verfestigen.und.die.Repräsentationskrise.
der.Sozialdemokratie.vertiefen..Wir.wollen.die.
Möglichkeiten. solidarischer.Praxis.und.not-
wendiger.ökonomischer.und.wohlfahrtsstaat-
licher.Ressourcen.analysieren..Wir.wollen.uns.
nicht.zwischen.vermeintlich.(nur).kosmopoli-
tisch.und.kommunitaristisch.orientierten.Wäh-
lergruppen.zu.entscheiden...

Wir.setzen.uns.daher.für.eine.Erneuerung.
der.SPD..und.demokratischen.Linken.ein..Mit.
einer.überzeugenden.Weiterentwicklung.eines.
Sozialstaates.des.21..Jahrhunderts.wollen.wir.
politische.Akzeptanz.und.Engagement.zurück-
gewinnen...Wir.wollen.eine.Konzeption.einer.
umfassenden.Gesellschaft.sreform.voranbrin-

Unser.Sozialstaat.steht. in.unserem.Land.für.
Viele.nicht.mehr.dafür,.dass.sie.sich.bei..aku-
tem.Bedarf.auf.Solidarität.und.kollektive.Ab-
sicherung.verlassen.können..Außerdem.ist.so-
zialstaatliches.Handeln.weit.entfernt.von.einer.
koordinierenden.Gestaltung.auf.dem.Gebiet.
von.Wirtschaft.s-.und.Arbeitsmarktpolitik,.Ge-
sundheit,.Pfl.ege.und.Bildung..

Privatisierung.von.öff.entlichen.Dienstleis-
tungen. und. Unternehmen. sowie. Eigenvor-
sorge. wurden. mehr. und. mehr. zum. Gestal-
tungsprinzip...Viele.Jahre.der.Kürzungen.und.
Einschnitte,.die.dann.in.der.ersten.Legislatur-
periode.von.Rot-Grün.unter.„Fordern.und.För-
dern“.zusammengefasst.wurden,.zeigen.gesell-
schaft.spolitische.Folgen:..Annähernd.20.Mio..
Menschen.sind.von.Armut.und.Ausgrenzung.
bedroht!.Abstiegs-.und.Zukunft.sängste.liefern.
damit.eine.der.zentralen.Erklärungen.für.den.
sich.verfestigenden.unerträglichen.Rechtspo-
pulismus..Parallel.dazu.fand.die.Konzentration.
von.immer.mehr.Reichtum.statt..

Mit.der.Agenda.2010-Politik.wurde.die.SPD..
mitverantwortlich.für.die.massive.und.weiter.
fortschreitende..Beschädigung.des.Sozialstaa-
tes..Die.SPD.wird.erst.dann.wieder.glaubwür-
dig.sein.und.überzeugend.für.ein. linkes.Re-
formbündnis.werben.können,.wenn.sie.bereit.
ist.zur.Auseinandersetzung.mit.den.grundle-
genden.Konfl.ikten.in.der.kapitalistischen.Ge-
sellschaft.sordnung..

Einladung

Jetzt mit Inhalt füllen!

Machtperspektive für ein 

linkes Reformbündnis:

Liebe Genossinnen und Genossen,

unser Sozialstaat steht in unserem Land für Viele nicht mehr dafür, dass sie sich bei  akutem Bedarf auf 
Solidarität und kollektive Absicherung verlassen können. Außerdem ist sozialstaatliches Handeln weit 
entfernt von einer koordinierenden Gestaltung auf dem Gebiet von Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik, 
Gesundheit, Pflege und Bildung. 

Privatisierung von öffentlichen Dienstleistungen und Unternehmen sowie Eigenvorsorge wurden mehr 
und mehr zum Gestaltungsprinzip.  Viele Jahre der Kürzungen und Einschnitte, die dann in der ersten 
Legislaturperiode von Rot-Grün unter „Fordern und Fördern“ zusammengefasst wurden, zeigen 
gesellschaftspolitische Folgen:  Annähernd 20 Mio. Menschen sind von Armut und Ausgrenzung bedroht! 
Abstiegs- und Zukunftsängste liefern damit eine der zentralen Erklärungen für den sich verfestigenden 
unerträglichen Rechtspopulismus. Parallel dazu fand die Konzentration von immer mehr Reichtum statt. 

Mit der Agenda 2010-Politik wurde die SPD  mitverantwortlich für die massive und weiter fortschreitende  
Beschädigung des Sozialstaates. Die SPD wird erst dann wieder glaubwürdig sein und überzeugend für ein 
linkes Reformbündnis werben können, wenn sie bereit ist zur Auseinandersetzung mit den grundlegenden 
Konflikten in der kapitalistischen Gesellschaftsordnung. 

Hierbei geht es auch darum, zu verstehen, wie sich im digitalen Kapitalismus alte Ungleichheiten reproduzieren 
und durch welche Mechanismen neue Ungleichheiten entstehen. Ob und in welchem Maße die Dynamik 
der Digitalisierung zu sozialen Öffnungen oder eher zur Schließung sozialer Chancen beiträgt, hängt nicht 
nur von den Technologien selbst, sondern sehr wesentlich von ihrer solidarischen Regulierung, Nutzung 
und wohlfahrtsstaatlichen Ressourcen ab. Damit ist die zentrale Frage verknüpft, wie die monopolisierte 
Macht der digitalen Konzerne und großer Investoren begrenzt werden kann. Wenn gerade die moderne 

15./16. März 2019
Ev. Schule Berlin Zentrum

Wallstraße 32, 10179 Berlin

Norddeutschland
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gen, die konsequent alle damit in Verbindung 
stehenden Themenfelder wie soziale, ökolo-
gische und ökonomische Fragen beinhaltet, er-
gänzt durch Fragen zu Frieden, Migration und 
Demokratie. Unser  Verständnis eines Sozial-
staates  soll wieder nach den folgenden Grund-
sätzen ausrichtet werden:

•	 Der Staat muss seine Bürger*innen schüt-
zen und sich um seine Bürger*innen küm-
mern.

•	 Soziale Sicherheit heißt nicht Kampf gegen-
einander, sondern solidarisches Miteinander.

•	 Profitinteressen haben in den Bereichen der 
sozialen Sicherheit wie Rente, Pflege, Ge-
sundheit, Bildung nichts zu suchen.

•	 Sozialpolitik zielt auf eine gerechte Vertei-
lung und eine demokratische Wirtschafts-
ordnung .

Ziel unserer Intervention ist es, in einem 
ersten Schritt, die Kräfte innerhalb der SPD zu 
bündeln, die bereit sind, diesen Erneuerungs-
prozess aktiv zu begleiten. Wir, die DL21, Ver-
treterinnen der Zeitschriften Sozialismus und 
spw, VertreterInnen von NoGroKo, WI(E)SO 
(Wie sozial kann Wirtschaft sein), von PROMS 
Nord und andere wollen uns nicht nur besser 
vernetzen, wir wollen gemeinsam inhaltliche 
Ansprüche an die Erneuerung der SPD dis-
kutieren, um glaubhaft eine linke Alternative 
fordern zu können, um die Möglichkeit eines 
gemeinsamen Agierens mit anderen linken 
Kräften glaubhaft vertreten zu können.

PROGRAMM
•	 Wie geht eine linke sozialdemokratische 

Friedenspolitik?

•	 Was ist eine linke Politik für BürgerInnen-
rechte?

•	 Auf welcher Grundlage können wir wieder 
zur Partei „der Arbeit“ werden?

•	 Wie sieht eine sozialdemokratische Flücht-
lings- und Asylpolitik aus, die nach links 
bündnisfähig ist?

•	 Was heißt Wirtschaftsdemokratie?

•	 Wie können wir in/mit der SPD ein alter-
natives Bündnis erreichen und welche Ent-
scheidungen müssen in der SPD hierzu fal-
len?

•	 Ist die SPD noch zu retten? Wenn ja, wie? 

11.15 Uhr – 13.00 Uhr

I. Workshoprunde/ Angebot von 2 parallel 
stattfindenden Themenangeboten mit jeweils:

•	 Impuls

15. März , 19.00 Uhr

Auftaktdiskussion zum Workshop mit 
Vertreter*innen der teilnehmenden Initiativen. 

Vorstellung der teilnehmenden Initiativen, 
bisherige Arbeit. 
Erwartungen an die Veranstaltung

16. März, 10.00 - 16.00 Uhr Workshop

10.00 Uhr- 10.15 Uhr

Begrüßung durch Vertreter*innen der teilneh-
menden Initiativen

10.15 Uhr – 11.00 Uhr 

Bestimmen von 4 Workshop-Themen (Ple-
num), die die linke Bündnisfähigkeit der SPD 
deutlich machen sollen wie z.B.

•	 Kernpunkte einer linken sozialen, ökolo-
gischen und ökonomischen Politik

•	 Welchen Sozialstaat wollen wir verwirkli-
chen?
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•. Erarbeitung. eines. Diskussionsanstoßes.
für.eine.linke.sozialdemokratische.Politik,.
die.Grundlage.für.den.weiteren.Verständi-
gungsprozess.bilden.(u.a..auch.für.die.Früh-
sommertagung.der.DL.21)

•. Festhalten.des.Ergebnisses

13.00 Uhr – 13.30 Uhr 

Mittagspause

13.30 Uhr bis 15.15 Uhr 

II..Workshoprunde/.Angebot.der.beiden.wei-
teren.2.Th. emen.mit.jeweils:

•. Impuls

•. Erarbeitung. eines. Diskussionsanstoßes.
für.eine.linke.sozialdemokratische.Politik,..
die.Grundlage.für.den.weiteren.Verständi-
gungsprozess.bilden.(u.a..auch.für.die.Früh-
sommertagung.der.DL.21)

•. Festhalten.des.Ergebnisses.(sodass.es.nach-
vollziehbar. ist.und.ergänzt.werden.kann,.
möglichst.an.einer.Pinnwand)

15.15 Uhr – 15.45 Uhr

Kurze.Darstellung.der.Ergebnisse.durch.die.
Leitungen.der.Workshops

15.45 Uhr – 16.00 Uhr

Ergänzung.der.Ergebnisse.der.2.Workshops,.an.
denen.die.TeilnehmerInnen.der.Veranstaltung.
nicht. mitwirken. konnten.. Die. Ergänzungen.
werden.farblich.hervorgehoben.oder.an.die.je-
weilige.Leitung.der.einzelnen.Workshoprunde.
kommuniziert.

Ende der Veranstaltung

11.15 Uhr – 13.00 Uhr

I. Workshoprunde/ Angebot von 2 parallel stattfindenden Themenangeboten mit jeweils:

Impuls

Erarbeitung eines Diskussionsanstoßes für eine linke sozialdemokratische Politik, die Grundlage für den 
weiteren Verständigungsprozess bilden (u.a. auch für die Frühsommertagung der DL 21)

Festhalten des Ergebnisses

13.00 Uhr – 13.30 Uhr 

Mittagspause

13.30 Uhr bis 15.15 Uhr 

II. Workshoprunde/ Angebot der beiden weiteren 2 Themen mit jeweils:

Impuls

Erarbeitung eines Diskussionsanstoßes für eine linke sozialdemokratische Politik,  die Grundlage für 
den weiteren Verständigungsprozess bilden (u.a. auch für die Frühsommertagung der DL 21)

Festhalten des Ergebnisses (sodass es nachvollziehbar ist und ergänzt werden kann, möglichst an einer 
Pinnwand)

15.15 Uhr – 15.45 Uhr

Kurze Darstellung der Ergebnisse durch die Leitungen der Workshops

15.45 Uhr – 16.00 Uhr

Ergänzung der Ergebnisse der 2 Workshops, an denen die TeilnehmerInnen der Veranstaltung nicht 
mitwirken konnten.

Die Ergänzungen werden farblich hervorgehoben oder an die jeweilige Leitung der einzelnen 
Workshoprunde kommuniziert.

Ende der Veranstaltung

Anmeldung unter

info@forum-dl21.de

Forum Demokratische Linke 21 | Müllerstraße 163, 13353 Berlin 
030 4692 238 | www.forum-dl21.de

Finde uns im Netz: www.forum-dl21.de |      @ForumDL21 |      @Forum_DL21

www.wiesozial.de |      @wiesozial

www.nogroko.de |      @AufstandSPD |      @GroKoNeinDanke

www.sozialismus.de |      @Zeitschrift.Sozialismus |      @ZsSozialismus

www.proms-nord.org |      @promsnord

www.spw.de |      @zeitschriftspw

11.15 Uhr – 13.00 Uhr

I. Workshoprunde/ Angebot von 2 parallel stattfindenden Themenangeboten mit jeweils:

Impuls

Erarbeitung eines Diskussionsanstoßes für eine linke sozialdemokratische Politik, die Grundlage für den 
weiteren Verständigungsprozess bilden (u.a. auch für die Frühsommertagung der DL 21)

Festhalten des Ergebnisses

13.00 Uhr – 13.30 Uhr 

Mittagspause

13.30 Uhr bis 15.15 Uhr 

II. Workshoprunde/ Angebot der beiden weiteren 2 Themen mit jeweils:

Impuls

Erarbeitung eines Diskussionsanstoßes für eine linke sozialdemokratische Politik,  die Grundlage für 
den weiteren Verständigungsprozess bilden (u.a. auch für die Frühsommertagung der DL 21)

Festhalten des Ergebnisses (sodass es nachvollziehbar ist und ergänzt werden kann, möglichst an einer 
Pinnwand)

15.15 Uhr – 15.45 Uhr

Kurze Darstellung der Ergebnisse durch die Leitungen der Workshops

15.45 Uhr – 16.00 Uhr

Ergänzung der Ergebnisse der 2 Workshops, an denen die TeilnehmerInnen der Veranstaltung nicht 
mitwirken konnten.

Die Ergänzungen werden farblich hervorgehoben oder an die jeweilige Leitung der einzelnen 
Workshoprunde kommuniziert.

Ende der Veranstaltung

Anmeldung unter

info@forum-dl21.de

Forum Demokratische Linke 21 | Müllerstraße 163, 13353 Berlin 
030 4692 238 | www.forum-dl21.de

Finde uns im Netz: www.forum-dl21.de |      @ForumDL21 |      @Forum_DL21

www.wiesozial.de |      @wiesozial

www.nogroko.de |      @AufstandSPD |      @GroKoNeinDanke

www.sozialismus.de |      @Zeitschrift.Sozialismus |      @ZsSozialismus

www.proms-nord.org |      @promsnord

www.spw.de |      @zeitschriftspw



ò	 Ich möchte ein spw-Probeabo!
Zwei Hefte für 13 Euro auf Rechnung (inkl.Versand).Wenn keine Kündigung drei
Wochen nach Lieferung des 2. Heftes erfolgt, wird das Probeabo umgestellt
zum Normalabo.Dann besteht auch die Möglichkeit einer Buchprämie.

ò	 Ich abonniere spw für mindestens zwölf Monate
ab Heft:

	 ò Normal-Abo 39,00 € Inland (inkl.Versand;
37,00 € bei Bankeinzug)

	 ò Auslandsabonnement Europa 49,- € (inkl. Versand)
Mein Prämienpaket:	 ò 1 ò 2 ò 3

ò	 Ich bin mit der Verwendung meiner persönlichen Daten
und der Speicherung einverstanden. Siehe Datenschutz-
erklärung auf www. spw.de

Die spw geht an:

Name,Vorname

Straße, Nr.

PLZ, Ort

Telefon (freiwillige Angabe)

E-Mail (freiwillige Angabe)

Datum, Unterschrift

Meinungsstark!

Links!

In der Sozialdemokratie!

spw erscheint mit sechs Heften im Jahr bei einem Umfang von bis zu 88 Seiten
pro Ausgabe. Die Kündigung des Abonnements ist unter Einhaltung einer drei-
monatigen Frist nur zum Jahresende möglich.		

Abo per Fax: 0231 / 202 00 24 oder unter: www.spw.de

ò	 Ich wünsche Bankeinzug:

Geldinstitut

IBAN	 BIC

Datum, Unterschrift

ò	 Ich zahle per Rechnung. Die Rechnung geht an:

Name,Vorname

Straße, Nr.

PLZ, Ort

Datum, Unterschrift

ò	 Ich möchte regelmäßig mit dem spw E-Mail-Newsletter
informiert werden.

Neue Abonnenten/innen erhalten eine Buchprämie als Geschenk

Leser/in werden – Prämie wählen!

Prämienpaket 1 Prämienpaket 2 Prämienpaket 3
Frank Deppe
Politisches Denken im 20. Jahrhundert
Band 1:Die Anfänge:Friedrich Nietzsche | Henri
Bergson | Sigmund Freud | MaxWeber Vilfredo
Pareto | Georges Sorel |W. I.Lenin | Sun Yatsen
416 Seiten | 2016 | € 32.80
ISBN 978-3-89965-727-2 | VSA-Verlag

Michael Klundt
Gestohlenes Leben
Kinderarmut in Deutschland
Neue Kleine Bibliothek 268
ca. 190 Seiten | € 14.90 | März 2019
ISBN 978-3-89438-696-2 | PapyRossa Verlag

Karl-Eckhard Carius/
Viriato Soromenho-Marques (Hrsg.): 
Mauern der Freiheit. Lissabons vergessene 
Bilder und der Aufschrei heute. 
172 Seiten | € 27.90 | 2014 | ISBN 978-3-89691-957-1
Westfälisches Dampfboot

BEIGEWUM
Umkämpfte Technologien
Arbeit im digitalen Wandel
Herausgegeben vom Beirat für gesellschafts-,
wirtschafts- und umweltpolitische Alternativen
224 Seiten | 2018 | € 16.80
ISBN 978-3-89965-847-7 | VSA-Verlag

Werner Rügemer
Die Kapitalisten des 21. Jahrhunderts
Gemeinverständlicher Abriss zum Aufstieg
der neuen Finanzakteure
Neue Kleine Bibliothek 263
357 Seiten | € 19.90 | Sept. 2018
ISBN 978-3-89438-675-7 | PapyRossa Verlag

Henning Fischer/Uwe Fuhrmann u. a. 
Zwischen Ignoranz und Inszenierung. 
Die Bedeutung von Mythos und Geschichte
für die Gegenwart der Nation
205 Seiten | € 19.90 | 2015
ISBN 978-3-89691-897-0
Westfälisches Dampfboot


